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Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

zur 35. öffentlichen Sitzung des Ausschusses für Stadtentwicklung, Mobilität und 

Verkehr lade ich ein für 

 

Mittwoch, 30. Oktober 2019, 17:00 Uhr, 

Sitzungssaal des Magistrats, Rathaus, Kassel. 

 

Tagesordnung: 

 

1. Berichterstattung über städtische Baumaßnahmen 

Beschluss der Stadtverordentenversammlung vom 11. Juli 2016 

Bericht des Magistrats 

- 101.18.115 - 

 

2. KVG-Netzreform - Fahrplananpassungen der KVG zum Fahrplanwechsel 

Dezember 2018 

Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 11. März 2019 

Bericht des Magistrats 

- 101.18.1183 - 

 

3. documenta-Institut auf dem Karlsplatz 

Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 26. August 2019 

Bericht des Magistrats 

- 101.18.1354 - 
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Einladung zur 35. Sitzung des Ausschusses für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr am 30. Oktober 2019 

 

2 von 3 4. Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. I/14, 1. Änderung 

„Tapetenmuseum“ 

(Aufstellungs- und Offenlegungsbeschluss) 

Vorlage des Magistrats 

Berichterstatter/in: Stadtbaurat Christof Nolda 

- 101.18.1461 -  

 

5. Satzung der Stadt Kassel über eine Veränderungssperre für das Gebiet des 

Bebauungsplans der Stadt Kassel Nr. V/14 „Fiedlerstraße / Eisenschmiede“ 

(Beschlussfassung als Satzung) 

Vorlage des Magistrats 

Berichterstatter/in: Stadtbaurat Christof Nolda 

- 101.18.1462 -  

 

6. Bebauungsplan Nr. I/ 39 "Giesewiesen" 

und Bebauungsplan Nr. I/ 39 "Giesewiesen", 1. Änderung 

Multifunktionshalle 

(Aufhebung der Stadtverordnetenbeschlüsse zum Satzungsbeschluss) 

Vorlage des Magistrats 

Berichterstatter/in: Stadtbaurat Christof Nolda 

- 101.18.1463 -  

 

7. Zahl der Um- und Ausbaumaßnahmen mit Erhebung von Straßenbeiträgen 

Anfrage der Fraktion FDP+ Freie Wähler + Piraten 

Berichterstatter/in: Stadtverordneter Matthias Nölke 

- 101.18.1397 -  

 

8. KVG Betrieb für Nutzer*innen aufrechterhalten 

Antrag der Fraktion Kasseler Linke 

Berichterstatter/in: Stadtverordnete Violetta Bock 

- 101.18.1398 -  

(gleichzeitig im Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen) 

 

9. Baumaßnahmen in Kassel 

Anfrage der CDU-Fraktion 

Berichterstatter/in: Stadtverordneter Dominique Kalb 

- 101.18.1400 -  

 

10. Gestaltung Karlsplatz / documenta-Institut 

Antrag der CDU-Fraktion 

Berichterstatter/in: Stadtverordneter Dominique Kalb 

- 101.18.1429 -  

 

 

 



 

Einladung zur 35. Sitzung des Ausschusses für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr am 30. Oktober 2019 

 

3 von 3 11. Integriertes Entwicklungskonzept Kasseler Osten (ISEK) 

Gemeinsame Anfrage der Fraktionen SPD und B90/Grüne und des 

Stadtverordneten Andreas Ernst 

Berichterstatter/in: Stadtverordneter Mario Lang 

- 101.18.1455 -  

 

12. Parkgebührenordnung 

Anfrage der Fraktion FDP+ Freie Wähler + Piraten 

Berichterstatter/in: Stadtverordneter Matthias Nölke 

- 101.18.1486 -  

 

13. Ausbau Rad- und Gehwegverbindung am Katzensprung vorstellen 

Antrag der Fraktion Kasseler Linke 

Berichterstatter/in: Stadtverordnete Violetta Bock 

- 101.18.1490 -  

 

14. Straßenumbau- und -ausbaumaßnahmen vor dem 01.09.2019 

Anfrage der CDU-Fraktion 

Berichterstatter/in: Stadtverordneter Wolfram Kieselbach 

- 101.18.1495 -  

 

15. Mehr Radabstellplätze am Kasseler Rathaus 

Antrag der Fraktion Kasseler Linke 

Berichterstatter/in: Stadtverordnete Violetta Bock 

- 101.18.1501 -  

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

gez. Dominique Kalb 

Vorsitzender 
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Niederschrift 
über die 35. öffentliche Sitzung 
des Ausschusses für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr 
am Mittwoch, 30. Oktober 2019, 17:00 Uhr 
im Sitzungssaal des Magistrats, Rathaus, Kassel 
 
 
Anwesende:  
 
Mitglieder 
Dominique Kalb, Vorsitzender, CDU 
Sascha Gröling, 1. stellvertretender Vorsitzender, SPD 
Eva Koch, 2. stellvertretende Vorsitzende, B90/Grüne 
Judith-Annette Boczkowski, Mitglied, SPD 
Dietmar Bürger, Mitglied, SPD 
Mario Lang, Mitglied, SPD 
Wolfram Kieselbach, Mitglied, CDU 
Steffen Müller, Mitglied, B90/Grüne 
Sven René Dreyer, Mitglied, AfD 
Gerhard Schenk, Mitglied, AfD 
Violetta Bock, Mitglied, Kasseler Linke                                       ab 17.14 Uhr 
Matthias Nölke, Mitglied, FDP 
 
Teilnehmer mit beratender Stimme 
Pasquale Malva, Vertreter des Ausländerbeirates 
Heinz Gunter Drubel, Vertreter des Seniorenbeirates 
 
Magistrat 
Dirk Stochla, Stadtrat, SPD 
Christof Nolda, Stadtbaurat, B90/Grüne 
 
Schriftführung 
Sabine John, Hauptamt - Büro der Stadtverordnetenversammlung 
 
Entschuldigt: 
Helmut Ernst, Vertreter des Behindertenbeirates 
 
Verwaltung und andere Teilnehmer/-innen 
Volker Mohr, Stadtplanung, Bauaufsicht und Denkmalschutz 
Axel Jäger, Hochbau und Gebäudebewirtschaftung 
Dr. Georg Förster, Straßenverkehrs- und Tiefbauamt 
Christina Hein, HNA 
Dr. Thorsten Ebert, KVG 
Oliver Eikenberg, KVG 
 
 
Tagesordnung: 
 

1. Berichterstattung über städtische Baumaßnahmen                      
101.18.115 

2. KVG-Netzreform - Fahrplananpassungen der KVG zum  
Fahrplanwechsel Dezember 2018                                                      
101.18.1183 
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2 von 8 3. documenta-Institut auf dem Karlsplatz                                             
101.18.1354  

4. Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. I/14, 1. 
Änderung „Tapetenmuseum“ (Aufstellungs- und 
Offenlegungsbeschluss) 

101.18.1461 

5. Satzung der Stadt Kassel über eine Veränderungssperre 
für das Gebiet des Bebauungsplans der Stadt Kassel Nr. 
V/14 „Fiedlerstraße / Eisenschmiede“ (Beschlussfassung 
als Satzung) 

101.18.1462 

6. Bebauungsplan Nr. I/ 39 "Giesewiesen" und 
Bebauungsplan Nr. I/ 39 "Giesewiesen", 1. Änderung 
Multifunktionshalle 
(Aufhebung der Stadtverordnetenbeschlüsse zum 
Satzungsbeschluss) 

101.18.1463 

7. Zahl der Um- und Ausbaumaßnahmen mit Erhebung von 
Straßenbeiträgen 

101.18.1397 

8. KVG Betrieb für Nutzer*innen aufrechterhalten 101.18.1398 
9. Baumaßnahmen in Kassel 101.18.1400 
10. Gestaltung Karlsplatz / documenta-Institut 101.18.1429 
11. Integriertes Entwicklungskonzept Kasseler Osten (ISEK) 101.18.1455 
12. Parkgebührenordnung 101.18.1486 
13. Ausbau Rad- und Gehwegverbindung am Katzensprung 

vorstellen 
101.18.1490 

14. Straßenumbau- und -ausbaumaßnahmen vor dem 
01.09.2019 

101.18.1495 

15. Mehr Radabstellplätze am Kasseler Rathaus 101.18.1501 
 
 
Vorsitzender Kalb eröffnet die mit der Einladung vom 22. Oktober 2019 
ordnungsgemäß einberufene 35. öffentliche Sitzung des Ausschusses für 
Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr, begrüßt die Anwesenden und stellt die 
Beschlussfähigkeit fest. 
 
Zur Tagesordnung 
 
Vorsitzender Kalb teilt mit, dass er beabsichtigt, den Tagesordnungspunkt 7 
betr. Zahl der Um- und Ausbaumaßnahmen mit Erhebung von Straßenbeiträgen, 
101.18.1397, und den Tagesordnungspunkt 14 betr. Straßenumbau- und  
–ausbaumaßnahmen vor dem 01.09.2019, 101.18.1495, gemeinsam zur 
Beratung aufzurufen. 
 
Weiterhin teilt er mit, dass Tagesordnungspunkt 10 betr. Gestaltung 
Karlsplatz / documenta-Institut, 101.18.1429, heute abgesetzt wird, weil er 
den Antrag für die CDU-Fraktion zurückzieht. 
 
Auf Bitte von Stadtbaurat Nolda werden Tagesordnungspunkt 12 betr. 
Parkgebührenordnung, 101.18.1486, und Tagesordnungspunkt 14 betr. 
Straßenumbau- und –ausbaumaßnahmen vor dem 01.09.2019, 101.18 1495, 
abgesetzt, weil die Beantwortung der Anfragen heute noch nicht erfolgen kann. 
 
Vorsitzender Kalb stellt die so geänderte Tagesordnung fest. 
 
1. Berichterstattung über städtische Baumaßnahmen 
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vom 30. Oktober 2019 

 

3 von 8 Beschluss der Stadtverordentenversammlung vom 11. Juli 2016 
Bericht des Magistrats 
- 101.18.115 - 

 
Beschluss 
 

Der Magistrat wird aufgefordert, halbjährlich die Mitglieder des Ausschusses 
für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr schriftlich über alle begonnenen 
bzw. geplanten städtischen Baumaßnahmen zu informieren. Der Bericht soll 
mindestens folgende Informationen enthalten: 
 

 Bezeichnung Baumaßnahme 

 Im Haushalt bereitgestellte Mittel 

 Summe der bis zum 30.6. bzw. 31.12. d. J. getätigten Ausgaben 

 voraussichtlich zu erwartende Mehr- bzw. Minderausgaben 

 geplanter bzw. erfolgter Baubeginn 

 geplantes bzw. erfolgtes Bauende 

 kurze Sachstandsbeschreibung 
 
Vorsitzender Kalb gibt das Wort an den Magistrat. Stadtbaurat Nolda führt in das 
Thema ein und gibt das Wort an Herrn Axel Jäger, Hochbau und 
Gebäudebewirtschaftung, und an Herrn Dr. Georg Förster, Straßenverkehrs- und 
Tiefbauamt. Beide berichten über städtische Baumaßnahmen und beantworten 
im Anschluss die Fragen der Ausschussmitglieder. 
 
Der Bericht des Magistrats wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
2. KVG-Netzreform - Fahrplananpassungen der KVG zum 

Fahrplanwechsel Dezember 2018 
Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 11. März 2019 
Bericht des Magistrats 
- 101.18.1183 - 

 
Beschluss 
 

Der Magistrat wird gebeten, die im Dezember 2018 erfolgten 
Fahrplananpassungen der KVG sowie zukünftig beabsichtigte Maßnahmen in 
der nächsten Sitzung des Ausschusses für Stadtentwicklung, Mobilität und 
Verkehr vorzustellen. Dabei soll auch dargestellt werden, inwieweit 
Änderungswünsche und Vorschläge der Ortsbeiräte übernommen wurden. 

 
Vorsitzender Kalb gibt das Wort an den Magistrat. Stadtrat Stochla führt kurz in 
das Thema ein und gibt das Wort an Herrn Dr. Thorsten Ebert, KVG AG. Dieser 
erläutert anhand einer PowerPointPräsentation die Liniennetzreform der KVG 
und gibt einen Überblick über das neue Konzept. Anschließend beantwortet er 
die Fragen der Ausschussmitglieder. 
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4 von 8 Der Bericht des Magistrats wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
3. documenta-Institut auf dem Karlsplatz 

Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 26. August 2019 
Bericht des Magistrats 
- 101.18.1354 - 

 
Beschluss 
 

Der Magistrat wird gebeten, den aktuellen Diskussions- und Planungsstand 
rund um den möglichen Standort des documenta-Instituts am Karlsplatz zu 
berichten. 

 
Vorsitzender Kalb gibt das Wort an den Magistrat. Stadtbaurat Nolda erläutert 
anhand einer PowerPointPräsentation die Zielsetzung und Bedeutung des 
documenta-Instituts und erklärt die Bedingungen zur Standortfindung. Im 
Anschluss beantwortet er die Fragen der Ausschussmitglieder. 
 
Der Bericht des Magistrats wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
4. Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. I/14, 1. Änderung 

„Tapetenmuseum“ 
(Aufstellungs- und Offenlegungsbeschluss) 
Vorlage des Magistrats 
- 101.18.1461 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

„Für das Gebiet zwischen der Friedrichsstraße, dem Brüder-Grimm-Platz, der 
Wilhelmshöher Allee und den westlich angrenzenden Parzellen 285/4 und 
289/17 der Flur 9, Gemarkung Kassel, soll der vorhabenbezogene 
Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. I/14, 1. Änderung „Tapetenmuseum“ 
gemäß § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) in Verbindung mit § 30 (2) BauGB 
aufgestellt werden. Das Bebauungsplanverfahren wird beschleunigt nach § 13 
a BauGB durchgeführt. 
 
Ziel und Zweck der Planung ist es, die planungsrechtlichen Voraussetzungen 
für die Errichtung des Deutschen Tapetenmuseums – Museum für Raumkunst 
zu schaffen, die Einfügung in den städtebaulichen Kontext zu gewährleisten 
und damit einen weiteren Beitrag zur Entwicklung und Neuordnung der 
Museumslandschaft zu leisten. 
 
Dem Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes wird zugestimmt. Er 
soll gemäß § 3 (2) BauGB öffentlich ausgelegt werden.“ 

 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr fasst bei 
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5 von 8 Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: -- 
den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 
fassen: 
 
Dem Antrag des Magistrats betr. Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. I/14,  
1. Änderung „Tapetenmuseum“ (Aufstellungs- und Offenlegungsbeschluss), 
101.18.1461, wird zugestimmt. 
 
 
Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Lang 
 
 
5. Satzung der Stadt Kassel über eine Veränderungssperre für das 

Gebiet des Bebauungsplans der Stadt Kassel Nr. V/14 „Fiedlerstraße / 
Eisenschmiede“ 
(Beschlussfassung als Satzung) 
Vorlage des Magistrats 
- 101.18.1462 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

„Zur Sicherung der Planung für den künftigen Planbereich des 
Bebauungsplanes Nr. V/14 „Fiedlerstraße / Eisenschmiede“ zwischen der 
Bunsenstraße im Westen, der Eisenschmiede im Norden, dem Haarmannweg 
im Süden sowie dem Wohngebiet an der 
Schaumbergstraße/Silcherstraße/Wilhelmsthaler Straße im Osten wird der 
Satzung über eine Veränderungssperre nach § 14 (1) und § 16 
Baugesetzbuch (BauGB) und den §§ 5, 50, 51 Nr. 6, der Hessischen 
Gemeindeordnung in der Fassung vom 07.03.2005 (GVBl. I S. 142), zuletzt 
geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 21. Juni 2018 (GVBl. S. 291), 
zugestimmt.“ 

 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: -- 
den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 
fassen: 
 
Dem Antrag des Magistrats betr. Satzung der Stadt Kassel über eine 
Veränderungssperre für das Gebiet des Bebauungsplans der Stadt Kassel Nr. 
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6 von 8 V/14 „Fiedlerstraße / Eisenschmiede“ (Beschlussfassung als Satzung), 
101.18.1462, wird zugestimmt. 
 
Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Kieselbach 
 
 
 
 
 
 
 
6. Bebauungsplan Nr. I/ 39 "Giesewiesen" 

und Bebauungsplan Nr. I/ 39 "Giesewiesen", 1. Änderung 
Multifunktionshalle 
(Aufhebung der Stadtverordnetenbeschlüsse zum 
Satzungsbeschluss) 
Vorlage des Magistrats 
- 101.18.1463 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

„Der Aufhebung der Beschlüsse der Stadtverordneten zur Satzung des 
Bebauungsplanes Nr. I / 39 „Giesewiesen“ vom 5. November 1979 und des  
Bebauungsplanes Nr. I / 39 „Giesewiesen“1. Änderung Multifunktionshalle 
vom 2. Juli 2007 wird zugestimmt.“ 

 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: AfD 
den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 
fassen: 
 
Dem Antrag des Magistrats betr. Bebauungsplan Nr. I/ 39 "Giesewiesen" 
und Bebauungsplan Nr. I/ 39 "Giesewiesen", 1. Änderung Multifunktionshalle 
(Aufhebung der Stadtverordnetenbeschlüsse zum Satzungsbeschluss), 
101.18.1463, wird zugestimmt. 
 
 
Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Müller 
 
 
7. Zahl der Um- und Ausbaumaßnahmen mit Erhebung von 

Straßenbeiträgen 
Anfrage der Fraktion FDP+ Freie Wähler + Piraten 
- 101.18.1397 - 
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Aus Zeitgründen erfolgt kein Aufruf. 
Der Tagesordnungspunkt wird für die nächste Sitzung vorgemerkt. 
 
 
 
8. KVG Betrieb für Nutzer*innen aufrechterhalten 

Antrag der Fraktion Kasseler Linke 
- 101.18.1398 - 

 
Aus Zeitgründen erfolgt kein Aufruf. 
Der Tagesordnungspunkt wird für die nächste Sitzung vorgemerkt. 
 
 
9. Baumaßnahmen in Kassel 

Anfrage der CDU-Fraktion 
- 101.18.1400 - 

 
Aus Zeitgründen erfolgt kein Aufruf. 
Der Tagesordnungspunkt wird für die nächste Sitzung vorgemerkt. 
 
 
10. Gestaltung Karlsplatz / documenta-Institut 

Antrag der CDU-Fraktion 
- 101.18.1429 - 

 
Der Antrag wurde von der Antrag stellenden Fraktion zurückgezogen. 
 
 
11. Integriertes Entwicklungskonzept Kasseler Osten (ISEK) 

Gemeinsame Anfrage der Fraktionen SPD und B90/Grüne und des 
Stadtverordneten Andreas Ernst 
- 101.18.1455 - 

 
Aus Zeitgründen erfolgt kein Aufruf. 
Der Tagesordnungspunkt wird für die nächste Sitzung vorgemerkt. 
 
 
12. Parkgebührenordnung 

Anfrage der Fraktion FDP+ Freie Wähler + Piraten 
- 101.18.1486 - 

 
Abgesetzt 
 
 
13. Ausbau Rad- und Gehwegverbindung am Katzensprung vorstellen 

Antrag der Fraktion Kasseler Linke 
- 101.18.1490 - 

 
Aus Zeitgründen erfolgt kein Aufruf. 
Der Tagesordnungspunkt wird für die nächste Sitzung vorgemerkt. 
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8 von 8 14. Straßenumbau- und -ausbaumaßnahmen vor dem 01.09.2019 
Anfrage der CDU-Fraktion 
- 101.18.1495 - 

 
Abgesetzt 
 
 
15. Mehr Radabstellplätze am Kasseler Rathaus 

Antrag der Fraktion Kasseler Linke 
- 101.18.1501 - 

 
Aus Zeitgründen erfolgt kein Aufruf. 
Der Tagesordnungspunkt wird für die nächste Sitzung vorgemerkt. 
 
 
 
Ende der Sitzung: 19:11 Uhr 
 
 
 
 
 
Dominique Kalb Sabine John 
Vorsitzender Schriftführerin 
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Die Liniennetzreform in Kassel

Konzept – Bürgerbeteiligung – Umsetzung - Bewertung

Ausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr

30. Oktober 2019

Dr. Thorsten Ebert

Kasseler Verkehrs-Gesellschaft AG



Seite  2Liniennetzreform in Kassel  |  19.9.19  |  Ausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr

Kasseler Linien

Agenda

1. Anlass und Ziele der Netzreform

2. Das Kasseler Modell – der Bürger plant mit

3. Die Neuplanung trägt die Handschrift der Bürger

4. Das reformierte Netz verbessert das Angebot für die 

Mehrheit der Bürger

5. 25. März 2018 und dann?

6. Ein Jahr danach - Analyse und Bewertung

7. Fazit
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Kassel – wachsendes Oberzentrum

▪ Kassel ist ein wachsendes Oberzentrum: Beginnend mit der 

Wende sind neue Wohnquartiere, Institutionen und 

Einrichtungen entstanden. Die Universität ist enorm gewachsen.

▪ Kassel ist eine dynamische Stadt: Einzelhandelsstrukturen und 

Öffnungszeiten haben sich fundamental geändert; die 

Erreichbarkeit der Innenstadt ist wichtig. 

▪ Kassel ist eine bürger- und kundenorientierte Stadt: Gefordert 

ist ein Wandel hin zu multimodalen Verkehrskonzepten, bei 

denen auch die Bedeutung der öffentlichen Verkehrsmittel

steigt.

▪ Nach 30 Jahren Netzentwicklung führen einzelne Anpassungen 

nicht zur notwendigen systemischen Weiterentwicklung.

Liniennetzreform in Kassel  |  19.9.19  |  Ausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr
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Die Liniennetzreform im Überblick
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Zielsetzung der Liniennetzreform gemäß 

Stadtverordnetenbeschluss vom 04.05.2015 im Wortlaut

▪ Steigerung der Effizienz durch Anpassungen an die Nachfrage

▪ klarere Netzstruktur

▪ Verbesserung der Erlössituation

▪ Fahrgastpotenziale ausschöpfen

▪ Optimierung der Pünktlichkeit und der Zuverlässigkeit

▪ die Netzreform ist ein Baustein, um die wirtschaftlichen Belastungen, die 

durch die entfallene öffentliche Förderung der Fahrzeugbeschaffung 

entstehen, aufzufangen
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Unsere Planung stellt den Kunden in den Mittelpunkt

Das Ziel: Die Liniennetzreform 

soll das Angebot insgesamt 

verbessern:

▪ durch einen Abgleich von 

Angebot und Nachfrage

▪ durch größere Klarheit und 

Übersichtlichkeit

▪ durch verbesserte Pünktlichkeit 

und Zuverlässigkeit 

steigende 

Fahrgast-

zahlen 

verbesserte 

Erlössituation

höhere 

Attraktivität 
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Kasseler Linien

Agenda

1. Anlass und Ziele der Netzreform

2. Das Kasseler Modell – der Bürger plant mit

3. Die Neuplanung trägt die Handschrift der Bürger

4. Das reformierte Netz verbessert das Angebot für die 

Mehrheit der Bürger

5. 25. März 2018 und dann?

6. Ein Jahr danach - Analyse und Bewertung

7. Fazit
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Das Kasseler Modell – der Bürger plant mit

▪ Die Liniennetzreform startet mit der umfassendsten 

Bürgerbeteiligung, die es jemals in Kassel gab.

▪ Kasseler Bürger, Interessengruppen und die Politik waren 

aufgerufen, sich aktiv am Dialog zu beteiligen.

▪ Der Dialog erfolgt auf allen Kommunikationskanälen und mit 

Unterstützung der lokalen Presse von Juli bis November 2015.

▪ Für Anregungen und Kritik wurden umfassende 

Antwortmöglichkeiten bereitgestellt: Rückmeldung per 

Antwortformular, persönlich im Kundenzentrum, online, 

Eintragungen auf Stellwänden und Meinungsbekundung auf 

Veranstaltungen.

▪ Alle Rückmeldungen wurden erfasst und ausgewertet.
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Vier Monate Kommunikation des Netzentwurfs 

auf allen Kommunikationskanälen

Veranstaltungen

▪ Auftaktveranstaltung auf dem 

Friedrichsplatz

▪ Teilnahme an Ortsbeiratssitzungen, 

Beiratssitzungen und Fraktionssitzungen

▪ Diskussionen mit Umweltverbänden

▪ Info-Platz Kasseler Linien im NVV-

Kundenzentrum der KVG

▪ Workshop Kinder- und 

Jugendbeteiligung

▪ Diskussion im Fahrgastbeirat der KVG
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Vier Monate Kommunikation des Netzentwurfs 

auf allen Kommunikationskanälen

Infomaterial

▪ Printmedien 

(Broschüre, Stadtteilkarten, 

Liniennetzplan)

▪ umfassendes Mailing an alle 

Abokunden in Kassel

▪ online: Themenseite

www.kasselerlinien.de
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Vier Monate Kommunikation des Netzentwurfs 

auf allen Kommunikationskanälen

Pressebegleitung

▪ HNA-Stadtteilserie für die 

Kasseler Stadtteile

Bettenhausen – Kirchditmold –

Wolfsanger/Hasenhecke – Oberzwehren 

– Forstfeld – Waldau – Brasselsberg –

Südstadt – Nordshausen –

Süsterfeld/Helleböhn – Harleshausen –

Bad Wilhelmshöhe – Rothenditmold –

Philippinenhof-Warteberg – Vorderer 

Westen – Wesertor – Jungfernkopf –

Fasanenhof – Wehlheiden – Nord-

Holland – Niederzwehren – Mitte und 

Unterneustadt 
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Bürger aus Stadt und Region gaben uns Rückmeldung zum 

Netzentwurf und äußerten ihre Wünsche
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Feedback nach Linien – die Top 10 mit den meisten 

Anregungen und Wünschen

Insgesamt 880 Hinweise (80 %)
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Feedback nach Linien – Kritik bei den Trams ist 

moderat

Insgesamt 228 Hinweise (20 %)
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Kasseler Linien

Agenda

1. Anlass und Ziele der Netzreform

2. Das Kasseler Modell – der Bürger plant mit

3. Die Neuplanung trägt die Handschrift der Bürger

4. Das reformierte Netz verbessert das Angebot für die 

Mehrheit der Bürger

5. 25. März 2018 und dann?

6. Ein Jahr danach - Analyse und Bewertung

7. Fazit
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Verlängerung neue Linie 11 vom Bf. Wilhelmshöhe <> dez     +

Verbesserungen u. a. bei vielen Buslinien als Reaktion 

auf den Bürgerdialog 

über Zeppelinstraße zur Feinerschließung Wolfsanger     +

Bedarfsverkehr zur Feinerschließung Forstfeld     + / Ο

Bedarfsverkehr zur Feinerschließung Harleshausen (West)     + / Ο

Splittung in Linie 12/13 mit Fahrweg über Tannenwaldbrücke     +
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Kasseler Linien

Agenda

1. Anlass und Ziele der Netzreform

2. Das Kasseler Modell – der Bürger plant

3. Die Neuplanung trägt die Handschrift der Bürger

4. Das reformierte Netz verbessert das Angebot für die 

Mehrheit der Bürger

5. 25. März 2018 und dann?

6. Ein Jahr danach - Analyse und Bewertung

7. Fazit
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Das reformierte Netz verbessert das Angebot für die 

Mehrheit der Bürger aus Stadt und Region

Eine Auswahl

▪ Kapazitätssteigerung um ca. 35 Mio. Platz-km (+ 3,3 %)

▪ Tram: + 58 Mio. Platz-km (+ 8,2 %) insbesondere  durch Beiwagenbetrieb auf 

der Achse Helleböhn <> Frankfurter Straße <> Ihringshäuser Straße; zukünftig 

ggf. sogar bis Baunatal; 

Bus: - 23 Mio. Platz-km (- 6,4 %)

▪ Steigerung der Innenstadtattraktivität durch Angebotsverbesserung 

am Samstagnachmittag 

▪ Verlängerung des 15-Minuten-Taktes bei Tram von derzeit ca. 15:00 Uhr auf 

ca. 18:00 Uhr als Anpassung an geänderte Ladenöffnungszeiten
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Mehr Kapazitäten, mehr Attraktivität, mehr Angebote

▪ 50 % mehr Angebot auf der Achse Harleshausen      Rothenditmold

Innenstadt Waldau 

▪ Verbesserung durch Wechsel von 15-Minuten-Takt auf 10-Minuten-Takt an 

Schultagen

▪ Angebotsverbesserung auf der Helleböhn-Strecke 

▪ Einführung eines 7,5-Minuten-Taktes (8 Fahrten/Stunde) „ganztägig“, d .h. 

bis ca. 20:00 Uhr – bisher nur in den Zeiten der Verkehrsspitze und nur im 

unstetigen Takt

▪ Verdopplung der Fahrtenhäufigkeit auf den gemeinsamen Tangenten 

Bus 12/13

▪ Bus 12/13 ergänzen sich zu einem durchschnittlichen 15-Min.-Takt zwischen 

Weserspitze und Rothenditmold sowie zwischen Wehlheiden und Auestadion
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Mehr Kapazitäten, mehr Attraktivität, mehr Angebote

▪ Kapazitätsausweitung durch Tram-Beiwagen 

▪ Ihringshäuser Straße <> Innenstadt <> Frankfurter Straße

▪ Im überplanten Entwurf zudem Beibehaltung von Tangentenfunktionen 

▪ Rothenditmold <> Vorderer Westen und Bf. Wilhelmshöhe <> dez
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Die gesteckten Ziele der Liniennetzreform werden mit dem 

überarbeiteten Netzentwurf erreicht

1. Das Angebot passt zur Nachfrage: ✓

→ positive Fahrgastprognose bei moderaten Angebotsangleichungen

2. Die Netzstruktur ist klarer und übersichtlicher: ✓

→ Neue Linienführungen im Busbereich sorgen für mehr Transparenz

3. Die Neuplanung optimiert Pünktlichkeit und Zuverlässigkeit: ✓

→ Mehr Zeitpuffer bei kritischen Umsteigevorgängen

4. Die Netzreform schöpft Fahrgastpotenziale aus und ✓

verbessert die Erlössituation:

→ ca. 300 – 350 Tsd. zusätzliche Fahrgäste jährlich prognostiziert

→ ca. 1 Mio. Euro Ergebnisverbesserung gegenüber Status quo erwartet
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Kasseler Linien

Agenda

1. Anlass und Ziele der Netzreform

2. Das Kasseler Modell – der Bürger plant

3. Die Neuplanung trägt die Handschrift der Bürger

4. Das reformierte Netz verbessert das Angebot für die 

Mehrheit der Bürger

5. 25. März 2018 und dann?

6. Ein Jahr danach - Analyse und Bewertung

7. Fazit
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Umsetzung zum 25.03.2018 läuft gut

• Innerbetriebliche Umsetzung insgesamt positiv: Mitarbeiter 

umfassend geschult;  technische Umstellungen haben funktioniert.

• Kunden zeigten sich im Großen und Ganzen gut informiert.

• Ab Anfang April auf einigen Linien erhebliche Probleme durch 

Baustellen 

• Verlegung von Rasengleisen auf der Wilhelmshöher Allee

• Tiefbauarbeiten auf der Druseltalstraße

• Umbau Stern und Königsstraße (Zentrum)

→ Erhebliche Verspätungen und Fahrtausfälle  auf mehreren 

Bus- und Tramlinien

• Diese Probleme wären in vergleichbarer Form auch im alten 

Liniennetz aufgetreten.
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1 3 4 5 6 7 8
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Rückmeldungen zu Kasseler Linien

• Thema AnrufSammelTaxi

• insbesondere zu AST 94 (Harleshausen) und AST 95 (Forstfeld)

• Themen: Bedienungszeiten, Takte, Qualität und Zuverlässigkeit des Systems

• Schwerpunkt Harleshausen

• Linienführung Buslinie 10

• Angebot der Buslinie 14

• Haltestelle Freibad Harleshausen

• Weitere Häufungen von Meldungen zu

• Zusatzfahrt Schule Heideweg der Buslinie 21 (Überfüllung/Verspätung)

• Teilweise neue Haltepositionen der Busse in Waldau sowie Harleshausen

• Übergänge zwischen Linien (z. B. Druseltal, SZ Brückenhof)

• Weiterhin Beschwerden zu individuellen Verbindungen bei denen sich Fahrt-

/Umsteigebeziehungen geändert haben (sehr spezifische Wegebeziehungen)

• Insbesondere von institutionellen Vertretern (VCD) wurde Kritik wiederholt, die 

bereits während Beteiligungsprozess geäußert wurde
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Kurzfristig ergriffene Maßnahmen

• Anfängliche Herausforderungen unabhängig von 

Liniennetzreform insbesondere durch Baustellen

• Druseltalstraße

• Wilhelmshöher Allee zwischen Kirchweg und Rotes Kreuz

• Am Stern und Königsstraße

• Als Reaktion u. a. auf Baustellen wurden kurzfristig folgende 

Maßnahmen umgesetzt:

• Erhöhung von Wendezeiten auf den Linien 3 und 4 in Tagesrandzeiten, 

um Verspätungen besser abbauen zu können.

• Einsatz eines zusätzlichen Busses und Fahrzeitverlängerungen auf der 

Linie 11 zur Erhöhung der Pünktlichkeit.

• Temporäre Umleitung der Linie 12 in Wehlheiden, um Verkehrsstaus im 

Zusammenhang mit der o. g. Baustelle auf der Druseltalstraße zu 

umfahren.

• Fahrzeitanpassungen der Linie 12 zwischen Waldau und Bettenhausen.
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Kurzfristig ergriffene Maßnahmen

• Weitere bereits umgesetzte Maßnahmen:

• Anpassungen der Linie 14 an Schulschlusszeiten.

• Fahrzeitverlängerungen auf der Linie 10 im Bereich des Industrieparks 

aufgrund der hohen Fahrgastnachfrage.

• Einsatz von Schubgelenkbussen statt Standard-Linienbussen aufgrund 

erhöhter Nachfrage (z. B. Linie 21 vom Brasselsberg zur Heidewegschule 

und Linie 17 in Richtung Bildungszentrum).

• Einrichtung einer Haltestelle am Freibad Harleshausen, damit dort der Bus 

der Linie 110 halten kann.
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Weitere Maßnahmen zum Fahrplanwechsel Dez. 2018

Straßenbahn

• 6: gleichmäßigere Vertaktung Linien 3 und 6 im Abschnitt Königsplatz <> 

Ihringshäuser Straße (Wunsch Fasanenhof)

• 1/7: Schaffung Übergang Bf. Wilhelmshöhe

Bus

• 10: zusätzliche Frühverbindung Königsplatz Ri. Auestadion für Anbindung 

Industriepark Waldau zum Schichtbeginn 6:00 Uhr

• 11: Zur Entlastung der 11 zukünftig 2 Verstärkerfahrten in Ri. Bf. Wilhelmshöhe

• 13: Neue Frühverbindung Auestadion bis Weserspitze

• 17: Fahrplananpassungen 10/17 zur Sicherstellung Anschluss Linie 30 PLE; 

Verstärkerfahrt IKEA wird zur Endhaltestelle Oderweg verlängert

• 21: Verschiebung der Fahrzeiten zur Verbesserung der Anschlüsse am Druseltal 

zur Tram 4. Der ohnehin zu knappe Übergang von Bus 21 auf Tram 7 verschiebt 

sich damit auf Tram 3
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Maßnahmen zum Fahrplanwechsel Dez. 2018

Bus

• 27: Direkter Übergang von Tram 6 verschiebt sich aufgrund der 

Fahrplanänderungen von Ihringshäuser Straße auf Arnimstraße (Alternativ Tram 3 

Ihringshäuser Str. mit längerem Übergang)

• 35: Neue Frühverbindung zum Lindenberg als Reaktion auf Kundenwünsche

• 40/42: Anpassung Bus 40 an Fahrzeiten Tram 6; deutlich verbesserte Übergänge 

Bus 42 auf Tram 3 morgens

• Auf weiteren Linien Anpassung von Fahrzeiten im Bereich von 1 - 2 Minuten

Erhöhung Leistungsumfang nach Netzreform unterjährig + FPW:

• 1 Spitzenbus SG + 3.695 Fahrerstunden + 3.900 Buskilometer

• Insgesamt 148.400 €/Jahr

(im Planansatz für ungeplante Leistungsanpassungen enthalten)

Seite 29Weitere Vorgehensweise LiniennetzreformLiniennetzreform in Kassel  |  19.9.19  |  Ausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr



Seite  30

Maßnahmen zum Fahrplanwechsel Dez. 2018

AnrufSammelTaxi (AST)

• Vereinheitlichung Takt und Bedienungszeiten für AST

• Takt AST 94, 96 und 97 von 60-Min.-Takt auf einheitlich 30-Min.-Takt

• Ausweitung Bedienungszeit AST 94, 96 und 97 auf Betriebsende 23:00 

Uhr (statt vorher 18:00 Uhr)

• Qualitätskontrolle durch Mystery-Shopping 

• PB-Consult, Durchführung 22. Oktober bis 4. November 2018

• Prüfung kostenloser einheitlicher Bestellmöglichkeit über NVV

• Sensibilisierung internes und externes Personal für Übergänge 

AST von/zu Bus und Tram

• Ggf. Schulung in Seniorenheimen für Hilfestellung beim gesamten 

Prozess der Buchung und Fahrtdurchführung
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AnrufSammelTaxi (AST) / Mystery-Shopping – wesentliche Ergebnisse

• Es wurden 40 bewertete Tests durchgeführt (ca. die je Hälfte online oder telefonisch).

• „Alle online getätigten Bestellvorgänge verliefen erfolgreich “.

• Die durchschnittliche Wartezeit bei telefonischen Bestellungen lag bei 26 Sekunden. 

• In 32 Fällen kam das Taxi zur Fahrplanzeit oder früher. In vier Fällen lag die Verspätung bei 

mehr als drei Minuten, davon ist das Taxi einmal nicht erschienen. Damit liegt die 

Pünktlichkeitsquote bei 90 % und die Ausfallquote bei ca. 2,5 %.

• „Das Erscheinungsbild des Fahrpersonals ist insgesamt als sehr gut zu bewerten.“ 

• „Alle Fahrzeuge waren nahezu in einem optimalen Zustand (99 %)“.
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4. Das reformierte Netz verbessert das Angebot für die 
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Betriebsdatenanalyse – Kapazität gesteigert
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▪ Wagenkilometer Tram (inkl. Traktion und Beiwagen)

• 2017 4,81 Mio. km

• 2019 5,13 Mio. km

• Delta +0,32 Mio. km

▪ Wagenkilometer Bus

• 2017 4,10 Mio. km

• 2019 3,67 Mio. km

• Delta -0,43 Mio. km

▪ Kapazitätssteigerung um ca. 35 Mio. Platz-km (+ 3,3 %)

• Tram: + 58 Mio. Platz-km (+ 8,2 %) insbesondere  durch 

Beiwagenbetrieb auf der Achse Helleböhn <> Frankfurter Straße <> 

Ihringshäuser Straße

• Bus: - 23 Mio. Platz-km (- 6,4 %)
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Betriebsdatenanalyse – Personalbedarf reduziert
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▪ Straßenbahn 2017 2019

Delta

• Mo.-Do. Schule 126 123 -3

• Samstag 87 87 0

• Sonntag 59 60 +1

• Personalbedarf Straßenbahn 193 PJ 193 PJ 0

▪ Bus 2017 2019 Delta

• Mo.-Do. Schule 104 93 -11

• Samstag 77 70 -7

• Sonntag 43 39 -4

• Personalbedarf Bus 158 PJ 144 PJ -14
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Betriebsdatenanalyse – Pünktlichkeit Tram deutlich 

verbessert (3-Minuten-Kriterium)
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Betriebsdatenanalyse – Pünktlichkeit Bus ebenfalls 

verbessert (3-Minuten-Kriterium)
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Nachfragedatenanalyse – Fahrgastzahlen 

überdurchschnittlich gesteigert
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▪ Durchschnittlicher Anstieg der Fahrgäste in 

den Vorjahren < 0,5 %

▪ Überproportionaler Anstieg der Fahrgäste 

von 2017 auf 2018 (vor Liniennetzreform) 

aufgrund der Einführung JobTicket 

Landesbedienstete und Schülerticket 

Hessen um 2,9 %

▪ Trotz überproportionalem Fahrgastzuwachs 

vor der Liniennetzreform nochmal 

überproportionaler Fahrgastzuwachs der 

Fahrgäste nach Liniennetzreform um 2 %
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Nachfragedatenanalyse – Steigerung Fahrgastzahlen 

z. B. durch Angebotsverbesserungen am Samstag
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◼ Deutlich Zunahme  der  Fahrgäste durch 

Ausweitung des Angebots am 

Samstagnachmittag (+ 6 %)+ 2,4 %

+ 6,0 %
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Nachfragedatenanalyse – Steigerung Fahrgastzahlen    

z. B. durch Angebotsverbesserungen Linie 10 (alt 

18/19)
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▪ Die Anzahl der Fahrgäste der Linie 10 nimmt 

nach der Liniennetzreform weit 

überdurchschnittlich zu.
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▪ Besonders starke Zunahme der Fahrgastanzahl 

der Linie 10 am Samstag.

+ 3,9 %

+ 11,1 %

+ 11,0 %

+ 21,8 %
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Bürgerbefragung – Vorgehensweise

▪ Repräsentative schriftliche Befragung der Kasseler Bevölkerung ab 

14 Jahren

▪ Standardisierter Fragebogen mit geschlossenen und teilweise offenen 

Fragen

▪ Brutto-Stichprobe: 10.000 zufällig durch Bürgeramt der Stadt Kassel 

ausgewählte Personen

▪ Netto-Stichprobe: 1.633 (Rücklaufquote = 16,3 %)

Liniennetzreform in Kassel  |  19.9.19  |  Ausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr
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Bürgerbefragung – deutliches Übergewicht bei positiver 

Bewertung / stärkere ÖPNV-Nutzung bestätigt

◼ Gute Attraktivitätsbewertung (57 % explizit 

positiv, nur 11 % explizit negativ).

◼ 22 % der Befragten geben an, den ÖPNV in 

Kassel seltener als früher zu nutzen, 26 % 

geben eine häufigere Nutzung an → Überhang 

an Mehrnutzern, der mit dem Anstieg der 

Linienbeförderungsfälle korrespondiert

ÖPNV-Nutzung 

Mittelw ert: 3,10
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ÖPNV-Attraktivität

Mittelw ert: 3,57
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57 %

26 %
22 %

11 %
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Vgl. KVG-Reform 19 : KUBA 18 : KUBA 16

Netzabdeckung

Einsatzzeiten

Takt Tag

Takt Wochenende

Takt Abend

Schnelligkeit

Anschluss Tag

Anschluss WE

Anschluss Abend

Pünktlichkeit

Zuverlässigkeit

Mittelwerte

5,04,54,03,53,02,52,01,51,0

KVG-Reform 19

KVG-KUBA 18

KVG-KUBA 16

Bürgerbefragung – Spürbar bessere Bewertung 

bei Pünktlichkeit und Zuverlässigkeit

Liniennetzreform in Kassel  |  19.9.19  |  Ausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr

▪ Bei der Bewertung des Angebots 

Verbesserung der Zufriedenheit bei 

Pünktlichkeit und Zuverlässigkeit 

ggü. Kundenbarometer 2016 und vor 

allem ggü. 2018 (Baustellen)

▪ Höhere Zufriedenheit mit dem Takt in 

der Hauptverkehrszeit

▪ Verschlechterung  der Zufriedenheit 

mit Anschlüssen abends und an 

Wochenenden

(Intensivnutzer 

mit Wohnort KS)

KUBA - Kundenbarometer
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Bürgerbefragung – Hohe Zustimmungswerte bei zentralen 

Qualitätskriterien des Angebots
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Aussagenzustimmung

1 = stimme nicht zu / 3 = teils/teils / 5 = stimme zu

Verständl.Tramnetz

Übersichtl.Fahrpläne

Abfahrtszeiten

HS Anbindung

Erreichbarkeit Ziele

Umstiege funktion.

Platzangebot

Mittelwerte 

5,04,54,03,53,02,52,01,51,0

„Das Kasseler Bus- und Tramnetz ist übersichtlich 
und für mich leicht zu verstehen.“

„Die Fahrpläne sind übersichtlich. dadurch finde ich 
mich leicht zurecht.“

„Die Abfahrtszeiten meiner Bus- und Tram-Linien 
kann ich mir gut merken.“

„Die Haltestellen, die ich nutze oder nutzen würde, 
sind gut angebunden.“

„Auch wenn ich umsteigen muss, kann ich alle mir 
wichtigen Ziele in Kassel von Zuhause gut 
erreichen.“

„Die Umsteigeverbindungen funktionieren gut.“

„In den Hauptverkehrszeiten finde ich in der Regel 
einen Sitz- oder Stehplatz.“

▪ Hohe Zustimmungswerte bei fast allen Qualitätsaspekten

▪ Ausnahmen: Umsteigeverbindungen sowie Platzangebot, aber beides noch im positiven Bereich
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Bürgerbefragung – Einfachheit und Zuverlässigkeit AST mit 

hohen Zustimmungswerten
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Einfachheit AST

Mittelw ert: 3,21
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Zuverlässigkeit AST

Mittelw ert: 3,47
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▪ Bezüglich der Einfachheit der AST-Benutzung 

sind 48 % der 193 Nutzer explizit zufrieden, 

während sich lediglich 27 % nicht explizit 

zufrieden zeigen. 

▪ AST-Zuverlässigkeit wird hoch bewertet: 55 % der 

Nutzer sind explizit zufrieden, nur 20 % nicht 

explizit zufrieden. 

48 % 55 %

27 %

20 %
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Bürgerbefragung – Informationskampagne ist bei den 

Bürgern angekommen
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▪ Mehr als 2/3 der Befragten können sich an die Motive 

der Informationskampagne erinnern

▪ Über die Hälfte der Befragten hält die Gestaltung für 

gelungen, nur 13 % finden sie (eher) schlecht

Reichweite Motive "Informationen"

nicht sicher/erinnerneinja

in
 %
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Bürgerbefragung – Hohe Zufriedenheitswerte
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▪ 52 % der Befragten zeigen sich mit der 

Informationskampagne  insgesamt 

zufrieden bzw. sehr zufrieden

Gesamtzufriedenheit Infos

Mittelw ert: 3,53
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Kasseler Linien

Agenda

1. Anlass und Ziele der Netzreform

2. Das Kasseler Modell – der Bürger plant

3. Die Neuplanung trägt die Handschrift der Bürger

4. Das reformierte Netz verbessert das Angebot für die 

Mehrheit der Bürger

5. 25. März 2018 und dann?

6. Ein Jahr danach - Analyse und Bewertung

7. Fazit
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Fazit
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▪ Die Ziele des Stadtverordnetenbeschlusses wurden erreicht.

▪ Die Wirtschaftlichkeit des Netzes wurde verbessert.

▪ Das Netz bietet durch die Neustrukturierung bessere Möglichkeiten der Weiterentwicklung.

▪ Die Pünktlichkeit konnte deutlich gesteigert werden.

▪ Fahrgäste nehmen bei Tram- und bei Bus-Linien deutlich überdurchschnittlich zu.

▪ Bürgerbefragung liefert ein insgesamt positives Meinungsbild:

▪ 57 % der Befragten finden KVG-Angebot explizit attraktiv, nur 11% explizit negativ

▪ Höhere Zufriedenheitswerte für Pünktlichkeit, Zuverlässigkeit und Takt in der

Hauptverkehrszeit.

▪ Schlechtere Zufriedenheitswerte bei Anschlüssen abends und an Wochenenden.

▪ Veränderung der ÖPNV-Nutzung insgesamt positiv. Räumliche Zusammenhänge

nicht feststellbar.

▪ Die Informationskampagne erzielt hohe Reichweiten und Zufriedenheitswerte.

▪ Ab 2019 erfolgt die Weiterentwicklung wieder im Rahmen des üblichen Vorgehens

insbesondere bei Fahrplanwechseln.



Seite  50

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

Liniennetzreform in Kassel  |  19.9.19  |  Ausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr
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23. September 2019 

1 von 1 
Vorlage Nr. 101.18.1461 

 

Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. I/14, 1. Änderung „Tapetenmuseum“ 

(Aufstellungs- und Offenlegungsbeschluss) 

 

Berichterstatter/-in: Stadtbaurat Christof Nolda 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

„Für das Gebiet zwischen der Friedrichsstraße, dem Brüder-Grimm-Platz, der 

Wilhelmshöher Allee und den westlich angrenzenden Parzellen 285/4 und 

289/17 der Flur 9, Gemarkung Kassel, soll der vorhabenbezogene 

Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. I/14, 1. Änderung „Tapetenmuseum“ 

gemäß § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) in Verbindung mit § 30 (2) BauGB 

aufgestellt werden. Das Bebauungsplanverfahren wird beschleunigt nach § 13 a 

BauGB durchgeführt. 

 

Ziel und Zweck der Planung ist es, die planungsrechtlichen Voraussetzungen für 

die Errichtung des Deutschen Tapetenmuseums – Museum für Raumkunst zu 

schaffen, die Einfügung in den städtebaulichen Kontext zu gewährleisten und 

damit einen weiteren Beitrag zur Entwicklung und Neuordnung der 

Museumslandschaft zu leisten. 

 

Dem Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes wird zugestimmt. Er 

soll gemäß § 3 (2) BauGB öffentlich ausgelegt werden.“ 

 

Begründung: 

 
Die Begründung der Vorlage (Anlage 1), die Begründung zum 

Bebauungsplanentwurf inkl. Vorhaben- und Erschließungsplan (Anlage 2), die 

textlichen Festsetzungen (Anlage 3) und eine unmaßstäbliche Verkleinerung des 

Bebauungsplanentwurfes (Anlage 4) sind beigefügt. 

 
Der Ortsbeirat Mitte hat die Vorlage in seiner Sitzung am 17. September 2019 

behandelt. 

 

Die Bau- und Planungskommission und der Magistrat haben in ihren Sitzungen am 

4. September 2019 und 23. September 2019 der Vorlage zugestimmt. 

 

 

Christian Geselle 

Oberbürgermeister 



Stadtplanung, Bauaufsicht und Denkmalschutz Anlage 1 
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Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. I/14, 1. Änderung „Tapetenmuseum“ 

(Aufstellungs- und Offenlegungsbeschluss) 

 

 

 

Begründung der Vorlage 

 

Bestand und Planung 

 

Im Juli 2017 hat das Land Hessen, vertreten durch den Landesbetrieb Bau- und Immobilien 

Hessen – Niederlassung Nord (LBIH) in Kassel einen nicht offenen Wettbewerb für den Neu-

bau des Deutschen Tapetenmuseums – Museum für Raumkunst ausgelobt, in dem der Bei-

trag des Büros Harry Gugger Studio aus Basel im November 2017 mit dem ersten Preis aus-

gezeichnet wurde. Der nach den Plänen des Wettbewerbssiegers vorgesehene Neubau soll 

erstmals angemessene Ausstellungsräume für eine Dauerpräsentation der Sammlung des 

Museums schaffen, die den hohen Anforderungen dieser Exponate gerecht werden. Neben 

dem Bau eines modernen Museumsgebäudes gilt es, denkmalgeschützte Gebäude und Ge-

bäudeteile (Torwache, Treppenhaus des Bestandsgebäudes aus den 1950er Jahren) am vor-

gesehenen Standort in das Nutzungskonzept und die Gebäudestruktur einzubinden. Das 

Raumprogramm sieht Ausstellungs-, Depot- und Veranstaltungsflächen auf rund 3.140 m² 

Nutzfläche vor. 

 

Mit der Planung der zwischenzeitlich in 2018 vollzogenen Verlagerung des Hessischen Ver-

waltungsgerichtshof von seinem bisherigen Standort am Brüder-Grimm-Platz an andere 

Stelle im Stadtgebiet, wurde die Entscheidung getroffen, auf landeseigenem Grundstück, ei-

nen Neubau für das Deutsche Tapetenmuseum vorzusehen. Das hier vorhandene und seit der 

Standortverlagerung leerstehende Justizgebäude stellt ein Zeugnis der in Details und einzel-

nen Bauformen typischen repräsentativen Architektur der frühen 50er Jahre dar, eignet sich 

jedoch nicht für eine museale Nachnutzung und soll daher, mit Ausnahme des denkmalge-

schützten Treppenhauses, das in den Neubau integriert wird, abgerissen werden. 

 

Das künftige Museums-Grundstück bildet den nordwestlichen Rand des Brüder-Grimm-

Platzes (früher Wilhelmshöher Platz), der um 1805 als Gelenk zwischen der zu dieser Zeit 

noch vorstädtischen Wilhelmshöher Allee und der innerstädtischen Königsstraße angelegt 

wurde. Der Platz bildet mit dem südlichen „Wilhelmshöher Tor“ den Auftakt zur Wilhelmshö-

her Allee. Die beiden Torhäuser markieren den Beginn dieser Sicht- und Verbindungsachse 

zur 560 Hektar großen Welterbestätte des Bergparks Wilhelmshöhe. Dem Brüder-Grimm-

Platz kommt hierbei eine besondere verknüpfende Funktion von Weltkulturerbe und Innen-

stadt zu. Als Gelenk verbindet er die beiden städtebaulich für Kassel bedeutendsten Achsen, 

die hier in einem stumpfen Winkel aufeinandertreffen. 

 

Ziel und Zweck der Planung 

 

Mit dem geplanten Neubau des Museums ist neben der Schaffung eines eigenständigen Neu-

baus eine stimmige Integration von teilweise denkmalgeschützten Bestandsgebäuden in das 
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Gesamtkonzept dieses neu zu entwickelnden Museumsstandortes vorgesehen. Die bestehen-

den städtebaulichen Bezüge des Brüder-Grimm- Platzes sollen aufgenommen und ein städ-

tebauliches und architektonisches Gesamtensemble zur Platzseite und zur Friedrichsstraße 

hin gestaltet werden. 

 

Folgende bauleitplanerischen Zielsetzungen werden verfolgt: 

 

• Sicherung einer geordneten städtebaulichen Entwicklung. 

• Aktivierung eines durch Wegfall der bisherigen Gemeinbedarfsnutzung (Justiz)  

    freiwerdenden Baulandpotentials zur Schaffung einer neuen Gemeinbedarfsnutzung  

    (Museum). 

• Erhalt und Einbindung der historischen denkmalgeschützten Bausubstanz (Torwache) in das  

   geplante Bauvorhaben des Tapetenmuseums. 

• Erhalt der Fluchtlinien und Sichtachsen sowie die Integration der Raumkanten und  

    Gebäudehöhen in das bauliche Umfeld. 

• Sicherung der städtebaulichen Einbindung, Gestaltung und Erschließung des Vorhabens. 

 

Plangebiet 

 

Das Plangebiet mit einer Größe von ca. 4.000 m² liegt in der Gemarkung Kassel, Flur 9. 

Der Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans mit Vorhaben- und Erschlie-

ßungsplan wird wie folgt begrenzt: 

 

• im Nordosten durch die Friedrichsstraße (Flurstück 16/1), 

• im Südosten durch den Brüder-Grimm-Platz, 

• im Süden durch die Wilhelmshöher Allee (Flurstück 1/24), 

• im Westen durch Stellplätze (Flurstück 285/4) und ein Parkhaus (Flurstück 289/17). 

 

Innerhalb des Geltungsbereichs liegen die Flurstücke der Gemarkung Kassel, Flur 9, Flur-

stücksnummern 293/1 und 293/2 sowie teilweise: 16/1 (Parzelle der Friedrichsstraße), 

88/13 (Parzelle des Brüder-Grimm-Platzes), 1/24 (Parzelle der Wilhelmshöher Allee). 

 

Das Plangebiet grenzt direkt an den Brüder-Grimm-Platz und befindet sich in fußläufiger 

Nähe zur zentralen Fußgängerzone Kassels. Im Westen schließen nach dem Rückbau eines 

Parkdecks gegenwärtig unbebaute Flächen (Baulücke), nach Nordwesten eine Grünfläche so-

wie ein Wohngebäude an. Das Plangebiet wird im Nordosten sowie im Süden durch öffentli-

che Verkehrsflächen begrenzt: nördlich durch die Friedrichsstraße, nach Süden hin durch die 

Wilhelmshöher Allee bzw. den Brüder-Grimm-Platz.  

 

Der Brüder-Grimm-Platz stellt als Gelenk zwischen Innenstadt und Wilhelmshöher Allee so-

wie in der Platzfolge mit Friedrichsplatz und Königsplatz einen der wichtigsten Plätze Kassels 

dar. Zudem ist dieser Bereich einer der wenigen Orte in der Kasseler Innenstadt, der noch 

über prägende historische Bebauung verfügt.  

 

Das weitere städtebauliche Umfeld des Plangebiets ist durch eine geschlossene, vier- bis 

fünfgeschossige Blockbebauung geprägt. Diese wird heute entsprechend der innenstadtna-

hen Lage überwiegend gemischt durch Wohnen, Büros, Gewerbe und Einzelhandel genutzt. In 

den Innenbereichen dieser Blöcke sind überwiegend Werkstattgebäude, Lager- oder Stell-

platzflächen sowie Grünbereiche bzw. Freiflächen zu finden. 

 



- 3 - 

 

Die Bedeutung des Brüder-Grimm-Platzes liegt neben der Verbindung der kulturellen 

Schwerpunkte Innenstadt und Bergpark in seiner zentralen Lage innerhalb des sich zum Mu-

seumsquartier entwickelnden Stadtbereichs mit Landesmuseum und künftigem Tapetenmu-

seum, der Grimmwelt und dem Museum für Sepulkralkultur am Weinberg sowie der Museen 

an der schönen Aussicht und dem nur 800 m entfernten Friedrichsplatz. 

 

Planungsrecht und Planverfahren 

 

Das Plangebiet befindet sich im Bereich des seit 08.11.2011 rechtskräftigen Bebauungspla-

nes Nr. I/14 „Justizzentrum 2 am Brüder-Grimm-Platz“, der vorwiegend die Sicherung der 

ursprünglich geplanten Standorterweiterung des Justizzentrums 2 zum Inhalt hat. Dieses 

Planungsziel wird nicht weiterverfolgt. 

 

Mit der nunmehr beabsichtigten städtebaulichen Entwicklung zu einem Museumsstandort 

wird die Anpassung des Planungsrechtes erforderlich. 

 

Es ist daher die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. I/14, 1. Änderung 

„Tapetenmuseum“ gem. § 30 BauGB vorgesehen. 

 

Die Änderung soll als Bebauungsplan der Innenentwicklung gem. § 13 a BauGB im beschleu-

nigten Verfahren durchgeführt werden.  

 

Da der Ortsbeirat Mitte in seiner öffentlichen Sitzung am 20. November 2018 bereits aus-

führlich über das Projekt informiert wurde, wird gem. § 13 Abs. 2 Nr. 1 BauGB von der früh-

zeitigen Information nach § 3 Abs. 1 BauGB abgesehen. Die frühzeitige Beteiligung der Ämter 

und Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB wurde bereits durchgeführt. Der Auf-

stellungsbeschluss wird gemeinsam mit dem Offenlegungsbeschluss gefasst. Die Planung be-

trifft kein Vorhaben, das zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung verpflichtet. 

Von der Aufstellung eines Umweltberichts wird gem. § 13 Abs. 3 BauGB abgesehen. 

 

Mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. I/14, 1. Änderung „Tapetenmuseum“ wird 

der rechtskräftige Bebauungsplan Nr. 1/14 „Justizzentrum 2 am Brüder-Grimm-Platz“ teil-

weise überlagert. Mit der Rechtskraft des Bebauungsplanes Nr. I/14, 1. Änderung tritt der am 

01.11.2011 rechtskräftig gewordene Bebauungsplan Nr. 1/14 in dessen überlagerten Berei-

chen außer Kraft. 

 

Die Festsetzungen der im rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. I/14 verbleibenden Flächen, hier 

vor allem die festgesetzten Flächen für Gemeinbedarf, werden im Rahmen eines weiteren Be-

bauungsplanverfahrens angepasst, sobald ein Bebauungskonzept vorliegt und die Art der 

Nutzung entsprechend neu definiert ist. 

 

Unter anderem zur Übernahme der Planungskosten und zur zügigen Umsetzung der Planung 

wird gem. § 12 Abs. 1 BauGB ein Durchführungsvertrag zwischen der Stadt Kassel und dem 

Vorhabenträger erarbeitet. Im Plangebiet sind nur solche Vorhaben zulässig, zu denen sich 

der Vorhabenträger im Durchführungsvertrag verpflichtet hat. 

 

   

gez.   

Mohr   

   

Kassel, 23. Juli 2019 



 
 
Vorhabenbezogener Bebauungsplan der Stadt Kassel  
Nr. I/14, 1. Änderung „Tapetenmuseum“ 
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1! Anlass, Erforderlichkeit und Zielsetzung 

1.1! Planungsanlass 

Im Juli 2017 hat das Land Hessen, vertreten durch den Landesbetrieb Bau- und Immobilien Hessen – Nieder-
lassung Nord (LBIH) in Kassel einen nicht-offenen Wettbewerb für den Neubau des Deutschen Tapetenmuse-
ums – Museum für Raumkunst ausgelobt, in dem der Beitrag des Büros Harry Gugger Studio aus Basel im No-
vember 2017 mit dem ersten Preis ausgezeichnet wurde. Der nach den Plänen des Wettbewerbssiegers vorge-
sehene Neubau soll erstmals angemessene Ausstellungsräume für eine Dauerpräsentation der Sammlung des 
Museums schaffen, die den hohen Anforderungen dieser Exponate gerecht werden. Neben dem Bau eines mo-
dernen Museumsgebäudes gilt es, denkmalgeschützte Gebäude und Gebäudeteile (Torwache, Treppenhaus des 
Bestandsgebäudes aus den 1950er Jahren) am vorgesehenen Standort in das Nutzungskonzept und die Gebäu-
destruktur einzubinden. Das Raumprogramm sieht Ausstellungs-, Depot- und Veranstaltungsflächen auf rund 
3.140 m2 Nutzfläche vor. 

Das Deutsche Tapetenmuseum wurde 1923 auf Initiative des Tapetenhändlers Gustav Iven in Kassel gegründet, 
mit dem Ziel, Tapeten jeglicher Art und Zeit zu sammeln und in einem Museum als Zeugnisse der Wohnkultur 
zu präsentieren, zu dokumentieren und wissenschaftlich zu erschließen. Drei Jahre zuvor war von verschiede-
nen Tapetenhändlern und -herstellern der Verein Deutsches Tapetenmuseum e.V. mit Sitz in Kassel gegründet 
worden, um ein entsprechendes Museum in Kassel aufzubauen. Der Verein unterstützte das Museum durch 
Schenkung von Sammlungen und kostbarer Exponate, die zunächst im Residenzpalais am Friedrichplatz und in 
Folge der Vergrößerung der Ausstellungsflächen im benachbarten „Weißen Palais“ präsentiert und zusammen-
getragen wurden. Nach dem Zweiten Weltkrieg wurde ab 1948 eine verkleinerte Tapetensammlung im Wei-
ßensteinflügel von Schloss Wilhelmshöhe gezeigt, bevor 1976 der Umzug in den ersten Stock des 1913 errich-
teten Hessischen Landesmuseum am Brüder-Grimm-Platz als provisorischer Standort erfolgte.1 In 2008 
wurde das Landesmuseum für eine umfangreiche Sanierung und einen Umbau, mit dem Ziel einer Neustruktu-
rierung sowie Konzentration auf hessische Kultur- und Landesgeschichte geschlossen und schließlich 2016 neu 
eröffnet – jedoch ohne Räumlichkeiten für das Tapetenmuseum, das somit seit der Sanierungs- und Umbau-
phase des Landesmuseums über keine Ausstellungsräume verfügt. Die Sammlung des Tapetenmuseum, die für 
den Museums- und Kulturstandort Kassel aufgrund der weltweiten Einmaligkeit eine herausragende Bedeu-
tung und große Anziehungskraft hat, ist daher seit 2008 eingelagert bzw. nur in Sonderausstellungen in ande-
ren Einrichtungen der Museumslandschaft Hessen Kassel sowie über einen Online-Katalog zugänglich. Die 
Sammlung umfasst mehr als 23.000 seltene Objekte aus 500 Jahren Tapetengeschichte. Neben zeitgenössi-
schen Tapeten gehören hierzu insbesondere historisch bedeutende Goldlederarbeiten der Renaissance, des Ba-
rock und Rokoko sowie Flock- und Leinwandtapeten des 18. Jahrhunderts und handgedruckte französische 
Panoramatapeten des 19. Jahrhunderts. Das Museum ist seit seiner Gründung auch als wichtige Anlaufstelle 
von Bedeutung für Denkmalämter, Schlösserverwaltungen, Tapetenhistoriker und Privatpersonen, die Unter-
stützung finden bei der Identifizierung und Rekonstruktion historischer Tapeten. 

Mit der Planung der zwischenzeitlich in 2018 auch vollzogenen Verlagerung des Hessischen Verwaltungsge-
richtshof von seinem bisherigen Standort am Brüder-Grimm-Platz an andere Stelle im Stadtgebiet, wurde die 
Entscheidung getroffen, auf diesem in Besitz des Landes Hessen befindlichen Grundstück, einen Neubau für 
das Deutsche Tapetenmuseum vorzusehen. Das hier vorhandene und seit der Standortverlagerung leerste-
hende Justizgebäude stellt ein Zeugnis der in Details und einzelnen Bauformen typischen repräsentativen Ar-
chitektur der frühen 50er Jahre dar, eignet sich jedoch nicht für eine museale Nachnutzung und soll daher, mit 
Ausnahme des denkmalgeschützten Treppenhauses, das in den Neubau integriert wird, abgerissen werden.  

Das künftige Museums-Grundstück bildet den nordwestlichen Rand des Brüder-Grimm-Platzes (früher Wil-
helmshöher Platz), der um 1805 als Gelenk zwischen der zu dieser Zeit noch vorstädtischen Wilhelmshöher 
Allee und der innerstädtischen Königsstraße angelegt wurde. Der Platz bildet mit dem südlichen „Wilhelmshö-
her Tor“ – das als für diese Zeit modernes Stadttor geplant war, jedoch nicht mit einem zwischen den identi-
schen sich gegenüberliegenden Torhäusern gespannten Triumphbogen vollendet wurde – den Auftakt zur Wil-
helmshöher Allee. Die beiden Torhäuser markieren den Beginn dieser Sicht- und Verbindungsachse zur 560 
                                                
1 vgl. www.tapeten.museum-kassel.de 
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Hektar großen Welterbestätte des Bergparks Wilhelmshöhe. Dem Brüder-Grimm-Platz kommt hierbei eine 
besondere verknüpfende Funktion von Weltkulturerbe und Innenstadt zu. Als Gelenk verbindet er die beiden 
städtebaulich für Kassel bedeutendsten Achsen der Wilhelmshöher Allee und der Königsstraße, die hier am 
südlichen Kopf der Innenstadt in einem stumpfen Winkel aufeinandertreffen.  

Der geplante Standort für das neue Tapetenmuseum liegt auf der Nordwestseite des Platzes. Das hier zu Be-
ginn des 19. Jahrhunderts errichtete und im Zweiten Weltkrieg zerstörte Gebäude war zunächst in der sieben-
jährigen Phase des Westfälischen Königreichs („Franzosenzeit“) Standort der Amortisationskasse, einer unter 
französischer Verwaltung geschaffenen Institution zur Auflösung kirchlichen Vermögens zur Tilgung von 
Staatsschulden und Armeeausgaben. Das Gebäude diente nach dieser Zeit unter anderem auch als Palais der 
Kurfürstin von Hessen und als Fürstenhaus zur Aufnahme hoher Gäste und verschiedener Mitglieder der kur-
fürstlichen Familie, nach 1866 auch als Oberpräsidium der neugebildeten preußischen Provinz Hessen-Nassau. 
Neben der in seiner Historie vorwiegend repräsentativen und staatlichen Nutzung, hat der Standort für Kassel 
insbesondere eine hohe Bedeutung aufgrund seiner Verbindung mit den Brüdern Grimm, da in der Zeit der 
Nutzung als kurfürstliches Palais, hier die Kammerfrau Henriette Zimmer, eine Tante der Brüder Grimm wohnte 
(„Tante Zimmer“), die diese zur schulischen Ausbildung nach Kassel holte. In den Jahren 1814 bis 1822 be-
wohnten die Brüder Grimm das 2. Obergeschoss der angrenzenden nördlichen Torwache, die über ein gemein-
sames Treppenhaus mit dem Fürstenhaus verbunden war. Die hier ehemals vorhandene Grimm-Wohnung ist 
die am besten dokumentierte Kasseler Wohnung der in Kassel wirkenden Sprachwissenschaftler und Volks-
kundler, die hier u. a. die zweite Auflage ihrer „Kinder- und Hausmärchen“ bearbeiteten, deren in Kassel auf-
bewahrte Handexemplare zum UNESCO Weltdokumentenerbe zählen2. Der Standort ist darüber hinaus für das 
geplante Tapetenmuseum von Bedeutung, da er dem Gebäude Brüder-Grimm-Platz Nr. 4 gegenüber liegt, ei-
nem klassizistischen Gebäude, in dem die erste Kasseler Tapetenfabrik („Arnoldsche Tapetenfabrik“) eingerich-
tet war und das im 19. Jahrhundert als Treffpunkt der kulturellen Elite Kassels galt.  

Aufgrund dieser oben geschilderten sowohl städtebaulich als auch historisch bedeutsamen Lage in unmittelba-
rer Nähe zur Innenstadt eignet sich der Standort in besonderer Weise für die Errichtung eines Neubaus für das 
Deutsche Tapetenmuseum, welches eine große Anziehungskraft für den Kulturtourismus besitzt und das nun-
mehr dauerhaft im „Museumsquartier“ zwischen Brüder-Grimm-Platz, Weinberg und Schöner Aussicht, mit 
den bereits bestehenden Einrichtungen Hessisches Landesmuseum, Hochschul- und Landesbibliothek, Grimm-
welt, Museum für Sepulkralkultur sowie der Neuen Galerie entwickelt werden soll. Durch die Nähe zu den bei-
den Standorten der Museumslandschaft Hessen Kassel (MHK), dem Hessischen Landesmuseum und der Neuen 
Galerie, ergeben sich zahlreiche Synergieeffekte (z. B. personelle Betreuung durch die MHK). Der geplante Bau 
des Tapetenmuseums soll zudem das „Museumsquartier“ ergänzen und  nachhaltig stärken sowie erstmals an-
gemessene Ausstellungsräume für eine Dauerpräsentation der weltweit einmaligen Sammlung des Deutschen 
Tapetenmuseums erhalten. Der geplante moderne Museumsbau wird an das denkmalgeschützte Bestandsge-
bäude des nördlichen Torwachengebäudes angebaut und räumlich sowie inhaltlich in das Museumskonzept 
integriert. Darüber hinaus soll die in der Torwache ehemals vorhandene Grimm-Wohnung in musealer Weise 
wiederhergestellt werden. Für die geplante Maßnahme wurden bereits die erforderlichen Fachplanungen durch 
den Bauherrn vergeben, ein abgestimmtes Planungskonzept liegt vor und soll entsprechend umgesetzt wer-
den. Um dies planungsrechtlich zu ermöglichen ist die Aufstellung eines Bebauungsplans erforderlich (siehe 
nachfolgenden Punkt). 

 

1.2! Planungserfordernis und Aufstellungsverfahren 

Gegenwärtig gilt für das Plangebiet der Bebauungsplan I/14 „Justizzentrum 2 am Brüder-Grimm-Platz“, der 
seit 8.11.2011 rechtskräftig ist und vorwiegend der Sicherung der ursprünglich geplanten Standorterweite-
rung „Justizzentrum 2“ diente. Dieses Planungsziel wird nicht weiterverfolgt. 

                                                
2 vgl. Dipl.-Ing. Dr. Christian Presche, Dokumentation und Stellungnahme zum Areal Brüder-Grimm-Platz 1–3 und Wilhelmshöher Allee 

2–4 in Kassel, 2017  
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Die planungsrechtliche Sicherung der nunmehr beabsichtigten städtebaulichen Entwicklung und Nutzung des 
ehemaligen VGH-Standortes mit angrenzender Torwache soll durch den vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
Nr. I/14, 1. Änderung „Tapetenmuseum“ in Verbindung mit einem Vorhaben- und Erschließungsplan sowie ei-
nem Durchführungsvertrag erfolgen. Mit der Neuentwicklung des ehemaligen Hessischen Verwaltungsge-
richtshofs zum Museum für Tapeten- und Raumkunst („Tapetenmuseum“) soll dem im Baugesetzbuch (BauGB) 
definierten Vorrang der Innenentwicklung Rechnung getragen werden. Ziel des Bebauungsplans ist die Wie-
dernutzbarmachung des 2018 frei gewordenen Standortes des Verwaltungsgerichtes.  

Ein Bebauungsplan für Maßnahmen der Innenentwicklung kann grundsätzlich im beschleunigten Verfahren 
aufgestellt werden, jedoch nur, wenn in ihm eine zulässige Grundfläche gemäß § 19 Absatz 2 der Baunut-
zungsverordnung festgesetzt wird von insgesamt weniger als 20.000 m2. Dies ist aufgrund der geringen Größe 
des Geltungsbereichs und der im vorhabenbezogenen Bebauungsplan getroffenen Festsetzungen zum Maß der 
baulichen Nutzung der Fall.  

Es werden durch das geplante Vorhaben keine Schutzgüter gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7b BauGB beeinträchtigt. Das 
geplante Vorhaben ist nicht in Anlage 1 Nr. 18 UVPG aufgeführt.  

Eingriffe, die auf Grund der Aufstellung des Bebauungsplanes zu erwarten sind, gelten im Sinne von § 1a Abs. 3 
Satz 5 BauGB als erfolgt und zulässig. Ein Ausgleich ist nicht erforderlich.  

Der Bebauungsplan steht in keinem sachlichen, räumlichen oder zeitlichen Zusammenhang mit anderen Be-
bauungsplänen.  

Aufgrund der vorgenannten Bedingungen ist geplant, den vorhabenbezogenen Bebauungsplan gemäß § 13a 
BauGB als Bebauungsplan der Innenentwicklung im beschleunigten Verfahren aufzustellen. Im beschleunigten 
Verfahren kann von der frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB ab-
gesehen werden. Von diesen Möglichkeiten wird im vorliegenden Verfahren Gebrauch gemacht. Im Verfahren 
zur Aufstellung des Bebauungsplans wird zudem entsprechend des § 13a BauGB in Verbindung mit § 13 Abs. 2 
sowie Abs. 3 Satz 1 abgesehen von: 

•! der frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Absatz 1 und § 4 Absatz 1  
•! der Umweltprüfung nach § 2 Absatz 4 
•! dem Umweltbericht nach § 2a BauGB,  
•! der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 (welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind,  
•! der zusammenfassenden Erklärung nach § 6 Abs. 5 Satz 3 und § 10 Abs. 4 BauGB;  
•! § 4c BauGB (Monitoring) ist nicht anzuwenden. 

Die relevanten Umweltbelange werden in die Abwägung eingestellt.  

 

1.2.1! Aufstellungs- und Auslegungsbeschluss 

wird im weiteren Verfahren ergänzt 

 

1.3! Lage und räumlicher Geltungsbereich des Bebauungsplans 

Das Plangebiet mit einer Größe von ca. 4.000 m2 liegt in der Gemarkung Kassel, Flur 9.  

Der Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans mit Vorhaben- und Erschließungsplan wird wie 
folgt begrenzt: 

•! im Nordosten durch die Friedrichsstraße (Flurstück 16/1), 
•! im Südosten durch den Brüder-Grimm-Platz, 
•! im Süden durch die Wilhelmshöher Allee (Flurstück 1/24), 
•! im Westen durch Stellplätze (Flurstück 285/4) und ein Parkhaus (Flurstück 289/17). 

Innerhalb des Geltungsbereichs liegen die Flurstücke der Gemarkung Kassel, Flur 9, Flurstücksnummern 293/1 
und 293/2 sowie teilweise: 16/1 (Parzelle der Friedrichsstraße), 88/13 (Parzelle des Brüder-Grimm-Platzes), 
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1/24 (Parzelle der Wilhelmshöher Allee).  

Als Kartengrundlage des Bebauungsplans dient ein Auszug aus der Stadtgrundkarte der Stadt Kassel, ausgege-
ben im September 2018.  

Maßgeblich ist die zeichnerische Festsetzung des Geltungsbereichs gemäß Planzeichnung des Bebauungsplans.  

 

  
Abbildung 1: Lageplan mit Darstellung des Geltungsbereichs (Kartengrundlage: Stadt Kassel - Vermessung und Geoinforma-
tion) 

 

1.4! Planungsalternativen 

Alternativen zum geplanten Standort des Vorhabens sind aufgrund der unter Punkt 1.1 dargestellten Rahmen-
bedingungen nicht vorhanden. Die Entwicklung des Standortes von einer ursprünglich vorgesehenen Nutzung 
als Justizzentrum zum Museumsstandort erfolgt insbesondere, um die durch Standortverlagerung freigewor-
dene landeseigene Liegenschaft einer neuen öffentlichen Nutzung als Museum zuzuführen und um eine denk-
malgerechte Nutzung der vorhandenen erhaltenswerten historischen Gebäude und Gebäudeteile  zu ermögli-
chen.  

Die kulturelle Nutzung dieses Standortes dient der sinnvollen Abrundung und inhaltlichen Verknüpfung bereits 
vorhandener Kultur- bzw. Museumseinrichtungen in der näheren Umgebung. Das Projekt dient daher neben 
der Erzeugung von Synergieeffekten unter diesen Einrichtungen insbesondere der Stärkung der documenta-
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Stadt Kassel als bedeutender Kulturstandort in Deutschland. Der geplante Neubau ist zudem ein wichtiger 
Baustein für den Brüder-Grimm-Platz in seiner Bedeutung im Stadtgefüge – sowohl baulich-räumlich, als 
auch aufgrund der Schaffung eines weiteren Publikumsmagneten, der zur Belebung des Platzes und der umlie-
genden Quartiere, Funktionen und Nutzungen dient, insbesondere in Hinblick auf die geplante Neugestaltung 
des Platzes im Rahmen des Förderprogramms „Nationale Projekte des Städtebaus“. 

Des Weiteren wird mit der Maßnahme die bereits vorhandene Infrastruktur (Straßen- und Wegeerschließung, 
ÖPNV, Ver- und Entsorgungsleitungen) weitergenutzt, der Erschließungsaufwand im Rahmen der Umsetzung 
des Projektes ist entsprechend gering. Der Standort ist auch in Hinblick auf Verfügbarkeit, Konfliktpotential mit 
benachbarten Nutzungen und Naturschutz, Topographie, Qualität der Verkehrsanbindung und Erreichbarkeit in 
besonderer Weise für die Planung geeignet. Die Maßnahme stellt in sehr hohem Maße eine durch das gemäß § 
1 BauGB gebotene Innenentwicklung durch Nachnutzung und Revitalisierung von Standorten dar. 

Sonstige Grundstücke im innerstädtischen Kontext, die derartig günstige Voraussetzungen für eine Museums-
nutzung und den Aufbau eines dauerhaften Standortes für das in der Nähe vorher provisorisch untergebrachte 
Tapetenmuseum  aufweisen, sind innerhalb des Stadtgebietes Kassels nicht vorhanden, so dass eine umfas-
sende Alternativenprüfung nicht erforderlich ist und dem entsprechend nicht erfolgte. 

 

1.5! Bauleitplanerische Ziele 

Für das Gebiet ist eine Nutzung als Museum geplant. Es werden folgende bauleitplanerische Zielsetzungen ver-
folgt: 

•! Sicherung einer geordneten städtebaulichen Entwicklung. 
•! Aktivierung eines durch Wegfall der bisherigen Gemeinbedarfsnutzung (Justiz) freiwerdenden Baulandpo-

tentials zur Schaffung einer neuen Gemeinbedarfsnutzung (Museum). 
•! Erhalt und Einbindung der historischen denkmalgeschützten Bausubstanz (Torwache) in das geplante 

Bauvorhaben des Tapetenmuseums. 
•! Erhalt der Fluchtlinien und Sichtachsen sowie die Integration der Raumkanten und Gebäudehöhen in das 

bauliche Umfeld. 
•! Sicherung der städtebaulichen Einbindung, Gestaltung und Erschließung des Vorhabens. 

 

1.6! Städtebauliche Zielsetzung und Beschreibung des geplanten Vorhabens 

Mit dem geplanten Neubau des Museums ist neben der Schaffung eines eigenständigen Neubaus eine stim-
mige Integration von teilweise denkmalgeschützten Bestandsgebäuden in das Gesamtkonzept dieses neu zu 
entwickelnden Museumsstandortes vorgesehen. Die bestehenden städtebaulichen Bezüge des Brüder-Grimm-
Platzes sollen aufgenommen und ein städtebauliches und architektonisches Gesamtensemble zur Platzseite 
und zur Friedrichsstraße hin gestaltet werden.  

Gemäß der Auslobung des Wettbewerbs sind u. a. folgende Parameter für die Einfügung in die städtebauliche 
Struktur von Bedeutung: 

„Entscheidend ist hierbei die Fassadengestaltung des Neubaus zum Brüder-Grimm-Platz, der in seiner Ensem-
ble-Wirkung nicht beeinträchtigt werden darf. Der Neubau des Tapetenmuseums soll sich an diesem histori-
schen Ort in sensibler Art und Weise eingliedern. Das neue Gebäude soll sich als Museum an prominentem 
Standort präsentieren und entsprechend seiner Orientierung zum Platz hin erhalten. Dabei ist eine Fassade zu 
entwickeln, die nicht nur der inneren Nutzung Rechnung trägt, sondern gleichzeitig ein Gesicht zum Brüder-
Grimm-Platz zeigt. Durch die öffentliche Nutzung des Gebäudes ist – soweit es mit den raumklimatischen An-
forderungen vereinbar ist – eine gewisse Transparenz und Kommunikation zum Platz hin gewünscht. Das Ge-
bäude muss seiner besonderen Lage am Platz gerecht werden und sich mit diesem verbinden. 

Zur Erhaltung der Platzkante ist dabei die Lage der vorderen Gebäudekante unmittelbar am Brüder-Grimm-
Platz und an der Friedrichsstraße zwingend erforderlich. Weiterhin ist die Anordnung des Haupteingangs zum 
Platz und somit die Erschließung des neuen Gebäudes maßgeblich von Süden aus wünschenswert. Neben der 
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Platzfassade ist aber auch der Gebäudeansicht zur Friedrichsstraße und der dort noch vorhandenen histori-
schen Bebauung in angemessener Weise Rechnung zu tragen.“3  

 

 
Abbildung 2: Schwarzplan der geplanten Situation (Quelle: Harry Gugger Studio, Basel) 

 

Weitere städtebaulich relevante Vorgaben aus der Wettbewerbsauslobung des 2017 durchgeführten Architek-
turwettbewerbs sind:  

•! Orientierung des Neubaus an der Kubatur seines Vorgängerbaus (Trauf- und Gebäudehöhen des bisheri-
gen VGH-Gebäudes, insbesondere unter Wahrung der Torwachen-Gebäude als städtebaulich markanter 
Beginn der Wilhelmshöher Allee),  

•! Einhaltung der vorhandenen Gebäudefluchten an Brüder-Grimm-Platz und Friedrichsstraße, 
•! Schaffung eines funktionalen Gesamtensembles aus Torwache, denkmalgeschütztem Treppenhaus des 

ehemaligen VGH und dem Neubau, mit klarer Orientierung zum Brüder-Grimm-Platz, 
•! sowie insbesondere eine Architektursprache, die sich repräsentativ und selbstbewusst ins Stadtbild ein-

fügt. 

 

Als Ergebnis des Wettbewerbs soll auf dem ca. 2.400 m2 großen Areal des bisherigen Gebäudes des Hessischen 
Verwaltungsgerichtshofes (VGH) am Brüder-Grimm-Platz ein Neubau für ‚Das deutsche Tapetenmuseum – 
Museum für Raumkunst’ errichtet werden.  Ziel ist die Umsetzung des mit dem ersten Preis im Wettbewerb 
ausgezeichneten Entwurf des Büros Harry Gugger Studio aus Basel. 

Zusammen mit der Torwache, in deren Dachgeschoss die historisch überlieferte Struktur der Brüder-Grimm-
Wohnung museal rekonstruiert werden soll, dem denkmalgeschützten Treppenhaus des ehemaligen VGH-
Gebäudes aus den 1950er Jahren und dem geplanten Museumsneubau wird durch den Museumsneubau ein 
funktionales und städtebaulich prägendes Gesamtensemble geschaffen, dessen Elemente sensibel aufeinander 
reagieren, sich gegenseitig respektieren, ohne in Konkurrenz zueinander zu treten. Der im Rahmen des Wett-
bewerbs prämierte und nunmehr zur Realisierung kommende Neubau fügt sich in seiner baulich-räumlichen 
Struktur, insbesondere hinsichtlich Trauf- und Gebäudehöhe, Bauflucht und äußerlichen Gestalt in den 

                                                
3 Land Hessen (LBIH / FSW), Auslobung Wettbewerb Neubau für das Deutsche Tapetenmuseum – Museum für Raumkunst, Juli 2017 
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denkmalgeschützten Bestand und in die städtebauliche Struktur gut ein; er folgt der stringenten Grundstruktur 
des Brüder-Grimm-Platzes. Die Erhaltung der Platzkante am Brüder-Grimm-Platz ist in der Planung vorgese-
hen, jedoch kragt der Neubau in den Obergeschossen leicht aus, um die Verbindung in die Friedrichsstraße und 
ein Gegenüber zum imposanten Baukörper der Torwache herzustellen. Durch den hier geplanten nordöstlichen 
Gebäudeteil des Neubaus wird eine deutlichere und städtebaulich besser wahrnehmbare Raumkante erzeugt, 
als bislang im Bestand gegeben.  

Der geplante Neubau, der sich in Bezug auf Gebäudekubatur (Gebäudehöhe und überbaute Fläche) sowie Ge-
bäudefluchten an seinem Vorgängerbau orientiert, wird sich nicht nur in der geplanten Nutzung, sondern ins-
besondere in der äußeren Gestalt  von diesem deutlich unterscheiden sowie eine gleichberechtigte Stellung im 
Gesamtgefüge des vorhandenen Platzes einnehmen. Hierzu trägt zum einen die Auskragung ab dem 1. Ober-
geschoss des neuen Baukörpers in den öffentlichen Raum hinein bei (Bereich Friedrichsstraße / Ecke Brüder-
Grimm-Platz). Zum anderen setzt sich der Neubau von der bisherigen Struktur durch die geplante Fassadenge-
staltung ab: Vorgesehen ist wegen der lichtempfindlichen Tapeten eine weitestgehend fensterlose Fassade mit 
Elementen aus Foto-Beton und Aufdruck der ursprünglichen historischen Fassade des im 2. Weltkrieg zerstör-
ten Fürstenhauses als Überlagerung von Fassadenstruktur und Fassadenbild des klassizistischen Gebäudes. 

 

 
Abbildung 3: Prämierter Wettbewerbsbeitrag – Städtebauliches Modell (Quelle: Harry Gugger Studio, Basel) 
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Abbildungen 4: Prämierter Wettbewerbsbeitrag – Visualisierung (Blick von Osten, Quelle: Harry Gugger Studio, Basel) 

 

1.6.1! Geplante Gebäudenutzungen 

Gegenwärtig sind im Untergeschoss des geplanten Neubaus vorwiegend Nebennutzungen (Depotflächen, 
Werkstätten, Lagerflächen u. ä.) geplant. Museumsleitung und Verwaltung werden nicht im Gebäude unterge-
bracht sein, sondern an anderer Stelle. In der Torwache wird die Brüder-Grimm-Wohnung im Dachgeschoss 
wiederhergestellt, im 2. OG sollen Räumlichkeiten als Informationsraum zum Thema Brüder-Grimm, im 1. OG 
für Informationen zur MHK sowie für die Museumspädagogik und Veranstaltungen entstehen, im Erdgeschoss 
der Torwache sind Foyer, Garderoben, WC-Anlagen und ein Museumsshop vorgesehen. Im Rahmen der Wett-
bewerbsvorgaben wurden  1.920 m² Ausstellungsfläche ausgelobt, die zunächst auch Grundlage für die noch 
zu konkretisierende Gebäudeplanung sind.  

 
Abbildung 5: Prämierter Wettbewerbsbeitrag – Ansicht Süd/Ost (Quelle: Harry Gugger Studio, Basel) 
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Abbildung 6: Prämierter Wettbewerbsbeitrag – Ansicht Nord/Ost (Quelle: Harry Gugger Studio, Basel) 

 
Abbildung 7: Geplante Fassade, Ausschnitt im Bereich Brüder-Grimm-Platz / Museumseingang  (Quelle: Harry Gugger Stu-
dio, Basel) 

 

1.6.2! Freiraumkonzept 

Die nördlich und westlich an den Neubau des Tapetenmuseums anschließenden Freiflächen sollen vorwiegend 
gärtnerisch gestaltet werden. Geplant ist eine parkartig angelegte zusammenhängende Grünfläche, die den 
erhaltenswerten Baumbestand – soweit möglich – integriert und durch einzelne Neupflanzungen ergänzt. Der 
im Nordwesten vorhandene Bergahorn bleibt erhalten. Das Bepflanzungs- und Gestaltungskonzept für die 
Freianlage ist abschließend noch zu konkretisieren.  

Die nördlich des Neubaus vorgesehenen Außenbereich des Museums (nach Süden und Osten grenzt das Plan-
gebiet an öffentliche Erschließungsflächen, westlich an private Grundstücke) sind ausschließlich als in Landes-
eigentum befindliche private, dem Museum zugeordnete Grün- und Hofflächen vorgesehen, die während der 
Museumsöffnungszeiten auch für Besucher zugänglich sein sollen. Öffentliche, in Besitz der Stadt Kassel 
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übergehende (Frei-)Flächen sind nicht geplant. Die Zufahrt an der Friedrichstraße und voraussichtlich auch der 
Zugang im Bereich des Gartenpavillons westlich der Torwache an der Wilhelmshöher Allee sollen durch ver-
schließbare Tore/Türen gesichert werden.  

 
Abbildung 8: Lageplan des prämierten Wettbewerbsbeitrags (Quelle: Harry Gugger Studio, Basel) 

 

1.7! Bestandteile des Bebauungsplanes  

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan besteht gemäß § 12 BauGB aus den nachfolgend dargestellten Be-
standteilen. 

 

1.7.1! Vorhabenbezogener Bebauungsplan - Planzeichnung mit Begründung  

Die Planzeichnung ist auf Grundlage der Baunutzungsverordnung (BauNVO) mit den gemäß § 9 BauGB mögli-
chen Festsetzungen erstellt (Blatt 1/2). Die Begründung liegt dem Bebauungsplan bei. 

 

1.7.2! Vorhaben- und Erschließungsplan (VEP)  

Der VEP ist gemäß § 12 Abs. 3 BauGB Bestandteil des vorhabenbezogenen Bebauungsplans und besteht aus 
einem Lageplan mit Darstellung der Erschließung und grundsätzlichen Grundstücksflächennutzung sowie den 
Ansichten und einem Ausschnitt der Fassadengestaltung des Vorhabens (als Anlage zur Begründung). 

 

1.7.3! Durchführungsvertrag 

Im Durchführungsvertrag zwischen dem Vorhabenträger und der Stadt Kassel werden gemäß § 12 Abs. 1 
BauGB auf der Grundlage der oben genannten Planwerke die Durchführung des Vorhabens sowie die Über-
nahme der Planungs- und Erschließungskosten geregelt. Im Plangebiet sind nur solche Vorhaben zulässig, zu 
denen sich der Vorhabenträger im Durchführungsvertrag mit der Stadt Kassel verpflichtet hat.  

 

 

!  
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2! Planungsrechtliche Situation 

2.1! Räumliche Lage 

 
Abbildung 9: Lage im Stadtgebiet (Quelle der Kartengrundlage: Geoportal der documenta-Stadt Kassel) 

Das Plangebiet liegt unmittelbar westlich der durch den Innenstadtring begrenzten Kasseler Innenstadt im 
Stadtteil Mitte, der mit rund 7.000 Einwohnern das Zentrum Kassels darstellt, mit von der Zerstörung des 
Zweiten Weltkriegs vereinzelt noch erhaltenen historischen Gebäuden sowie großen und kleineren Kulturein-
richtungen, Geschäften, Kaufhäusern, Einkaufsgalerien, Dienstleistungen und öffentlichen Einrichtungen. Die 
bis ins 18. Jahrhundert durch Festungswerke begrenzte ehemalige Altstadt wurde mit Aufnahme der Hugenot-
ten ab 1685 durch die südlich an die Altstadt angrenzende Oberneustadt außerhalb der Wälle und Gräben er-
weitert. Erst nach 1866 wuchs die Stadt zwischen Kölnischer Straße und Wilhelmshöher Allee nach Westen. 

Das Plangebiet grenzt direkt an den Brüder-Grimm-Platz und befindet sich in fußläufiger Nähe zur zentralen 
Fußgängerzone Kassels. Im Westen schließen nach dem Rückbau eines Parkdecks gegenwärtig unbebaute Flä-
chen (Baulücke), nach Nordwesten eine Grünfläche sowie ein Wohngebäude an. Das Plangebiet wird im Nord-
osten sowie im Süden durch öffentliche Verkehrsflächen begrenzt: nördlich durch die  Friedrichsstraße, nach 
Süden hin durch die Wilhelmshöher Allee bzw. den Brüder-Grimm-Platz.  

Der Brüder-Grimm-Platz stellt als Gelenk zwischen Innenstadt und Wilhelmshöher Allee sowie in der Platz-
folge mit Friedrichsplatz und Königsplatz einen der wichtigsten Plätze Kassels dar. Zudem ist dieser Bereich 
einer der wenigen Orte in der Kasseler Innenstadt, der noch über prägende historische Bebauung verfügt. Das 
weitere städtebauliche Umfeld des Plangebiets ist durch eine geschlossene, vier- bis fünfgeschossige Blockbe-
bauung geprägt. Diese wird heute entsprechend der innenstadtnahen Lage überwiegend gemischt durch Woh-
nen, Büros, Gewerbe und Einzelhandel genutzt. In den Innenbereichen dieser Blöcke sind überwiegend Werk-
stattgebäude, Lager- oder Stellplatzflächen sowie Grünbereiche bzw. Freiflächen zu finden. 

Die Bedeutung des Brüder-Grimm-Platzes liegt neben der Verbindung der kulturellen Schwerpunkte Innen-
stadt und Bergpark in seiner zentralen Lage innerhalb des sich zum Museumsquartier entwickelnden Stadtbe-
reichs mit Landesmuseum und künftigem Tapetenmuseum, der Grimmwelt und dem Museum für Sepulkral-
kultur am Weinberg sowie der Museen an der schönen Aussicht und dem nur 800 m entfernten Friedrichsplatz.  
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2.2! Übergeordnete Planungen 

2.2.1! Regionalplan Nordhessen 

 
Abbildung 10: Ausschnitt aus dem Regionalplan Nordhessen 2009 mit Darstellung des Plangebiets (ohne Maßstab, Quelle: 
Regierungspräsidium Kassel, über Homepage rp-kassel.hessen.de) 

Im Regionalplan Nordhessen 2009 ist das Plangebiet als „Vorranggebiet Siedlung Bestand“ dargestellt. Es ist 
von Flächen gleicher Siedlungsstrukturdarstellung umgeben. Die im Geltungsbereich südlich verlaufende Wil-
helmshöher Allee, nördlich verlaufende Friedrich-Ebert-Straße und die im Nordosten verlaufende Fünffens-
terstraße sind als „sonstige regional bedeutsame Straße Bestand“ dargestellt. Im Süden verläuft außerdem die 
Frankfurter Straße, die als „Bundesfernstraße mindestens vierstreifig Bestand“ dargestellt ist. 

 

2.2.2! Flächennutzungsplan / Landschaftsplan des ZRK 

Das vom Zweckverband Raum Kassel (ZRK) beschlossene Siedlungsrahmenkonzept (SRK) 20154 sowie der Flä-
chennutzungsplan des ZRK (FNP) in der Fassung der Neubekanntmachung vom 10. Dezember 20165 konkreti-
sieren die Ziele des Regionalplanes Nordhessen bzgl. der weiteren Siedlungsentwicklung in Kassel. 

Wesentliches Ziel des Siedlungsrahmenkonzepts und des Flächennutzungsplans ist es, innerhalb des Verbands-
gebietes eine Stabilisierung der Bevölkerungsentwicklung und eine ausgewogene Alters- und Sozialstruktur zu 
erreichen. Als wesentlichen Beitrag und Zielsetzung nennen beide Planungen die grundsätzlich vorrangige För-
derung der Innenentwicklung (z.B. durch Umnutzung von gewerblichen oder militärischen Brachflächen, durch 
Baulückenschluss usw.). Ein besonderer Schwerpunkt liegt in der Nachverdichtung vorhandener Siedlungsge-
biete. Die Zielsetzungen des FNP orientieren sich am Leitziel einer kompakten, durchmischten und vernetzten 
Struktur, die am ehesten dem�Ziel des sparsamen Umgangs mit Boden und anderen Naturgütern entspricht. 
Durch maßvolle bauliche Verdichtung und verträgliche Nutzungsmischungen werden Flächenbedarf und Kos-
ten für Herstellung und Unterhaltung von Erschließung und Infrastruktur geringgehalten; kurze Wege für 
Menschen, Güter und Dienstleistungen begrenzen den Verkehr und die von ihm ausgehenden Belastungen.  

Im Flächennutzungsplan ist das Plangebiet – abgesehen von dem als Straßenverkehrsfläche dargestellten Brü-
der-Grimm-Platz - als Fläche für den Gemeinbedarf (Öffentliche Verwaltung) dargestellt. Diese Darstellung ist 
im Zuge der Berichtigung anzupassen in Fläche für den Gemeinbedarf (kulturellen Zwecken dienende Einrich-
tungen). Nördlich / östlich des Plangebiets ist der Verlauf von Hauptwasserleitungen im FNP dargestellt 

                                                
4  Das Siedlungsrahmenkonzept 2015 wurde am 15.03.2006 von der Verbandsversammlung des ZRK beschlossen 
5 Flächennutzungsplan des ZRK in der Fassung der Neubekanntmachung vom 10. Dezember 2016  
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(entlang der Friedrichsstraße). Im Süden befindet sich die als Straßenverkehrsfläche dargestellte Wilhelmshö-
her Allee mit Tramtrasse. Das Plangebiet ist von einer weiteren Fläche für den Gemeinbedarf (Öffentliche Ver-
waltung) im Westen und von Kerngebieten westlich und nördlich umgeben. 

 
Abbildung 11: Ausschnitt aus dem gültigen Flächennutzungsplan des Zweckverbandes Raum Kassel – Fassung der Neube-
kanntmachung vom 10. Dezember 2016 – mit Darstellung des Plangebiets (ohne Maßstab, Quelle: ZRK) 

 

2.2.3! Landschaftsrahmenplan und Landschaftsplan 

Der Landschaftsrahmenplan6 Nordhessen 2000 enthält keine unmittelbaren Aussagen zum Plangebiet, das 
aufgrund seiner Lage in der Stadt Kassel dem Naturraum Westhessische Senke zuzurechnen ist. Für diesen 
Landschaftsraum trifft der Landschaftsrahmenplan die für das Plangebiet bedeutsame naturraumbezogene 
Zielaussage einer Steuerung der Siedlungsentwicklung im Kasseler Becken durch eine naturverträgliche Innen-
entwicklung unter Berücksichtigung der vorhandenen und zu entwickelnden Grünzonen sowie Verhinderung 
einer weiteren Zersiedlung.� 

Der Landschaftsplan 2007 des Zweckverbands Raum Kassel7, der in den FNP integriert ist, beinhaltet keine 
Darstellungen, welche die beabsichtigten baulichen Entwicklungen für das Bebauungsplangebiet oder die Er-
weiterungsfläche wesentlich beeinträchtigen würden.  

 

2.2.4! Klimafunktionskarte 

Das Plangebiet befindet sich laut Klimafunktionskarte des Zweckverbands Raum Kassel8 im Bestand (2009) in 
einem Überwärmungsgebiet der Kategorie 1 (dichte Bebauung mit wenig Vegetation in den Freiräumen), das 

                                                
6  Regierungspräsidium Kassel, Dezernat 27, über: https://rp-kassel.hessen.de/umwelt/naturschutz/landschaftsrahmenplan-nordhessen, 

abgerufen am 27.2.2017  
7  Landschaftsplan des ZRK, Stand: 30.März 2007 
8  Klimafunktionskarte Zweckverband Raum Kassel 2009 mit Zukunftsprognosen, Stand: Januar 2010  
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FLÄCHENNUTZUNGSPLAN
Zweckverband Raum Kassel

Dezember 2016
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Flächennutzungsplan des 
Zweckverbandes Raum Kassel 

- Fassung der Neubekanntmachung vom 
10. Dezember 2016 - 

Diese Karte des Flächennutzungsplanes gibt den Stand der städte-
baulichen Planungsabsichten des Zweckverbandes Raum Kassel 
(ZRK) für die Neubekanntmachung des Flächennutzungsplanes am 
10.12.2016 wieder. Die Darstellungen dieses Flächennutzungsplanes 
(FNP) umfassen  
• die Inhalte des genehmigten urkundlichen Dokumentes, das 

am 08.08.2009 rechtswirksam geworden ist,  
• für die Gemeinde Calden die Darstellungen aus deren Flä-

chennutzungsplan, der als Bestandteil des FNPs des ZRK 
fortgilt,  

• alle seither bis zum 08.12.2016 rechtswirksam gewordenen 
Änderungen des FNP,  

• die Einarbeitung der Festsetzungen aus Bebauungsplänen 
zur Innenentwicklung, die gem. § 13a (2) Nr. 2 BauGB auf-
gestellt und bis zum 10.12.2016 rechtswirksam geworden 
sind und an die der FNP nach dieser Rechtsnorm anzupas-
sen ist, sowie 

• Festsetzungen aus Planfeststellungsverfahren und realisier-
te verkehrliche Maßnahmen mit der ehemaligen FNP-Dar-
stellung "Trassensicherung". 

Für den Bereich der Gemeinde Calden gilt deren FNP als Teil des 
Flächennutzungsplanes des Zweckverbandes Raum Kassel fort. Die 
dort angewandte Planungssystematik unterscheidet sich von derjeni-
gen des 2009 rechtswirksam geworden FNP des ZRK. 

Im Bereich der Gemeinde Niestetal ist eine Fläche ("Gewerbliche 
Bauflächen" in Niestetal-Heiligenrode Süd) von der Genehmigung 
ausgenommen; für den Bereich der Gemeinde Calden sind mehrere 
Darstellungen von der Genehmigung ausgenommen.  

Hinweise auf überlassenes Datenmaterial  
 
Datengrundlage : ALKIS / ATKIS , Hessische Verwaltung für Bodenmanagement u nd 
Geoinformation  
Umgebungskarte:  © Stadt Kassel, Vermessung und Geoinformation, Stand 2016 
Fachdaten (nachrichtliche Darstellungen):  
• Darstellung auf der Grundlage von Daten und mit Erlaubnis  des Hessischen La ndesamtes 

für Naturschutz, Umwelt und Geologie, Wiesbaden (Daten verändert)  
• Regierungspräsidium Kassel : Dezernate Obere Naturschutzbehörde   und Gewässer- / 

Bodenschutz 
 
* Der aktuelle Stand der nachrichtlichen Darstellungen und Details hierzu können  bei den  

zuständigen Institutionen erfragt werden.  
Bei den Schutzgebieten kommt es zu Überlagerungen, die mit kartographischen Mitteln der  
Planzeichenverordnung nicht darstellb ar sind. 
Die Darstellungen der Altlasten und der Überschwemmungsgebiete sind generalisiert.  
Für das Gebiet der Stadt Kassel werden punkthafte Naturdenkm äler generalisiert und die  
Landschaftsschutzgebiete mit ihrer äußeren Abgrenzung  wiedergegeben, nicht mit ihrer  
inneren Differenzierung  (Zone 1, Zone 2) . 

www.zrk-kassel.de
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thermisch und lufthygienisch hohe Defizite aufweist mit potentiell steigendem Hitzestress. Nachverdichtungen 
sollten daher auf Hitzestress beurteilt, Vegetationsschatten und Fassadenbegrünungen gefördert sowie Luft-
leitbahnen beachtet und mögliche Restpotenziale geschützt werden. Das Plangebiet ist in den beiden Klima-
funktionskarten Prognose 2020 (Szenario Durchführung des FNP) und 2030 (Szenario Klimaverschiebungen 
durch Zunahme Wärmeinsel Stadt) jeweils unverändert dargestellt. 

 

2.2.5! Integriertes Klimaschutzkonzept für die Stadt Kassel 

Im November 2012 wurde von der Stadtverordnetenversammlung die Umsetzung des integrierten Klima-
schutzkonzeptes9 für die Stadt Kassel beschlossen. Darin sind Handlungsziele festgelegt, wie die Stadt ihren 
Verpflichtungen im Klimabündnis sowie in den Programmen „100 Kommunen für den Klimaschutz“ und „100% 
Erneuerbare Energie Regionen“ nachkommen und den CO2-Ausstoß bis 2030 um 31,3% gegenüber 2009 re-
duzieren kann. Ein Handlungsfeld dazu ist die „energieoptimierte Planung und energetische Verbesserung von 
Wohn-, Gewerbe- und Industriegebieten“. Hierzu zählen die Berücksichtigung energetischer Aspekte in der 
Bauleitplanung bzw. über Festsetzungen im Bebauungsplan, die Aufnahme von Klima- und Energiezielen in 
städtebaulichen Verträgen und in Verträgen für Grundstücksverkäufe mit privaten Bauherren. Optimaler Weise 
sind Gebäude in Hinblick auf die Verringerung der Abhängigkeit von Importen fossiler Energieträger und den 
Klimaschutz so zu errichten und zu betreiben, dass sie mit möglichst geringem Primärenergiebedarf vornehm-
lich aus heimischen Quellen auskommen und geringe CO2-Emissionen aufweisen. Es gilt das Prinzip, den Ener-
giebedarf durch Effizienzmaßnahmen wie Verbrauchsminimierung, intelligente Verteilung und verlustarme 
Produktion gering zu halten und den verbleibenden Anteil durch Energieträger zu decken, die möglichst heimi-
schen Ursprungs sind und keinen fossilen Kohlenstoff enthalten. 

Eines der Handlungsfelder zur Erreichung der Klimaschutzziele ist der Ausbau der Fernwärme (Handlungsfeld 
H 10 der Maßnahme „Erneuerbare Energie und Energieeffizienz“), da dieser Energieträger eines der energeti-
schen Hauptpotenziale darstellt zur Senkung der Emissionen, insbesondere von CO2. Da die Fernwärme wei-
testgehend durch Kraft-Wärme-Kopplung produziert wird, ist sie sehr effizient mit einem Wirkungsgrad von 
85 – 90 %. Das Plangebiet liegt unmittelbar im Bereich der Fernwärmeleitung Friedrichsstraße und kann ent-
sprechend angebunden werden. 

 

2.2.6! Schutzausweisungen 

Denkmalschutz 

Das im Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans liegende Gebäude am Brüder-Grimm-Platz 
1 (Torwache) sowie das nördlich unmittelbar an den Geltungsbereich angrenzende Gebäude Friedrichsstraße 
20 sind als Kulturdenkmale in die Denkmaltopografie Kassel Stadt eingetragen. 

UNESCO Weltkulturerbe 

Der Bergpark Wilhelmshöhe zählt seit 2013 zum UNESCO-Weltkulturerbe. Der Weltkulturerbe-Bereich be-
steht aus einer Kernzone und einer Pufferzone, die die Kernzone zum Schutz der Kulturdenkmale umgibt. Das 
Plangebiet grenzt an die Wilhelmshöher Allee, die der Pufferzone angehört. 

Eingriffe in die Pufferzone, wie z. B. Neubaumaßnahmen müssen bezüglich ihrer Verträglichkeit mit den denk-
malschutzrelevanten Belangen des Weltkulturerbes betrachtet werden. In diesem Zusammenhang spielt die 
Torwache als stadtgestalterisch markanter Ausgangspunkt der Wilhelmshöher Allee und auch in der Fernsicht 
vom Bergpark aus eine herausragende Rolle. Darüber hinaus ist die Sicherung und Vervollständigung der Bau-
fluchten an der Wilhelmshöher Allee von Belang. 

!  

                                                
9  Stadt Kassel Dezernat für Verkehr, Umwelt, Stadtentwicklung und Bauen, Integriertes Klimaschutzkonzept für die Stadt Kassel, Stand: 

März 2012  
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Landschaftsschutz 

Der Ahorn auf dem Flurstück 293/2 im Garten des Brüder-Grimm-Platz 3 ist als Naturdenkmal ausgewiesen. 

Heilquellenschutz 

Der Geltungsbereich befindet sich innerhalb der quantitativen Schutzzone B 2 – äußere Schutzzone – des mit 
Datum vom 02.10.2006 (StAnz. 46/2006, S. 2634) amtlich festgesetzten Heilquellenschutzgebietes für die 
staatlich anerkannte Heilquelle „TB Wilhelmshöhe 3“, Gemarkung Wahlershausen der Stadt zu Gunsten der 
Thermalsolebad Kassel GmbH, Kassel. Die Vorgaben der Heilquellenschutzgebietsverordnung sind bei der wei-
teren Planung und der späteren Bauausführung zu beachten. Bohrungen, die tiefer als Kote 50 m unter NHN in 
den Untergrund eindringen, bedürfen der vorherigen Genehmigung. 

Stellplatzsatzung 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans gilt die Satzung der Stadt Kassel zur Herstellung, Ablösung und Ge-
staltung von Stellplätzen und zur Herstellung von Abstellplätzen für Fahrräder.  

Gesamtkunstwerk 7000 Eichen 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans berührt nicht das Kunstwerk 7000 Eichen. 

Bombenabwurfgebiet  

Die im Rahmen der Aufstellung des rechtskräftigen Bebauungsplans erfolgte Auswertung der beim Hessischen 
Kampfmittelräumdienst vorliegenden Kriegsluftbilder hat ergeben, dass sich der Geltungsbereich in einem 
Bombenabwurfgebiet befindet. Vom Vorhandensein von Kampfmitteln muss grundsätzlich ausgegangen wer-
den. In den Bereichen, in denen durch Nachkriegsbebauungen bereits bodeneingreifende Baumaßnahmen bis 
zu einer Tiefe von mind. 5 m durchgeführt wurden sowie bei Abbrucharbeiten sind keine Kampfmittelräum-
maßnahmen notwendig. Bei allen anderen Flächen ist eine systematische Überprüfung (Sondieren auf Kampf-
mittel, gegebenenfalls nach Abtrag des Oberbodens) vor Beginn der geplanten Bauarbeiten auf den Grund-
stücksflächen erforderlich, auf denen bodeneingreifende Maßnahmen stattfinden.  

 

2.3! Vorhandener Bebauungsplan im Plangebiet 

Mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. I/14, 1. Änderung „Tapetenmuseum“ wird der rechtskräftige 
Bebauungsplan Nr. 1/14 Justizzentrum 2 am Brüder-Grimm-Platz teilweise überlagert. Mit der Rechtskraft 
des Bebauungsplanes Nr. I/14, 1. Änderung tritt der am 01.11.2011 rechtskräftig gewordene Bebauungsplan 
Nr. 1/14  in dessen überlagerten Bereichen außer Kraft. 

 

2.4! Angrenzende rechtskräftige Bebauungspläne 

Der Bebauungsplan Nr. 1 „Mitte“ vom 25.10.1985 (Bebauungsplan Innenstadt (Spielhallen)) grenzt östlich an 
das Plangebiet an und setzt für den Bereich Friedrichsstraße Kerngebiet mit Ausschluss von Spielhallen im Erd-
geschoss, straßenseitig fest.!  
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3! Bestandssituation und mögliche Auswirkungen 

3.1! Standorthistorie 

Im Jahr 1776 wurde außerhalb der Zollmauer am Weißensteiner Tor, im Bereich, in dem die Wilhelmshöher Al-
lee auf die damalige Stadtgrenze traf, der damals kreisrunde „Weißensteiner Platz“ angelegt. 1799 wurde von 
Simon Louis du Ry das erste Haus am Platz errichtet. 

1805 erteilte der Kurfürst Wilhelm I. seinem Oberbaudirektor Heinrich Christoph Jussow den Auftrag, eine re-
präsentative geschlossene Randbebauung zu planen und im selben Jahr begannen Arbeiten für eine sechs-
eckige Randbebauung mit den beiden Seitenflügeln des Wilhelmshöher Tores, den Torwachen. Bis heute ist al-
lerdings keine geschlossene Randbebauung entstanden. Die beiden dreigeschossigen klassizistische Torwa-
chengebäude bilden das Wilhelmshöher Tor als Beginn der Wilhelmshöher Allee Richtung Westen bis zum 
Schloss Wilhelmshöhe und darüber hinaus mit dem auf der Höhe gelegenen Oktogon und seiner Herkules-Sta-
tue als weithin sichtbarer Abschluss dieser Achse.  

Angrenzend an die nördliche Torwache befindet sich an der Wilhelmshöher Allee ein durch Steinbalustrade ge-
fasster Freisitz aus der Erbauungszeit, über den durch ein Eisentor der nördlich der Torwache vorhandene pri-
vate Gartenbereich zugänglich ist. 

 

Abbildung 12: Ausschnitt aus dem Fluchtlinienplan Nr. 10 (sogenannter Böckelplan von 1866) mit Darstellung des in seiner 
Form bereits vorhandenen späteren Brüder-Grimm-Platzes am „Wilhelmshöher Thor“ (Quelle: R. Demme, Der jüdische Kauf-
mann, Verleger und Stadtplaner Sigmund Aschrott – eine Persönlichkeit des 19. Jahrhunderts, Dissertation, Kassel 2006) 

Der Brüder-Grimm-Platz wechselte häufiger seinen Namen. Anfänglich trug der Platz den Namen „Weißen-
steiner Platz“, nach dem Vorgängerbau des heutigen Schlosses Wilhelmshöhe. Nach dem Schlossneubau wurde 
der Platz in „Wilhelmshöher Platz“ umbenannt. Zur Gründerzeit findet man auch die Bezeichnung „Rondel-
Platz“. Im Dritten Reich trug er den Namen „Adolf-Hitler-Platz“. Erst seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs 
heißt die Anlage „Brüder-Grimm-Platz“, weil die Brüder Grimm zeitweilig hier ihre Wohnung hatten. 

Die nördliche Begrenzung des ursprünglich sechseckig geplanten Brüder-Grimm-Platzes bildete das Fürsten-
haus, das zwischen 1803 und 1806 entstand und kurfürstlichen Wohnzwecken diente. Das Gebäude grenzte 
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Abb.: 25 Stadterweiterung der Friedrich-Wilhelms-Stadt im Böckelplan414 1866 (Ausschnitt) 

Westlich der Ulmenstraße verläuft die bereits miteingezeichnete spätere Hermannstraße. Nörd-
lich der Jordanstraße zeigt der Böckelplan auch die Weißenburgstraße. Die Schnittstelle von 
dem äußeren Boulevard (Victoriastr.) und dem Akazienweg wird zu einem vierseitigen Platz, in 
der Karte als „Akazienplatz“ (er erfährt keine Verwirklichung) bezeichnet, erweitert. Die Victo-
riastraße erreicht hier ihren Hochpunkt. Auf dem Platz mündet ebenso die verlängerte Wil-
helms-Strasse,415 diese würde jedoch im letzten Abschnitt extreme Steigung aufweisen (als Lö-
sung werden auf dem Plan Treppen eingezeichnet). 

Das projektierte Raster orientiert sich an den alten Flurwegen. Der Karthäuser Weg wird ver-
breitert, gleiches gilt für den Weg von der Zollmauer nach Westen, der späteren Jordanstraße. 
Die Alte Wilhelmshöher Allee (Königstor), als alt-hergebrachte Landstraße, verbleibt in bishe-
                                                      
414 Vermessungsamt: Fluchtlinienplan  Nr._10. 
415 Wird in dieser Schreibweise im Böckelplan verwendet. 



 
Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. I/14, 1. Änderung „Tapetenmuseum“ | Begründung – Entwurf 
 

!

 

21 

 

direkt an die Torwache und war mit ihr durch ein Treppenhaus verbunden. 

An gleicher Stelle wurde 1952 das dreigeschossige Verwaltungsgerichtsgebäude errichtet, in das auch die Tor-
wache integriert wurde und das bis zuletzt vom Verwaltungsgerichtshof Hessen Kassel genutzt wurde. Das in 
diesem Gebäude vorhandene Treppenhaus als Verbindung zur Torwache soll aus Gründen des Denkmalschut-
zes erhalten und in den Museumsneubau integriert werden. Hinter dem Hauptgebäude des Verwaltungsge-
richtshofes befindet sich eine zweigeschossige „Remise“, die von der EDV-Abteilung des VGH genutzt wurde 
und nicht erhalten wird. 

 

3.2! Städtebauliche Ausgangssituation 

An das Plangebiet grenzen an der Wilhelmshöher Allee und an der Friedrichsstraße geschlossene 4- bis 5-ge-
schossige Gebäude als Blockrandbebauung an. Die Gebäude wurden bis auf das unter Denkmalschutz stehende 
Haus Friedrichsstraße 20 nach dem 2. Weltkrieg errichtet. Dieses stammt aus den Jahren 1866/67 und wurde 
im 2. Weltkrieg nur wenig beschädigt. In der Folge der gemischten Nutzungen mit Einzelhandel und Gewerbe 
in den Erdgeschossen dieser Gebäude, sind die Grundstücke im rückwärtigen Bereich weitgehend mit Werkt-
stattgebäuden, Lagern und Stellplätzen überbaut.  

Der Brüder-Grimm-Platz ist in seiner ursprünglichen Grundgestalt und Randbebauung unverändert, wurde 
jedoch zu verschiedenen Zeiten gestalterisch überformt. Prägend sind gegenwärtig Elemente und Materialien 
der Wiederaufbauzeit der 1950er und 1960er Jahre. Eine Neugestaltung soll im Rahmen des Bundespro-
gramms Nationale Projekte des Städtebaus erfolgen, in dem investive sowie konzeptionelle Projekte mit be-
sonderer nationaler bzw. internationaler Wahrnehmbarkeit, mit sehr hoher fachlicher Qualität, mit überdurch-
schnittlichem Investitionsvolumen oder mit hohem Innovationspotenzial gefördert werden. 

Das mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan planungsrechtlich zu sichernde Museumsprojekt ist ein 
wichtiger Baustein zur Entwicklung dieser für Kassel bedeutsamen städtebaulichen Gesamtsituation. 

 

3.3! Verkehrliche Erschließung  

Das Plangebiet grenzt östlich und südlich an öffentliche Straßenverkehrsflächen und ist daher voll erschlossen. 
In der Friedrichsstraße befindet sich eine Zufahrt, die auch künftig beibehalten, jedoch etwas nach Norden ver-
schoben wird und für Anlieferungen und zur Nutzung der geplanten Stellplätze dient (s.u.). Der Besucherein-
gang des geplanten Neubaus des Tapetenmuseums ist am Brüder-Grimm-Platz vorgesehen im Bereich des 
Eingangs des vorherigen Baukörpers des Verwaltungsgerichts, jedoch als barrierefreier niveaugleicher Zugang 
ohne vorgelagerte Treppenanlage. Die Erschließungssituation der Torwache wird unverändert beibehalten. 

Entsprechend seiner innenstadtnahen Lage ist das Plangebiet sehr gut durch öffentliche Verkehrsmittel er-
schlossen. Die nächstgelegene Haltestelle „Rathaus“ liegt in ca. 100 m Entfernung. 

Geplante interne Grundstückserschließung:  

Das Grundstück wird von Westen fußläufig erschlossen – über den westlich der Torwache gelegenen Ein-
gangsbereich, an dem sich ein mit Steinbalustrade gefasster Freisitz mit Gartenpavillon befindet, der als Teil 
der gründerzeitlich typischen Gartenarchitektur unverändert beibehalten wird. Diese interne Wegeverbindung 
quert das Grundstück Richtung Osten und schließt hier an den Zufahrts-und Zugangsbereich an der Friedrichs-
straße an. Die bisherige Zufahrt des ehemaligen VGH wird etwas weiter nach Norden an die Grenze des Nach-
bargrundstückes verlegt und mündet in einen kleinen Erschließungshof, über den zum einen die „rückwärtige“ 
Anlieferung des Museums erfolgt und zum anderen sechs bis sieben Mitarbeiter-Pkw-Stellplätze (einschließ-
lich Stellplatz für Behinderte) sowie Fahrradabstellplätze vorgesehen sind. Das im Bestand vorhandene an die 
Nachbargrenze zum Grundstück Friedrichsstraße 20 angebaute Hofgebäude (Ersatzbau aus den 1950er Jahren 
für die hier ursprünglich vorhandene Remise), wird abgebrochen, so dass hier eine hofartige Fläche ausgebildet 
werden kann, die der Erschließung und Anlieferung ebenso dient, wie ggf. dem Aufenthalt oder als Außensitz-
bereich.  
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Das geplante Gebäude soll am Brüder-Grimm-Platz/Ecke Friedrichsstraße ab dem 1. Obergeschoss auskragen 
und wird hiermit in den öffentlichen Raum hineinreichen. Das erforderliche Lichtraumprofil sowie ein Sicher-
heits-Abstand von mindestens 0,50 m von der Bordanlage des öffentlichen Gehwegs wird hierbei eingehalten. 
Das Museumsgrundstück verfügt zum Brüder Grimm-Platz nicht über eine vorgelagerte Freifläche und schließt 
daher unmittelbar an den Gehwegbereich an. Eine im Wettbewerb zum Museumsbau vorgeschlagene reprä-
sentative Neugestaltung der Platz-Fläche kann ggf. im Kontext der geplanten Neugestaltung des gesamten 
Brüder-Grimm-Platzes erfolgen, ist jedoch nicht Bestandteil des Vorhabens. Dem entsprechend ist der im öf-
fentlichen Raum liegende Gebäudevorbereich des künftigen Museums somit – abgesehen von den Anschluss-
flächen, die entsprechend wiederherzustellen sind – nicht Gegenstand der Planung. 

 
Abbildung 13: Darstellung des geplanten Vorhabens hinsichtlich Nutzung und Erschließung   

 

Pkw-Stellplätze: 

Da das geplante Museum unmittelbar an den öffentlichen Raum grenzt, sind in diesem Bereich keinerlei private 
bzw. museumseigene Flächen vorhanden, die für die Anlage von Stellplätzen Raum bieten. Der künftige Muse-
umshof dient der Anlieferung und der Vorhaltung von Pkw-Stellplätzen für Mitarbeiter der Museumsland-
schaft Hessen Kassel (MHK), für Menschen mit Behinderung (ein gesondert auszuweisender und entsprechend 
dimensionierter Stellplatz) sowie Stellplätze z. B. für Handwerker/Restauratoren oder Lieferanten. Des Weite-
ren sind hier Aufstellflächen für die Feuerwehr vorzuhalten, die nicht als Pkw-Stellplätze oder für sonstige Ab-
stellbedarfe genutzt werden können und daher ständig für den Einsatzfall freizuhalten sind (Betreiberpflicht). 
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Ein gesonderter Bedarf für Pkw-Besucherstellplätze auf dem Museumsgrundstück ist aufgrund der zentralen 
Lage, guten ÖPNV-Erreichbarkeit und der in der Umgebung sowie im gesamten Museumsquartier hinreichend 
vorhandenen Stellplatz-Angebote für Besucher im öffentlichen Raum, in Parkhäusern/-tiefgaragen, nicht ge-
geben. Es befinden sich in fußläufig gut erreichbarer Nähe (maximal 300 m Entfernung) neben den Stellplätzen 
in den umgebenden Straßen- und Platzräumen u. a. 980 Stellplätze in der Tiefgarage am Friedrichsplatz, 298 
Stellplätze im Parkhaus am Rathaus sowie 360 Stellplätze im Parkhaus Garde-du-Corps, ebenso 322 Stell-
plätze im Parkhaus Wilhelmsstraße (Neue Fahrt). 

Es ist davon auszugehen, dass durch die geplante Nutzung gegenüber der bisherigen Nutzung kein oder kein 
erheblicher Verkehrszuwachs zu erwarten ist, der die Leistungsfähigkeit der umliegenden Straßen und Kno-
tenpunkte verschlechtern wird. Verkehrserzeuger werden Besucherinnen und Besucher des geplanten Muse-
ums sowie Beschäftigte dieses Museums sein. Auch die Bestandsnutzung war von Besucher- und Beschäftig-
tenverkehren geprägt. Besucherstarke Tage des Museums werden an Wochenenden, insbesondere Sonn- und 
Feiertagen zu erwarten sein. Zu diesen Zeiten ist nicht von einem Parkplatzdefizit in den bestehenden, im Nah-
bereich des Museums gut erreichbaren öffentlich zugänglichen Parkplatzflächen und Parkhäusern/Tiefgaragen 
auszugehen. Somit wird ein ausreichendes Kontingent freier Stellplätze im Umfeld zur Verfügung stehen.  

Erhebliche Auswirkungen auf den ruhenden Verkehr sowie den Fahrradverkehr werden durch die Planung 
nicht erwartet, ebenso werden keine wesentlichen Auswirkungen auf die verkehrliche Erschließung infolge der 
geplanten Museumsnutzung erwartet. Gesonderte Maßnahmen zur Errichtung von Besucher-Pkw-Stellplät-
zen und -Abstellflächen für Fahrräder sind daher aus gegenwärtiger Sicht nicht erforderlich. 

 

3.4! Immissionsbelastungen  

Im Rahmen der Aufstellung des bislang für das Plangebiet rechtsgültigen Bebauungsplans wurde eine schall-
technische Untersuchung für das zu dieser Zeit geplante Justizzentrum erstellt10. Darin wurden die seinerzeit 
durch die Planung voraussichtlich zu erwartenden resultierenden Lärmemissionen (Gewerbelärm durch Stell-
plätze für Bedienstete und Besucher, Anlieferverkehre) sowie die bestehenden Lärmbelastungen aufgrund von 
Verkehrsgeräuschen (Straßen- und Schienenverkehr) untersucht und dargestellt. Für die seinerzeitige Planung 
mit umfangreichen Stellplatzanlagen sowie Durchfahrtsbereichen in der Nähe zu Gebäudeseiten mit Wohnnut-
zungen, wurde für die Immissionsorte im Bereich der Friedrichsstraße (insbesondere Friedrichsstraße 18 (Ge-
bäuderückseite) sowie Friedrichsstraße 19 (Straßenseite)) die zu erwartenden Lärmimmissionen berechnet.  

Das Gutachten kam zu dem Ergebnis, dass die Immissionsrichtwerte für Kerngebiete weder tags noch nachts 
überschritten werden. Die Spitzenpegel wurden jedoch an einzelnen Immissionsorten zur Nachtzeit um 5 bzw. 
3 dB(A) überschritten.  

Für den Bereich des Vorhabengrundstückes waren hierbei Emissionen erwartet worden aus einer Stellplatzan-
lage mit bis zu 25 Stellplätzen sowie zusätzlich aus den westlich daran angrenzenden Flächen mit zwei weite-
ren Stellplatzanlagen von 100 und 48 Stellplätzen. Diese Planungen sind gegenwärtig nicht mehr vorgesehen. 
Im Bereich des Vorhabengrundstückes bzw. des Geltungsbereiches des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 
ist die Anlage einer Stellplatzfläche von maximal 10 Pkw für Bedienstete (kein Besucherverkehr) sowie eine 
Zufahrt für Anlieferverkehr vorgesehen. Somit ist hinsichtlich der Beeinträchtigungen durch Gewerbelärm von 
einer erheblichen Verbesserung gegenüber dem ursprünglichen Planungsstand auszugehen. Dem entspre-
chend wurde diese Situation nicht erneut schalltechnisch beurteilt, jedoch wird gemäß dem Stand des rechts-
gültigen Bebauungsplans, eine Anlieferung im Bereich des Vorhabengrundstückes in der Nachtzeit ausge-
schlossen. 

Die Schallimmissionen aus dem öffentlichen Straßenverkehr wurden in o. g. Gutachten mit einer Ausbreitungs-
berechnung für die angrenzenden Straßenräume und den Block-Innenbereich untersucht, basierend auf Ver-
kehrszahlen zum Planungszeitpunkt 2010. Im Plangebiet ergaben sich danach an den Außenfassaden zur 
Friedrichsstraße und zur Wilhelmshöher Allee Beurteilungspegel von 65–72 dB(A) tags und 55–60 dB(A) 

                                                
10 Ingenieurbüro Prof. Dr. Beckenbauer part of Dekra Industrial GmbH, Bielefeld, mit einer Prognose von Schallimmissionen, Gutachten Nr. 

553003137 vom 29.06.2010 
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nachts. Im Block-Innenbereich lagen die Beurteilungspegel bei 45–60 dB(A) tags und 35–50 dB(A) nachts. Das 
Gutachten kam zu dem Ergebnis, dass in Bezug auf Verkehrsgeräusche aus dem öffentlichen Straßenverkehr 
die Orientierungswerte der DIN 18005 Teil 1 für Kerngebiete an den Außenfassaden zu öffentlichen Straßen in 
einigen Bereichen zur Tages- und Nachtzeit überschritten werden. Im Block-Innenbereich werden die Orien-
tierungswerte nicht überschritten. Für verschiedene Fassadenabschnitte von Neu- und Ersatzbauten im Plan-
bereich wurden Schalldämmmaße von Außenbauteilen gemäß DIN 4109 Tab. 8 festgesetzt, die weiterhin 
Grundlage der vorliegenden Planung sind und daher aus dem rechtsgültigen Planstand für die Fassaden von 
Neu- und Ersatzbauten übernommen wurden.   

 

3.5! Natur und Landschaft  

Das Plangebiet befindet sich in einer innerörtlichen Lage und ist durch die bereits bestehende Bebauung städ-
tebaulich geprägt und weist den Charakter eines Kerngebiets auf. Die Planung sieht den Ersatz eines bestehen-
den Gebäudes durch einen in Kubatur und überbauter Fläche ähnlichen Neubau vor. Ein bislang im Hofbereich 
des Vorgängerbaus vorhandenes Nebengebäude soll künftig entfallen. Das vorhandene denkmalgeschützte 
Torwachen-Gebäude bleibt erhalten und wird in die Planung integriert und ist wichtiger Bestandteil des Vor-
habens. Die bestehende Grünanlage mit dem hier vorhandenen Naturdenkmal sowie weiterem Grünbestand, 
bleibt ebenfalls erhalten und wird ebenfalls in die Gesamtgestaltung des künftigen Museums integriert.  

Die Nachnutzung des vormaligen Justiz-Standortes entspricht dem im BauGB verankerten Primat des flächen-
schonenden Bauens, indem bestehende infrastrukturelle Einrichtungen, wie leitungsgebundene Anlagen und 
Erschließungsflächen, genutzt und für das geplante Vorhaben optimal angepasst werden können.  

Die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes gem. § 13a BauGB bereitet bauplanungsrechtlich 
keinen Eingriff vor, da dieser aufgrund der Aufstellung des Bebauungsplanes gem. § 1a (3) Satz 6 BauGB schon 
vor der planerischen Entscheidung erfolgt ist. Aufgrund dieses Aufstellungsverfahrens und der oben beschrie-
benen Planungsabsichten, wird auf die Erstellung eines Umweltberichtes verzichtet. Mögliche baubedingte 
Auswirkungen, wie ggf. das Abschieben von Oberboden im Bereich der geplanten Freianlagen sowie Bo-
denaushub zur Gründung des Neubaus, werden als gering eingestuft, da keine wertvollen Biotoptypen betrof-
fen sind und der Standort bereits insbesondere im Bereich der geplanten Bauflächen anthropogen geprägt ist.  

 

3.6! Klima/Lufthygiene 

In der Fortschreibung und vertiefenden Klimauntersuchung des Zweckverbandes Raum Kassel (Juli 1999) ist 
das Plangebiet als Überwärmungsgebiet der höchsten (3.) Stufe dargestellt. In der Klimabewertungskarte ist 
der Bereich in Stufe 8 eingeordnet. Aufgrund der kumulierten Problemlage sollte von Nachverdichtungen ab-
gesehen werden bzw. deren Verträglichkeit geprüft werden. Klimaökologische Sanierungsmaßnahmen zur 
Überwärmungsminderung, Durchlüftungsförderung und Emissionsminimierung sollten angegangen werden. 

Die Sanierungsmaßnahme Nr. 10166 S des Landschaftsplans zum Flächennutzungsplan (6) sieht für die hoch-
verdichteten und zu starker Überwärmung neigenden zentralen Bereiche der Innenstadt die Durchführung von 
Entsieglungs- und Begrünungsmaßnahmen im öffentlichen und privaten Bereich vor, wo immer möglich und 
sinnvoll; insbesondere Freiflächen, Fassaden und Dächer öffentlicher Gebäude, Verkehrsrestflächen, etc. 

Das Plangebiet ist durch den hohen Versiegelungsgrad der Oberflächen, dem geringen Vegetationsanteil bi-
oklimatisch und lufthygienisch ein belasteter Raum. Die versiegelten Flächen und Baukörper heizen sich bei 
sommerlichen Strahlungswetterlagen stark auf und bilden nach Sonnenuntergang aufgrund der langanhalten-
den Überwärmung einen thermischen Störfaktor. 

Die Vegetationsflächen, die nicht von Baumkronen überschirmt sind, haben in begrenztem Umfang günstige 
Wirkung auf das Kleinklima und tragen zur Vermeidung von Überwärmungstendenzen bei. 
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3.7! Eigentumsverhältnisse 

Das Grundstück des geplanten Museums befindet sich in Eigentum des Landes Hessen als Vorhabenträger. Die 
von der Maßnahme geringfügig berührten öffentlichen Flächen (Auskragung des Gebäudes im Gehwegbereich 
Brüder-Grimm-Platz / Ecke Friedrichsstraße ab dem 1. OG) verbleiben im Eigentum der Stadt Kassel. Die im 
Bebauungsplan festgesetzte zulässige Überbauung des Gehwegs ist vertraglich über einen Gestattungsvertrag 
zu regeln. Der Durchführungsvertrag zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan enthält einen Verweis auf die-
sen abzuschließenden Gestattungsvertrag.  

Flächenerwerb oder -tausch/-umlegung sind nicht vorgesehen. 

  



 
Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. I/14, 1. Änderung „Tapetenmuseum“ | Begründung – Entwurf 
 

!

 

26 

 

4! Inhalte des Bebauungsplans und Abwägung 

4.1! Wesentlicher Planinhalt 

Intention des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. I/14, 1. Änderung „Tapetenmuseum“ ist die planungs-
rechtliche Sicherung des zur Umsetzung kommenden Ergebnisses des Wettbewerbsverfahrens für den Neubau 
des Deutschen Tapetenmuseums – Museum für Raumkunst einschließlich Sicherung des Baudenkmals Torwa-
che, die Sicherung des Erhalts des vorhandenen Naturdenkmals (Ahorn) und die Sicherstellung einer geordne-
ten städtebaulichen Entwicklung für diesen wichtigen Bereich des Museumsquartiers und nördlichen Rand des 
Brüder-Grimm-Platzes.  

Im Zusammenspiel mit dem Vorhaben- und Erschließungsplan sowie dem Durchführungsvertrag zum vorha-
benbezogenen Bebauungsplan soll die funktionale und architektonische Strukturierung und Gestaltung sowie 
die städtebauliche und freiraumplanerische Einbindung des geplanten Museumsneubaus auf der Fläche der 
landeseigenen Liegenschaft des ehemaligen Verwaltungsgerichts planungsrechtlich gesichert werden.  

Mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan werden somit vorwiegend folgende städtebaulichen Ziele ver-
folgt:  

•! Sicherung und Festsetzung von Flächen für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung "kulturelle Ge-
bäude und Einrichtungen: Museum“,  

•! Festsetzung von überbaubaren Flächen und maximal zulässigen Höhen für die Errichtung des Museums-
neubaus gemäß den Ergebnissen des Wettbewerbs,  

•! Bestandssicherung des Baudenkmals „Torwache“ durch Baukörperfestsetzung, 
•! Festsetzung der Erhaltung eines Naturdenkmals, 
•! Regelung der Erschließung und Durchführung des Vorhabens. 

Die einzelnen Ziele und Zwecke des Bebauungsplanes sowie die Ziele und Inhalte des geplanten Vorhabens sind 
in Kapitel 1 dieser Begründung erläutert.  

 

4.2! Art der baulichen Nutzung 

4.2.1! Fläche für Gemeinbedarf 

Im Plangebiet soll auf dem ehemals als Hessischer Verwaltungsgerichtshof genutzten Grundstück ein Museum 
auf einer bislang bereits als Fläche für Gemeinbedarf (Justiz) genutzten Fläche entstehen. Aufgrund der ge-
planten musealen Nutzung als Nachfolgenutzung wird im vorhabenbezogenen Bebauungsplan eine Gemeinbe-
darfsfläche gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB mit besonderem Nutzungszweck "kulturellen Zwecken dienende Ge-
bäude und Einrichtungen (Museum)" festgesetzt. Die Museumsfläche umfasst den geplanten Neubau, der wie 
der Vorgängerbau an das Torwachengebäude angebaut wird, das angrenzende Treppenhaus sowie die denk-
malgeschützte Torwache selbst, in der die ehemalige Wohnung der Gebrüder Grimm wiederhergestellt werden 
soll. Torwache und Neubau werden in ihrer Nutzung miteinander verknüpft.  

In den als Flächen für den Gemeinbedarf festgesetzten Gebieten sind in der Regel vielfältige Nutzungen zuläs-
sig, die der Sicherung bzw. Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben dienen – privatwirtschaftliches Gewinnstre-
ben tritt entsprechend zurück. Um dem Grundsatz der Planbestimmtheit zu entsprechen wurde für die ge-
plante Nutzung die auf das Vorhaben abgestellte Zweckbestimmung "kulturellen Zwecken dienende Gebäude 
und Einrichtungen (Museum)" getroffen, diese Zuweisung ist somit hinreichend bestimmt. Die planerischen 
Vorgaben sind für Gemeinbedarfsflächen regelmäßig zurückhaltend zu fassen, um die bauliche Ausformung 
und Gestaltung möglichst den Anforderungen der geplanten Nutzungen anpassen und flexibel entwickeln zu 
können, z. B. bei sich ändernden Bedarfen.  Gemeinbedarfsflächen sind nicht den Baugebieten gemäß den all-
gemeinen Vorschriften für Bauflächen und Baugebiete der BauNVO zugeordnet, so dass Regelungen der 
BauNVO zu Art und Maß der baulichen Nutzung nicht zwingend zur Anwendung kommen müssen. Aufgrund 
der besonderen städtebaulichen Situation des Plangebietes mit denkmalgeschützter Umgebung und städte-
baulich wirksamen Baufluchten und baustruktureller Erfordernisse aus dem historischen Bestand heraus, sol-
len auf das geplante Vorhaben abgestimmte Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung und zur 
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überbaubaren Fläche getroffen werden. Wesentliche Grundlage dieser Festsetzung ist der aus dem Wettbe-
werb zum Museumsneubau hervorgegangene architektonische Entwurf, der auch Bestandteil des Vorhaben- 
und Erschließungsplans zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan ist.   

Aufgrund der städtebaulichen Situation mit angrenzenden Kerngebieten und weiteren kulturellen Einrichtun-
gen in unmittelbarer Nachbarschaft bzw. näherer Umgebung sind durch die Festsetzung als Fläche für den Ge-
meinbedarf (Museum) keine Nutzungskonflikte mit umliegenden Nutzungen zu erwarten. 

 

4.3! Maß der baulichen Nutzung 

Die Festsetzung des Maßes der baulichen Nutzung für das Plangebiet erfolgen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. 
V. m. §§ 16 bis 21a BauNVO durch die Grundflächenzahl (GRZ), die Geschossflächenzahl (GFZ) sowie zusätzlich 
durch die maximale Gebäudehöhe (GH)  und Traufhöhe (TH). Diese Faktoren zur Bestimmung des Maßes der 
baulichen Nutzung sind gleichrangig, ihre Festsetzung dient der geordneten städtebaulichen Entwicklung und 
Festsetzung des geplanten neuen Baukörpers des Museums. 

 

4.3.1! Maximal zulässige Grundfläche (GRZ) und Geschossfläche (GFZ) 

Die zulässige Grundflächenzahl (GRZ) gibt an, wieviel Grundfläche je Quadratmeter anrechenbarer Grund-
stücksfläche zulässig ist. Die zulässige Geschossflächenzahl (GFZ) gibt an, wieviel Geschossfläche je Quadrat-
meter anrechenbarer Grundstücksfläche zulässig ist. Für die Ermittlung der zulässigen Grund- und Geschoss-
fläche ist die Fläche des Baugrundstücks maßgebend, die im Bauland und hinter der Straßenbegrenzungslinie 
liegt. Zum Bauland zählt nicht nur die überbaubare Grundstücksfläche innerhalb der Baugrenzen, sondern 
grundsätzlich auch die nicht überbaubare Grundstücksfläche in dem jeweils ausgewiesenen Bereich. Gelten für 
Flächen bauplanungsrechtliche Festsetzungen wie „private Grünfläche“, fließen diese in der Regel nicht in die 
Berechnung der zulässigen GRZ und GFZ ein. Das Vorhabengrundstück ist im Bestand zu einem großen Teil als 
Grünanlage gestaltet, die in das geplante Gesamtkonzept eingebunden und beibehalten werden soll. Dem ent-
sprechend ist diese Fläche als private Grünfläche festgesetzt. Da hierdurch die für die Ermittlung der GRZ und 
GFZ maßgebliche Baugrundstücksfläche erheblich reduziert würde, wird festgesetzt, dass der Grundstücksflä-
che im Sinne von § 19 Abs. 3 BauNVO die festgesetzten privaten Grünflächen gemäß § 21a BauNVO dem Bau-
grundstück hinzugerechnet werden können.  

Die festgesetzten maximal zulässigen Werte der Grundflächenzahl (GRZ) von 0,5 und der Geschossflächenzahl 
(GFZ) von 1,5 setzen einen angemessenen baustrukturellen Rahmen, und sind am Ergebnis der prämierten und 
nach dem Wettbewerb weiter konkretisierten architektonischen Lösung des Wettbewerbs zum Museumsneu-
bau orientiert, so dass die für die Umsetzung definierten städtebaulichen Ziele realisiert werden können. Das 
Wettbewerbsergebnis sieht einen zweigeschossigen Baukörper als Anbau an die Torwache vor, der die Bau-
flucht des Vorgängerbaus am Brüder-Grimm-Platz aufnimmt, jedoch nicht an der Friedrichstraße endet, son-
dern dort ebenfalls die Bauflucht aufnimmt und straßenbegleitend bis zur Zufahrt in den Hofbereich weiterge-
führt wird. Die zulässige Geschossfläche orientiert sich am architektonischen Entwurf, der hinsichtlich Gebäu-
deabmessungen / -kubatur auch Bestandteil des Vorhaben- und Erschließungsplanes ist. Der geplante Rah-
men für die Umsetzung des Flächen- und Raumprogramms des künftigen Tapetenmuseums soll durch die 
Festsetzung nicht zu sehr eingeengt werden.  

Die überbaute Grundfläche des geplanten Hauptbaukörpers ist aufgrund der geplanten Gebäudetiefe und des 
vorgenannten Gebäudeflügels in der Friedrichsstraße größer als die des Vorgängerbaus. Allerdings wird die im 
Bestand vorhandene Remise abgerissen, so dass die durch Gebäude überbaute Fläche gegenüber der Bestands-
situation nicht wesentlich verändert wird.    

Die zulässige GRZ von 0,5 erlaubt somit eine an der städtebaulichen Konzeption orientierte und angemessene 
Grundstücksausnutzung und sichert in Kombination mit der durch Baugrenzen und Baulinien festgesetzten zu-
lässigen überbaubaren Grundstücksfläche eine maßvolle Bebauung des im Bestand bereits bebauten Grundstü-
ckes. Die Festsetzung gewährleistet zudem in Kombination mit der Festsetzung der privaten Grünfläche, dass 
die im Bestand bereits gegebene und historisch bedeutsame Grünanlage erhalten bleibt. Eine gegenüber der 
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bisherigen Bestandsnutzung weitere erhebliche Verdichtung des Plangebietes durch Überbauung von bislang 
unbebauten Flächen mit negativen Folgen für den Naturhaushalt und die natürlichen Funktionen im Plange-
biet, wird hierdurch vermieden.  

Aufgrund der Festsetzung maximal zulässiger Trauf- und Gebäudehöhen (siehe nachfolgenden Punkt) und der 
Geschossflächenzahl wird auf die Festsetzung maximal zulässiger Vollgeschosse verzichtet.   

 

4.3.2! Höhe der baulichen Anlagen 

Die zulässige Höhe der baulichen Anlagen ist gemäß Planzeichnung als maximale Gebäudehöhe (GH max.) und  
maximale Traufhöhe (TH max.) als jeweilige Höhe in Metern über Normalhöhennull (m. ü. NHN) festgesetzt. 
Der Bezugspunkt für die festgesetzte Traufhöhe (TH) ist der obere Abschluss der Schnittlinie der Wand mit der 
Dachhaut (Traufe/Traufkante/Attika). Der Bezugspunkt für die festgesetzte Gebäudehöhe (GH) ist der oberste 
Abschluss der Dachhaut des Gebäudes (First). 

Die Festsetzung der maximal zulässigen Gebäude- und Traufhöhen erfolgt mit dem Ziel, die Höhenentwicklung 
des geplanten Neubaus entsprechend des baulich-räumlichen Konzeptes unter Berücksichtigung des Kultur-
denkmals Torwache zu staffeln und die Wirkung der beiden Torhäuser als markanter Beginn der Wilhelmshö-
her Allee und somit die Sichtachse zum UNESCO-Welterbe Bergpark Wilhelmshöhe nicht zu beeinträchtigen. 
Die festgesetzten maximalen Höhen von 188,50 m üNHN für die Oberkante der Attika/Traufe sowie 192,10 m 
üNHN für den obersten Abschluss des Daches entsprechen den Regelungen des bislang rechtskräftigen Bebau-
ungsplans. Durch diese Höhenbegrenzung wird sichergestellt, dass der Neubau die Trauf- und Gebäudehöhen 
der Torwache nicht überschreitet und dass er sich – wie auch sein Vorgängerbau – optimal in das städtebauli-
che Gefüge einordnet sowie insbesondere die markante Wirkung der Torhäuser nicht beeinträchtigt. Der im 
Wettbewerb zum Neubau des Museums prämierte Beitrag hält diese Höhen ein und es ergibt sich eine reale 
maximale Gebäudehöhe von 15,45 m sowie maximale Traufhöhe von 11,85 m ab Oberkante Gelände.  

 

4.4! Überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen 

Die überbaubaren und nicht überbaubaren Grundstücksflächen werden gem. § 9 Abs. 1 Nr.2 i. V. m. § 23 
BauNVO sowie i. V. m. § 14 BauNVO durch Festsetzungen von Baugrenzen und Baulinien gemäß Planzeichnung 
und textliche Festsetzungen zur Zulässigkeit von Anlagen außerhalb der überbaubaren Flächen bestimmt. 

 

4.4.1! Bauweise, Baugrenzen und Baulinien 

Für das geplante Vorhaben wird keine Bauweise festgesetzt, da sich diese aus der durch Baugrenzen und Bau-
linien festgesetzten überbaubaren Grundstücksfläche in Verbindung mit den Abstandsbestimmungen der Hes-
sischen Bauordnung (HBO) ergibt, so dass keine städtebauliche Erforderlichkeit zur Regelung einer Bauweise 
gegeben ist.   

Durch in der Planzeichnung festgesetzte Baugrenzen und Baulinien, über die hinaus mit den Hauptgebäuden 
nicht gebaut werden darf, wird die zulässige überbaubare Grundstücksfläche im Plangebiet definiert. Diese 
überbaubaren Flächen orientieren sich am vorhandenen, zu erhaltenden Torwachengebäude sowie an der ge-
planten neuen Bebauung gemäß Wettbewerbsergebnis und dessen Fortschreibung. Entlang der Grundstücks-
grenzen am Brüder-Grimm-Platz sowie entlang der Friedrichsstraße sind Baulinien festgesetzt, um die städte-
baulich bedeutsamen und wirksamen Baufluchten aufzunehmen und zwingend vorzugeben, der geplante Mu-
seumsneubau ist auf dieser Linie zu errichten. Auch für das bestandsgeschützte Torwachengebäude sind im 
Bereich der freistehenden bzw. nicht angebauten Außenwände Baulinien festgesetzt zur Sicherung der Lage 
des Gebäudes und seiner städtebaulich prägenden Baufluchten. In der Tiefe sind die festgesetzten überbauba-
ren Flächen so ausgelegt, dass hinreichend Spielraum für die Ausgestaltung des geplanten Baukörpers und Er-
füllung des Raumprogramms für das Museum besteht.  
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Aus städtebaulichen Gründen wird eine Überbauung der öffentlichen Verkehrsfläche im Bereich der Eckbebau-
ung Brüder-Grimm-Platz/Friedrichsstraße durch Festsetzung einer Baulinie ermöglicht. Diese Gebäudeaus-
kragung ist erst ab dem Obergeschoss zulässig, eine lichte Höhe von mind. 4,50 m ist einzuhalten. Mit der 
Festsetzung wird die geplante Gebäudeform mit einem über Eck geführten Gebäudeflügel in die Friedrichs-
straße hinein ermöglicht, der diesen im baulich-räumlichen Gefüge des Brüder-Grimm-Platzes bedeutsamen 
Bereich betont und die räumliche Situation der Friedrichsstraße gegenüber der bisherigen Situation mit dem 
hier endenden Justiz-Hauptgebäude erheblich verbessert und die Bauflucht der Friedrichsstraße aufnimmt 
bzw. stärkt. 

 

4.4.2! Nicht überbaubare Grundstücksflächen 

Zur Vermeidung möglicher Nutzungskonflikte sind Nebenanlagen auf den nicht überbaubaren Grundstücksflä-
chen ausgeschlossen. Ausgenommen sind die für die Erschließung und Nutzung des Grundstückes erforderli-
chen Anlagen wie der Versorgung des Gebietes mit Energie dienende Anlagen sowie Anlagen zur Erschließung 
wie Rampenanlagen, Zuwegungen und notwendige Zufahrten, Fahrradabstellflächen, Terrassen/Sitzplätze, 
Einfriedungen u. ä. sowie Anlagen gemäß textlicher Festsetzungen Nr. 5 (Stellplätze). Hierdurch wird dem Um-
stand Rechnung getragen, dass die überbaubaren Flächen durch die geplanten bzw. das vorhandene Bestands-
gebäude (Torwache) mit Hauptgebäuden überbaut werden und auf den nicht überbaubaren Flächen die Er-
schließung erfolgen muss.  

 

4.5! Stellplätze 

Die für die Museumsnutzung erforderlichen Pkw-Stellplätze und Fahrrad-Abstellflächen für Bedienstete sind 
im Hofbereich des Museums vorgesehen. Dem entsprechend ist eine Fläche für die Anlage oberirdischer Stell-
plätze gemäß Planzeichnung im nördlichen Bereich in Nähe der Zufahrt von der Friedrichsstraße festgesetzt.  

Da für das Museumsgrundstück keine dauerhafte öffentliche Durchwegung des rückwärtigen Garten- und 
Hofbereichs geplant ist, sollen Zufahrt und Zugänge des Grundstücks durch verschließbare Tore geregelt wer-
den, so dass außerhalb der Öffnungszeiten des Museums nicht mit Verkehr zu rechnen ist, insbesondere nicht 
in der Nachtzeit.  

Um die Bodenversiegelung im Plangebiet auf ein für die geplante Nutzung erforderliches und verträgliches 
Maß zu begrenzen, sind für die Befestigung der Stellplatzflächen versickerungsfähige Materialien zu verwen-
den oder es ist eine Versickerung des auf diesen Flächen anfallenden Regenwassers in angrenzenden Pflanzflä-
chen herzustellen. Dies entspricht auch den Anforderungen der Stellplatzsatzung der Stadt Kassel. Für die ge-
mäß Stellplatzsatzung zu pflanzenden Bäume können auf dem Baugrundstück als zu erhaltend sowie zu pflan-
zend festgesetzte Bäume angerechnet werden. Diese Festsetzung dient der generellen Begrünung des Plange-
biets und gewährt Flexibilität hinsichtlich der Standorte der zu pflanzenden Bäume (s. Begründung zu textli-
chen Festsetzungen Nr. 7.1 und 9.1). 

 

4.6! Maßnahmen zur Minderung schädlicher Umwelteinwirkungen 

Die im rechtsgültigen Stand des Bebauungsplans für das Plangebiet enthaltenen Festsetzungen zur Minderung 
schädlicher Umwelteinflüsse wurden wie folgt übernommen: 

1. Der Anlieferverkehr des geplanten Museums wird auf die Tagzeit begrenzt. Diese Festsetzung dient der Ver-
meidung nächtlicher, durch Anliefervorgänge (An- und Abfahrten, Be- und Entladevorgänge) verursachter 
Lärmimmissionen im Bereich der umliegenden Wohnnutzungen.  

2. Passiver Schallschutz im Plangebiet: Aufgrund der durch den Verkehr auf den umliegenden Straßen des 
Plangebiets verursachter Geräusche sind die Orientierungswerte des Beiblattes 1 zur DIN 18005, Teil 1, Schall-
schutz im Städtebau insbesondere an den straßenseitigen Gebäudefassaden zur Tag- und zur Nachtzeit über-
schritten. Diese Situation wurde im Rahmen der Aufstellung des rechtsgültigen Bebauungsplans für das 
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Plangebiet im Rahmen einer schalltechnischen Untersuchung ermittelt, die auf Verkehrsmengen auf den um-
liegenden Straßen abgestellt war. Die verkehrsbedingte Lärmsituation ist unvermindert gegeben, jedoch sind 
im Plangebiet keine Wohnnutzungen vorgesehen, sondern Büronutzungen oder büroähnliche Nutzungen, wel-
che grundsätzlich aufgrund der Maßgabe der Sicherstellung gesunder Arbeitsbedingungen im Rahmen der 
Bauleitplanung als schutzwürdig zu definieren sind. Verkehrslärm lässt sich insbesondere in Innenstädten nicht 
durch aktive Maßnahmen an der Lärmquelle wie beispielsweise Lärmschutzwände oder -wälle reduzieren, da-
her sind im vorliegenden Fall für die Museumsnutzung passive Schallschutzmaßnahmen an den Gebäudefassa-
den erforderlich. Im Massivbau kommt es dabei hauptsächlich auf die lärmmindernde Qualität der Fenster von 
schutzbedürftigen Aufenthaltsräumen an. Die Schallschutzanforderungen an Fassadenbauteile (Fenster) rich-
ten sich nach der DIN 4109 – Schallschutz im Hochbau. Gemäß dem rechtsgültigen Stand des Bebauungsplans 
wird daher festgesetzt, dass passive Lärmschutzmaßnahmen bei Neu- und Umbauten von Gebäuden erforder-
lich sind, welche die resultierenden Schalldämm-Maße erf. R'w,res in dB der Außenbauteile gemäß Festsetzung 
im Bebauungsplan einzuhalten haben (Lärmpegelbereiche III bis V je nach Fassadenausrichtung). Die Festset-
zungen sind regelmäßig nur bei Neubauten und wesentlichen baulichen Änderungen im Bestand zu beachten, 
daher nicht auf Bestandsgebäude anzuwenden. Zusätzlich wird festgesetzt, dass von den Festsetzungen zum 
Lärmschutz abgewichen werden kann, wenn gutachterlich nachgewiesen wird, dass die festgesetzten Schall-
dämmmaße unterschritten werden können (z. B. wegen Veränderung der Immissionssituation oder aufgrund 
der baulichen Verhältnisse). Damit bleibt die Möglichkeit der Anpassungen an sich verändernde schalttechni-
sche Bedingungen gewahrt. 

Die im Bebauungsplan getroffenen Festsetzungen zum Lärmschutz dienen insgesamt dem vorsorgenden 
Lärmschutz zum Schutz der Bevölkerung vor Lärm. 

 

4.7! Grünfestsetzungen 

Gemäß der im rechtsgültigen Stand des Bebauungsplans für die im Plangebiet vorhandene und auch künftig zu 
sichernde Gartenanlage (bislang „Gerichtspark“, künftig Außenanlage des Museums/Museumsgarten) wird ne-
ben der Festsetzung dieser Fläche als private Grünfläche eine Festsetzung als Fläche mit Pflanzbindung gemäß 
§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB getroffen. Die Festsetzung dient der Sicherung dieser Grünfläche und nachhaltigen 
gärtnerischen Unterhaltung und Pflege als Vegetationsfläche. Die beiden im Gartenbereich vorhandenen erhal-
tenswerten Bäume – insbesondere der als Naturdenkmal unter besonderem Schutz stehende Bergahorn – sind 
als zu erhaltende Baumstandorte festgesetzt, die bei Abgang durch standortgerechte heimische Baumarten zu 
ersetzen sind. Das Naturdenkmal ist nachrichtlich entsprechend gekennzeichnet. 

Zur Durchgrünung und gestalterischen Strukturierung der Grundstücksfreiflächen des Plangebiets sowie zur 
Erhaltung dieses historisch bedeutsamen Gartenbereiches ist gemäß § 91 Abs. 1 Hessischer Bauordnung (HBO) 
je angefangener 400 m2 Grundstücksfreifläche mindestens ein Laubbaum standortgerechter und heimischer 
Arten als Hochstamm zu pflanzen, soweit nicht bereits vorhanden oder gemäß Stellplatzsatzung erforderlich.  

Diese Festsetzungen dienen darüber hinaus der Minimierung der Auswirkungen auf den Landschafts- und Na-
turhaushalt und der Sicherung ökologischer und grüngestalterischer sowie denkmalpflegerischer Leitgedanken 
in der Planung und Ausführung des geplanten Museums. 

 

4.8! Gebäudegestaltung 

Ziel des Bebauungsplanes ist es, im Rahmen der mit dem Plan angestrebten geordneten städtebaulichen Ent-
wicklung auch eine ansprechende städtebauliche und architektonische Gestaltung zu sichern, um ein harmoni-
sches Stadtbild sowie eine optimale Einbindung des geplanten Vorhabens in den städtebaulichen sowie histo-
risch bedeutsamen Kontext zu erreichen. 

Neben den allgemeinen städtebaulichen Festsetzungen (u. a. zur Gebäudehöhe und Bauweise) werden daher 
gem. § 9 Abs. 4 in Verbindung mit § 91 Hessischer Bauordnung (HBO) ergänzende örtliche Bauvorschriften zur 
Gestaltung festgesetzt. Ziel ist es, hiermit einen im Sinne der planerischen Zurückhaltung eher moderaten ge-
stalterischen Rahmen zu setzen ohne die Möglichkeiten der individuellen Gestaltung der Gebäude in 
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unangemessener Weise einzuschränken. Gleichzeitig wird über den Vorhaben- und Erschließungsplan sowie 
den Durchführungsvertrag zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan eine Gestaltung des geplanten Gebäudes 
gemäß der zum Zeitpunkt der Planaufstellung vorliegenden Planstände aus dem Wettbewerbsergebnis und der 
weitergeführten Planung geregelt. Diese umfasst auch die geplante Fassadengestaltung hinsichtlich der Einbe-
ziehung / Sichtbarmachung der Fassadenstruktur des historischen, im Zweiten Weltkrieg zerstörten Vorgän-
gerbaus (Abbildung der historischen Fassade durch sogenannte Fotobeton). Die örtlichen Bauvorschriften be-
schränken sich aufgrund der Regelungen im Vorhaben- und Erschließungsplan sowie im Durchführungsvertrag 
auf Festsetzungen zur Bepflanzung der Grundstücksfreiflächen (siehe vorhergehenden Punkt) sowie zu Wer-
beanlagen. 

 

4.8.1! Werbeanlagen 

Werbeanlagen (nur an der Stelle der Leistung zulässig) dürfen die Traufen der Gebäude nicht überragen. Selb-
ständige Werbeanlagen (Pylone, Stelen) dürfen höchstens 5 m hoch sein. Nicht zulässig sind Anlagen mit weit 
sichtbarem, wechselndem, bewegtem oder grellem Licht (z. B. Skybeamer, Laufschriften, Monitore und Bild-
schirme). Mit diesen Festsetzungen sollen störende Auswirkungen von Werbeanlagen auf das Stadtbild und 
übermäßige Lichtimmissionen in den umliegenden Wohnnutzungen begrenzt werden.  

Beflaggungsanlagen (Fahnenmasten) sind hiervon nicht betroffen, soweit sie nicht zu Werbezwecken dienen.  

 
4.8.2! Gestaltung der Grundstücksfreiflächen 

s. Punkt 4.7 zur Bepflanzung der Grundstücksfreiflächen!  
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5! Auswirkungen der Planung, Umwelt- und Immissionsschutz 

Bebauungspläne sollen gemäß § 1 (5) BauGB eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung, welche die sozialen, 
wirtschaftlichen und umweltschützenden Anforderungen auch in Verantwortung gegenüber künftigen Gene-
rationen miteinander in Einklang bringt und eine dem Wohl der Allgemeinheit dienende sozialgerechte Boden-
nutzung gewährleisten. Sie sollen dazu beitragen, eine menschenwürdige Umwelt zu sichern, die natürlichen 
Lebensgrundlagen zu schützen und zu entwickeln sowie den Klimaschutz und die Klimaanpassung – insbeson-
dere auch in der Stadtentwicklung – zu fördern, sowie die städtebauliche Gestalt und das Orts- und Land-
schaftsbild baukulturell zu erhalten und zu entwickeln. In § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB sind die Belange des Umwelt-
schutzes, einschließlich des Naturschutzes und der Landschaftspflege genannt. Die Vermeidung und der Aus-
gleich voraussichtlich erheblicher Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und Funkti-
onsfähigkeit des Naturhaushalts in seinen in § 1 Abs. 6 Nr. 7 a) BauGB bezeichneten Bestandteilen (Eingriffsre-
gelung nach dem Bundesnaturschutzgesetz) sind in der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB zu berücksichtigen. 
Die Schutzgüter werden daher nachfolgend überschlägig beurteilt hinsichtlich der zu erwartenden Auswirkun-
gen. 

 

5.1! Umweltschutz, Schutzgüter 

5.1.1! Schutzgut Boden 

Bestand 
• bereits hoher Anteil versiegelter Flächen im vorhandenen Zustand gegeben durch Überbauung und im Be-

reich der internen Erschließung (Stellplatzflächen, Zufahrten) 
• gärtnerisch gestaltete und kulturhistorisch bedeutsame unversiegelte Böden im Bereich der Gartenfläche 

mit Baumbestand 
• kein Altlastenvorkommen oder sonstige schädliche Bodenveränderungen bekannt 
• Gartenflächen bereits als zu erhaltend gesichert im rechtsgültigen Stand des Bebauungsplans 
• allgemeine Bedeutung 

Auswirkungen 
• aufgrund der geplanten Überbauung der bereits überbauten Flächen durch Neubau nach Teil-Abriss des 

Bestands), ergibt sich keine erhebliche Veränderung der Bodenüberbauung zum vorhandenen Zustand 
• keine negativen Auswirkungen auf den Boden im Sinne eines erheblichen Eingriffs aufgrund bereits vor-

handener Vorversiegelung und Beibehaltung der Gartenanlage 
• keine erhebliche Beeinträchtigung des Schutzgutes 
 

5.1.2! Schutzgut Oberflächenwasser/ Grundwasser 

Bestand 
• innerhalb des Plangebietes sind keine Oberflächengewässer ausgebildet 
• der Geltungsbereich ist Bestandteil des Heilquellenschutzgebietes 
• ausreichendes Schutzpotenzial der Grundwasserüberdeckung durch zumindest ehemals schluffig-lehmige 

Bodenarten gegeben 
• Oberflächenabfluss im Bestand durch vorhandene Überbauung 
• kein besonderer Schutzbedarf gegeben 
• allgemeine Bedeutung 

Auswirkungen 
• keine negativen Auswirkungen auf die Niederschlagsversickerung im Sinne eines erheblichen Eingriffs auf-

grund der bereits vorhandenen Versiegelung und Überbauung, voraussichtlich geringfügige Verbesserung 
aufgrund der getroffenen Festsetzungen zu versickerungsfähigen Befestigungen im Bereich von Stellplät-
zen 

• keine erhebliche Beeinträchtigung des Schutzgutes 
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5.1.3! Schutzgut Klima/ Luft 

Bestand 
• Stadtklima mit lokal wirksamer Lufterwärmung durch angrenzende Bau- bzw. Verkehrsflächen; sehr ge-

ringe Dämpfung relevanter Klimaelemente (Luftfeuchte, Lufttemperatur, Belüftung) durch nur sehr klein-
flächig vorhandene Grünflächen (Anteil < 10%) 

• weniger günstige bioklimatische Situation durch hohen Anteil an Tagen mit hoher Wärmebelastung (ca. 20-
22 d/a; s. Umweltatlas Hessen) 

• hohe Empfindlichkeit gegenüber Nutzungsintensivierung 
• geringe Bedeutung 

Auswirkungen 
• durch Festsetzung von Einzelbäumen zum Erhalt bzw. zum Anpflanzen mikroklimatisch wirksame Linde-

rung von bioklimatischen Belastungssituationen im geringen Umfang 
• keine erhebliche Beeinträchtigung des Schutzgutes aufgrund der bereits bestehenden Bebauung des Plan-

bereiches 
 

5.1.4! Schutzgut Mensch 

Bestand 
• bereits als Gemeinbedarf genutzter Bereich (Justiz), vorhandene Arbeitsstätten mit akustischen Vorbelas-

tungen durch Verkehrsgeräusche, bereits getroffene Regelungen zum Lärmschutz im rechtsgültigen Stand 
des Bebauungsplans 

• geringe Bedeutung 

Auswirkungen 
• Beibehaltung der Regelungen zum passiven Schallschutz für künftige Arbeitsräume und Räume zum dau-

ernden Aufenthalt 
• keine erhebliche Beeinträchtigung des Schutzgutes 
 

5.1.5! Schutzgut Tiere und Pflanzen 

Bestand 
• Bauflächen mit anthropogener Überprägung 
• vorhandene gärtnerisch gestaltete Vegetations- und Lebensraumstrukturen 
• kein Brut-/Nistvorkommen seltener oder gefährdeter Tier- oder Pflanzenarten bekannt bzw. zu erwarten 
• Planbereich nicht Bestandteil von Schutzgebieten 
• geringe Bedeutung 

Auswirkungen 
• kein durch die B-Planänderung bedingter Verlust von Lebensräumen von Arten des Anhanges IV der FFH-

Richtlinie, von seltenen Vogelarten oder von sonstigen gefährdeten Arten anzunehmen 
• Gewährleistung des Erhalts von vorhandenen Gehölz- und Grünstrukturen durch Festsetzungen zu Baum-

erhalt, Baumpflanzung und Flächen mit Erhaltungsbindung 
• keine erhebliche Beeinträchtigung des Schutzgutes 
 
5.1.6! Schutzgut Landschaftsbild 

Bestand 
• städtisch geprägtes Ortsbild (Kerngebietsnutzung / Innenstadt) 
• gliedernde Grünstrukturen innerhalb des Planbereiches vorhanden (Gartenanlage) 
• denkmalgeschützte Gebäudesubstanz des Torhauses sowie der Balustrade und des Gartenzugangs im Be-

reich des Torhauses 
• ortsbildprägende und erhaltenswerte Einzelbäume im Gartenbereich, darunter ein Naturdenkmal  
• herausragende Bedeutung des Ortes im Zusammenhang des Platzbereichs des Brüder-Grimm-Platzes als 
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Gelenk zwischen Innenstadt und Achse der Wilhelmshöher Allee zum UNESCO Welterbe 
• besondere Bedeutung  

Auswirkungen 
• Erhalt der historischen Bebauung, Wiederherstellung/Beibehaltung der Raumkanten und Baufluchten 
• Begrenzung der baulichen Höhenentwicklung durch Festsetzungen von Gebäude- und Traufhöhen mit Hö-

henorientierung an vorhandenen Gebäudehöhen, Sicherstellung der räumlichen Wirkung der Torhäuser 
• Gewährleistung des Erhalts der ortsbildprägenden Einzelbäume im Gartenbereich, insbesondere des Natur-

denkmals   
• Verbesserung der baulich räumlichen Wirkung durch Aufnahme der Bauflucht in der Friedrichsstraße 
 Herstellung des historischen Bezugs aufgrund der geplanten aufwändigen Fassadengestaltung des Neubaus 
• keine erheblichen Beeinträchtigungen des Schutzgutes 
 
5.1.7! Schutzgut Kultur- und Sachgüter 

Bestand 
• denkmalgeschützter Bergahorn im Flurstück 293/2 
• denkmalgeschütztes Gebäude der Torwache 
• denkmalgeschützter durch Steinbalustrade gefasster Freisitz  

Auswirkungen 
• keine Beeinträchtigung von denkmalgeschützten Gebäuden 
• die Festsetzungen des Bebauungsplanes berücksichtigen die denkmalschutzrechtlichen Vorgaben 
• Herstellung historischer Bezüge (Fassade sowie Grimm-Wohnung) 
• keine erhebliche Beeinträchtigung des Schutzgutes 
 

5.1.8! Wechselwirkungen 

Bestand 
• keine relevanten Wechselwirkungen zu erwarten 

Auswirkungen 
• keine relevanten Beeinträchtigungen des Schutzgutes 

 

5.2! Eingriffsregelung, Baumschutzsatzung 

Da es sich um ein vereinfachtes Verfahren gem. § 13a BauGB handelt, ist ein naturschutzfachlicher Ausgleich 
u.U. zu erwartender Eingriffe nicht erforderlich. 

Für das Stadtgebiet Kassels existiert eine Baumschutzsatzung11. Der räumliche Geltungsbereich dieser Satzung 
umfasst den Planbereich, so dass diese Satzung hier Anwendung findet.  

 

5.3! Klimaschutz 

5.3.1! Zielsetzung 

Die Stadt Kassel hat auf der Grundlage eines in 2009 gefassten Beschlusses der Stadtverordnetenversammlung 
im Rahmen eines dialogorientierten Prozesses mit den relevanten Akteuren der Stadt und des Umlandes ein 
integriertes Klimaschutzkonzept12 für das gesamte Stadtgebiet erstellt. Zielsetzung dieses Konzeptes ist die 
Reduktion der lokal verursachten CO2-Emissionen bei gleichzeitiger Stärkung der wirtschaftlichen Entwicklung 
durch Steigerung der regionalen Wertschöpfung. Das Konzept dient zur Verankerung des Klimaschutzes in un-
terschiedlichen Themenbereichen in Kassel und beschreibt den grundsätzlichen Handlungsrahmen auf dem 
                                                
11 Satzung zum Schutz des Baumbestandes in der Stadt Kassel (Baumschutzsatzung) vom 11. Dezember 2017 
12  Stadt Kassel: Integriertes Klimaschutzkonzept für die Stadt Kassel, Stand März 2012 
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Weg zur nachhaltigen Reduzierung der CO2-Emissionen durch die Steigerung der Energieeffizienz sowie zur 
verstärkten Nutzung regenerativer Energieträger. Gemäß Klimaschutzkonzept ist sich die Stadt Kassel ihrer 
Verantwortung und tragenden Rolle für den Klimaschutz bewusst und begreift Klimaschutz als ein globales 
Problem mit lokalen Lösungsansätzen. Grundlage der CO2-Minderungsstrategie als Beitrag zur Verhinderung 
einer globalen Klimakatastrophe ist es, die physikalischen, technischen und wirtschaftlichen Potenziale zur 
Steigerung der Energieeffizienz und zum Ausbau der erneuerbaren Energien zu nutzen. 

Die für die Stadtplanung und Stadtentwicklung im integrierten Klimaschutzkonzept benannten Handlungs-
möglichkeiten in Bezug auf die Belange des Klimaschutzes zielen auf langfristige und nachhaltige Weichenstel-
lungen für eine klimafreundliche Stadtstruktur durch Berücksichtigung klimaschützender Belange in den un-
terschiedlichen Themenfelder wie z.B. Arbeiten, Wohnen, soziale Infrastruktur, Ver- und Entsorgung und Ver-
kehr. Wichtige Handlungsziele sind u. a.: 

• Konzentration der Siedlungstätigkeit auf zentrale Orte  
• Erhalt und Stärkung vorhandener Nutzungsmischungen, Entwicklung von Siedlungsstrukturen der kurzen 

Wege  
• Erhalt und Schaffung wohnortnaher Freiflächen und Erholungsräume  
• Abstimmung der Siedlungsentwicklung mit den Erfordernissen einer günstigen Verkehrserschließung durch 

den ÖPNV und optimale Vernetzung 
• Beachtung von energieoptimierter Architektur und baulichem Wärmeschutz. 

In Hinblick auf die Entwicklung neuer Baugebiete ist im Klimaschutzkonzept das Ziel der Realisierung kompak-
ter städtebaulicher Strukturen formuliert. Durch eine sinnvolle Baukörperstellung soll der Wärmebedarf der 
Gebäude reduziert sowie die Voraussetzungen für die Nutzung erneuerbarer Energien und eine effiziente Ver-
sorgung mit Wärmeenergie geschaffen werden. Angesprochen ist damit die Ebene des Bebauungsplans.  

Im Rahmen des Bebauungsplans wird daher ergänzend zu den städtebaulichen Festsetzungen zur baulichen 
Dichte, Bauweise und Orientierung sowie Lage und Abstand der geplanten Bebauung auch ein Verbot luftver-
unreinigender Stoffe (siehe nachfolgende Kapitel) festgesetzt. 

 

5.4! Immissionsschutz 

Mit der Bauleitplanung werden die Voraussetzungen geschaffen, eine bislang für Gemeinbedarf genutzte Flä-
che (Justiz) künftig kulturell zu nutzen (Museum). Durch entsprechende Festsetzung soll diese geplante Nut-
zung planungsrechtlich gesichert werden. Die dort zu errichtenden Arbeitsstätten (Büros, Aufenthaltsräume) 
haben einen Schutzanspruch vor Immissionen, der gemäß den bisherigen Regelungen im rechtsgültigen Be-
bauungsplan berücksichtigt wird durch Übernahme der Festsetzungen. Es bestehen von außen einwirkende 
Belastungen durch Geräusche auf öffentlichen Verkehrswegen (Wilhelmshöher Allee, Brüder-Grimm-Platz, 
Friedrichsstraße). Innerhalb des Plangebiets sind geringfügige Belastungen auch für die angrenzenden schutz-
würdigen Nutzungen durch Zufahrten zu den Stellplätzen und der geplanten Anlieferung des Museums sowie 
durch die Nutzung der geplanten Stellplätze zu erwarten. Zur Minderung der Belastung und Vermeidung eines 
Konfliktes wird die Anlieferung auf die Tagzeit begrenzt. Aus den zu erwartenden Verkehren der geplanten 
Nutzung selbst, ergeben sich keine Notwendigkeiten, gesonderte Maßnahmen zum Lärmschutz festzusetzen. 

 

5.5! Gesamtabwägung 

Aufgrund des bestehenden Bedarfs, einen endgültigen Standort des seit nahezu 100 Jahren bestehenden 
Deutschen Tapetenmuseums zu realisieren, soll mit dem Bebauungsplan ein Museumsneubau in zentraler Lage 
Kassels sowie innerhalb des sich entwickelnden Museumsquartiers planungsrechtlich gesichert werden. Die 
Planung erfolgt als auf dieses Vorhaben abgestimmter vorhabenbezogener Bebauungsplan einschließlich Vor-
haben- und Erschließungsplan sowie Durchführungsvertrag. Vorhabenträger ist das Land Hessen, vertreten 
durch den Landesbetrieb Bau und Immobilien Hessen, Niederlassung Nord in Kassel. Das Vorhaben soll auf ei-
nem landeseigenen Grundstück als Nachnutzung des vorher hier ansässigen und innerhalb des Stadtgebietes 
verlagerten Verwaltungsgerichts realisiert werden. Durch das Vorhaben gehen somit keine an diesem Standort 
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ehemals vorhandenen Arbeitsplätze verloren, sondern es entsteht ein weiterer bedeutender kultureller Bau-
stein der künftigen Museumsbetreiberin, Museumslandschaft Hessen Kassel. 

Aufgrund dieser Ausgangssituation sowie der besonderen historischen, bau- und kulturgeschichtlichen Bedeu-
tung des Museumsneubaus und seines künftigen Standortes besteht ein besonderes öffentliches Interesse an 
der Realisierung der Projektziele und der konkreten Umsetzung dieses Projektes, das sich bereits in der weiter-
führenden Vorentwurfs- und Entwurfs-Planung befindet. 

Durch die Aufstellung des Bebauungsplans werden die planungsrechtlichen Grundlagen für die Projektumset-
zung geschaffen und eine städtebaulich verträgliche Einbindung des Vorhabens in die Umgebung ermöglicht. 
Durch die Umsetzung der Planung ist voraussichtlich mit folgenden Auswirkungen zu rechnen:  

•  Die Nachnutzung des ehemaligen Justiz-Standortes wird unmittelbar nach dessen Verlagerung planungs-
rechtlich gesichert,  

•  die städtebauliche Umgebung des Baudenkmals Torwache wird verbessert,  
•  die vorhandene Gartenfläche wird als Museumsgarten gesichert,  
•  es entsteht ein weiterer für die Öffentlichkeit zugänglicher kultureller Ort und wichtiger Baustein der Mu-

seumslandschaft, 
•  zwei vorhandene Baumstandorte werden durch Festsetzung gesichert, weitere Baumpflanzungen kommen 

durch die getroffenen Festsetzungen hinzu,  
•  Beeinträchtigungen der Schutzgüter sind nicht gegeben. 

Insgesamt wird mit der Planung den Vorgaben des BauGB in Hinblick auf eine nachhaltige städtebauliche Ent-
wicklung entsprochen, u. a. durch  

•  die Berücksichtigung der kulturellen Bedürfnisse der Bevölkerung, insbesondere die Bedürfnisse der Fami-
lien, der jungen, alten und behinderten Menschen sowie die Belange des Bildungswesens und von Freizeit 
und Erholung, 

•  die Erhaltung, Erneuerung, Fortentwicklung, Anpassung und der Umbau vorhandener Ortsteile sowie die 
Erhaltung und Entwicklung zentraler Versorgungsbereiche, 

•  die Berücksichtigung der Belange der Baukultur, des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege, die erhal-
tenswerten Ortsteile, Straßen und Plätze von geschichtlicher, künstlerischer oder städtebaulicher Bedeu-
tung und die Gestaltung des Orts- und Landschaftsbildes.  

Bei dem Gebiet handelt es sich um einen bereits umfänglich erschlossenen und bebauten zentralen sowie kul-
turgeschichtlich bedeutsamen Siedlungsbereich der Stadt Kassel.  

Aus den vorgenannten Gründen ist in der Gesamtabwägung die vorgesehene Planung mit einer nachhaltigen 
städtebaulichen Entwicklung und den sozialen sowie umweltschützenden Anforderungen vereinbar. Insbeson-
dere sind die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse,  die Fortentwicklung 
vorhandener Siedlungsbereiche sowie die Belange des Umweltschutzes im Rahmen der Planung miteinander 
gerecht abgewogen worden. Das stadtwirtschaftlich und städtebaulich zu erwartende Ergebnis steht in ver-
tretbarem Verhältnis zu dem von der Stadt Kassel im Rahmen der Planung zu leistenden Aufwand.  

Die Planung erfolgt auf der Grundlage des Ergebnisses des Wettbewerbs zum Neubau des Deutschen Tapeten-
museums. Es wurden daher im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans keine Planungsalternativen zur 
städtebaulichen Entwicklung im Plangebiet oder im Stadtgebiet geprüft. � �
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6! Technische Infrastruktur  

6.1! Verkehrliche Erschließung  

Die verkehrliche Anbindung an den (über-)örtlichen Verkehr, die sogenannte Außenerschließung, erfolgt über 
die Friedrichsstraße als Verbindungsstraße zwischen Brüder-Grimm-Platz und Königstor. Die innere Erschlie-
ßung ist über die Nordwestseite (Hof- und Gartenseite) vorgesehen und ausschließlich als private Erschließung 
geplant. 

 

6.2! Sonstige Ver- und Entsorgung 

Das Plangebiet hat aufgrund seiner integrierten Lage innerhalb des Stadtgebiets gute Erschließungsvorausset-
zungen. Wichtige technische Infrastrukturen zur Ver- und Entsorgung befinden sich in den im Plangebiet vor-
handenen bzw. an das Plangebiet angrenzenden öffentlichen Verkehrsflächen und sind bereits aufgrund der 
Vornutzung als Gerichtsgebäude an die neu zu bebauenden Flächen herangeführt. Eine Wärmeversorgung über 
Fernwärme ist möglich. Die Erschließungsmaßnahmen sind mit den Leitungsträgern frühzeitig in Hinblick auf 
Beginn und Ausführung zu koordinieren. Weiterer Koordinierungsbedarf (Abtrennung der bestehenden Leitun-
gen) besteht im Zuge des Abrisses des Bestandsgebäudes. 

 

6.3! Brandschutz/Gefahrenvorbeugung 

Zur Gefahrenvorbeugung sind folgende Hinweise, insbesondere im Rahmen der Gebäudeplanung zu beachten: 

Das Grundstück ist über die öffentlichen Flächen für die Feuerwehr grundsätzlich gut erreichbar. Im Innenhof-
bereich wird eine Anfahrts- und Aufstellfläche benötigt gemäß des Fachblattes Flächen für die Feuerwehr, die 
Tragfähigkeit des Untergrundes muss entsprechend gewährleistet sein (entsprechende Darstellung und Anga-
ben im Freiflächenplan im Rahmen des Bauantrags). 

Aufgrund der in Teilen fensterlosen Fassade bedarf es eines Flucht- und Rettungswegekonzeptes, das mög-
lichst frühzeitig abgestimmt werden sollte. Es wird davon ausgegangen, dass bauliche Flucht- und Rettungs-
wege benötigt werden, die erforderlichen Fluchtwegelängen sind einzuhalten. 

Es wird empfohlen, die Brandschutzmaßnahmen möglichst konkret auf die Planungsabsicht des Vorhabens ab-
zustellen und das Brandschutzkonzept frühzeitig mit den zu beteiligenden Stellen abzustimmen. Im Rahmen 
des Brandschutzkonzeptes bzw. im Rahmen der Gebäudeplanung ist zu klären und abzustimmen, wie die Ver-
ständigung innerhalb des Gebäudes im Rettungsfall erfolgen kann. Es ist ein  Nachweis im Rahmen des Bauan-
trages zu erbringen, dass die Verständigung über Funk im Gebäude gewährleistet werden kann, ansonsten ist 
eine Gebäudefunkanlage vorzusehen. Zu beachten ist, dass es um den Schutz von Kulturgut geht, dem ent-
sprechend ist eine Brandmeldeanlage vorzusehen, welche zur Leitstelle der Feuerwehr aufgeschaltet ist oder 
gewährleistet, dass im 24h-Betrieb eine zügige Meldung zur Leitstelle  sichergestellt wird, um Zeitverzögerun-
gen zu vermeiden.  

Hinsichtlich der Löschung im Brandfall ist im Rahmen der Gebäudeplanung zu untersuchen, ob Steigleitungen 
im Gebäude vorgesehen werden sollten, in welche die Feuerwehr einspeisen kann, was bedeutet, dass die Ein-
speisestellen in der Fassade deutlich sichtbar sein müssen (bei Fassadenplanung entsprechend zu berücksichti-
gen). Eine Anordnung dieser Einspeisestellen ist auf der Rückseite des Gebäudes in Abhängigkeit der Erforder-
nisse möglich. 

Die Entrauchung im Brandfall kann nicht über die Treppenhäuser erfolgen, da diese als Flucht- und Rettungs-
wege dienen und von den Ausstellungsräumen entsprechend abgeschottet sein müssen, insofern bedarf es 
aufgrund der nicht gewährleisteten Querlüftung wegen der in Teilen fensterlosen Fassaden einer entsprechen-
den Lüftungstechnik zur Entrauchung. Hierbei ist zu prüfen, ob die geplante raumlufttechnische Anlage des 
Museums zur Entrauchung genutzt werden kann oder eine separate für den Brandfall geeignete Anlage erfor-
derlich ist. 
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Hinsichtlich der geplanten Werkstätten im Untergeschoss ist der bauliche, organisatorische und technische Ar-
beitsschutz zu gewährleisten und nachzuweisen. Es wird darauf hingewiesen, dass die Arbeitsstättenregelun-
gen vorsehen, dass Arbeitsplätze mit Tageslicht belichtet sein müssen. 

Das Gebäude der Torwache ist brandschutztechnisch gesondert zu betrachten. Hier ist die vorhandene Befens-
terung für eine Anleiterung geeignet, in der bestehenden Situation der angrenzenden öffentlichen Verkehrsflä-
chen ggf. auch mit Drehleiter. 

Für das Grundstück ist eine Kampfmittelsondierung erforderlich, da es sich im Bombenabwurfgebiet befindet.  

 
 
7! Kosten 

Die Herstellung des Vorhabens und der erforderlichen Erschließungsanlagen sowie ggf. Wiederherstellung öf-
fentlicher Flächen und Anlagen (Gehwegbereiche, Parkscheinautomat, Fahrradbügel u. ä.) wird über einen 
Durchführungsvertrag mit dem Land Hessen geregelt.  

Für die Stadt Kassel entstehen durch die Umsetzung der Planung keine investiven Kosten.  

�

�

8! Bodenordnung 

Im Plangebiet sind keine bodenordnenden Maßnahmen erforderlich.  

 

 

9! Vertragliche Vereinbarung zur Durchführung 

Der im Rahmen des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes mit dem Vorhabenträger abzuschließende Durch-
führungsvertrag regelt die Verpflichtung des Vorhabenträgers, die Planungskosten anteilig und die notwendi-
gen Erschließungsmaßnahmen für das Vorhaben gänzlich zu tragen und das Bauvorhaben nach Erteilung der 
Baugenehmigung gemäß Vorhaben- und Erschließungsplan umzusetzen. 

 

 

 

Aufgestellt: Bearbeitet: 

Stadt Kassel Architektur+Städtebau Bankert, Linker & Hupfeld 
Stadtplanung, Bauaufsicht und Denkmalschutz Partnerschaftsgesellschaft 

 

 

 

gez. gez.  

Mohr  Linker 

Kassel, ...Juli 2018  Kassel, 23. Juli 2019 

  



 
Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. I/14, 1. Änderung „Tapetenmuseum“ | Begründung – Entwurf 
 

!

 

39 

 

 

 

 

 

10! Anhang: Vorhaben- und Erschließungsplan  

zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 1/14, 1. Änderung „Tapetenmuseum 
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Ansicht Nordosten

Ansicht Nordosten, M: 1:250

max. Attikahöhe
188.50m ü. M

= +11.85m

max. Gebäudehöhe
192.10m ü. M

= +15.45m

Torwache
196.12m ü. M

= +19.47m

OKFB Erdgeschoss
176.65 m ü. M

= ±0.00m
174.80m ü. M

= -1.85m
174.88m ü. M

= -1.77m
174.88m ü. M

= -1.77m



Ansicht Südwest
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= +11.85m
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= +15.45m

Torwache
196.12m ü. M

= +19.47m
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176.65 m ü. M

= ±0.00m

max. Attikahöhe
188.5m ü. M
= +11.85m

max. Gebäudehöhe
192.10m ü. M

= +15.45m

OKFB Erdgeschoss
176.65 m ü. M

= ±0.00m

Ansicht Südwesten, M: 1:250



Ansicht Südost

Ansicht Südosten, M: 1:250

OKFB Erdgeschoss
176.65 m ü. M

= ±0.00m

max. Attikahöhe
188.5m ü. M
= +11.85m

max. Gebäudehöhe
192.10m ü. M

= +15.45m

Torwache
196.12m ü. M

= +19.47m
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176.65 m ü. M
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= +11.85m

max. Gebäudehöhe
192.10m ü. M

= +15.45m

Torwache
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= +19.47m



Ansicht Nordwest
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= -3.97m
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188.50m ü. M

= +11.85m
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= +19.47m
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= +11.85m
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= +19.47m
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176.65m ü. M

= ±0.00m
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176.65m ü. M

= ±0.00m

Ansicht Nordwesten, M: 1:250
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 FESTSETZUNGEN

1. Allgemeine Vorschriften

1.1 Zulässige Vorhaben im Bereich des Vorhaben- und Erschließungsplans 
(§ 12 Abs. 3 a BauGB)
Im Bereich des Vorhaben- und Erschließungsplans sind im Rahmen der festgesetzten 
Nutzungen nur solche Vorhaben zulässig, zu deren Durchführung sich der 
Vorhabenträger im Durchführungsvertrag verpflichtet hat.

1.2 Überlagerung rechtskräftiger Bebauungspläne 
(§ 1 Abs. 8 BauGB)
Mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. I/14, 1. Änderung 
„Tapetenmuseum“ wird der rechtskräftige Bebauungsplan Nr. 1/14 Justizzentrum 2 
am Brüder-Grimm-Platz teilweise überlagert. Mit der Rechtskraft des 
Bebauungsplanes Nr. I/14, 1. Änderung tritt der am 01.11.2011 rechtskräftig 
gewordene Bebauungsplan Nr. 1/14  in dessen überlagerten Bereichen außer Kraft.

2. Art der baulichen Nutzung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 und § 9 Abs. 2 Nr. 2 BauGB)

2.1 Fläche für den Gemeinbedarf 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB) 
Die Flächen für den Gemeinbedarf dienen der Zweckbestimmung Museum.

3. Maß der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. §§ 16 - 21a BauNVO)

3.1 Höhe der baulichen Anlagen
Die zulässige Höhe der baulichen Anlagen ist gemäß Planzeichnung als maximale 
Gebäudehöhe (GH) und/oder maximale Traufhöhe (TH) als jeweilige Höhe in Metern 
über Normalhöhennull  (m. ü. NHN) festgesetzt.
Der Bezugspunkt für die festgesetzte Traufhöhe (TH) ist der obere Abschluss der 
Schnittlinie der Wand mit der Dachhaut (Traufe/Traufkante) oder der obere Abschluss 
der Wand einschließlich Attika.
Der Bezugspunkt für die festgesetzte Gebäudehöhe (GH) ist der oberste Abschluss 
der Dachhaut des Gebäudes.

3.1.1 Die Oberkante von baulichen Anlagen darf  die Höhe von 192,1 m ü. NHN und die
Trauf- bzw. Attikahöhe von 188,5 m ü. NHN. nicht überschreiten.

3.1.2 Ersatz- und Neubauten in der Umgebung des Einzeldenkmals Brüder-Grimm-Platz 1
dürfen dessen Trauf- und Gebäudehöhe nicht überschreiten.

3.2 Grund- und Geschossflächenzahlen (GRZ und GFZ)
Der Grundstücksfläche im Sinne von § 19 Abs. 3 BauNVO kann für die Berechnung 
der GRZ und GFZ die Fläche der gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB festgesetzten  
privaten Grünfläche hinzugerechnet werden.

4. Überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und § 23 BauNVO i. V. m. § 14 BauNVO)

4.1 Baugrenzen und Baulinien
Die überbaubaren Grundstücksflächen werden durch Baugrenzen und Baulinien 
gemäß Planzeichnung definiert. Eine Auskragung mit einer lichten Höhe (LH) von 
mindestens 4,5 m ist mit einer Länge bis maximal 13,6 m und einer Breite bis 
maximal 4,5 m zulässig, auf Grund von Gehrechten jedoch erst ab dem ersten 
Obergeschoss. 
Treppen und Rampen sind außerhalb der Baugrenzen und Baulinien zulässig.

4.2 Nicht überbaubare Grundstücksfläche
(§ 23 Abs. 5 BauNVO i. V. m. § 14 BauNVO)
Auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind Nebenanlagen im Sinne des 14 
BauNVO unzulässig. Ausgenommen hiervon sind Anlagen zur Versorgung des 
Gebietes mit Energie sowie Anlagen zur Erschließung wie Rampen, Zuwegungen, 
Zufahrten, Fahrradabstellflächen, Terrassen, Sitzplätze und Einfriedungen, des 
Weiteren Anlagen und Bauteile, die Baugrenzen und Baulinien gemäß textlicher 
Festsetzung 4.1 überschreiten dürfen.

5. Stellplätze
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 und § 22 BauGB und § 12 Abs. 6 BauNVO i. V. m. § 23 Abs. 5 
BauNVO)
Stellplätze sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig, sowie 
innerhalb der Flächen für die eine Zweckbestimmung gemäß § 9 Abs. 1 Nr, 4, 11 
und/oder 22 BauGB festgesetzt ist.

5.1 Auf den Flächen für Stellplätze "St" gilt die Pflicht zur Baumpflanzung gemäß Stell-
platzsatzung der Stadt Kassel in Zusammenhang mit ebenerdigen Stellplatzanlagen 
mit den nach 7.1 und 9.1 zu erhaltenden und zu pflanzenden Bäumen als erfüllt.

5.2 Ebenerdige, nicht überdachte Stellplätze sind so herzustellen, dass Regenwasser 
versickern kann z. B. in Form von breitfugigem Pflaster, Rasenfugenpflaster, 
Schotterrasen, wassergebundenen Decken. Ergänzend kann die Entwässerung der 
Flächen in angrenzende Pflanzflächen erfolgen. Im übrigen gilt die Stellplatzsatzung 
der Stadt Kassel.

6. Maßnahmen zur Minderung schädlicher Umwelteinflüsse
(§ 9 Abs. 1 Nr. 23 und 24 BauGB)

6.1 Die Verwendung fester fossiler Brennstoffe gemäß 1. BImSchV § 3 (1) Nr. 1 bis 3a 
(Kohle, Koks, Torf) ist unzulässig.

6.2 Anlagen, die unter die "Verordnung zur Emissionsbegrenzung von leichtflüchtigen 
halogenierten organischen Verbindungen" (2. BImSchV) fallen, sind nicht zulässig.

6.3 Der Anlieferverkehr auf der Fläche für den Gemeinbedarf – Museum – ist nur zur 
Tagzeit zulässig.

6.4 Als passive Lärmschutzmaßnahme sind bei Neu- und Umbauten von Gebäuden 
mindestens folgende resultierenden Schalldämm-Maße erf. R'w,res in dB der Außen-
bauteile einzuhalten:

Bereich Lärmpegelbereich Aufenhaltesräume Büroräume
nach DIN 4109 in Wohnungenund ähnliches

Wilhelmshöher Allee
Straßenfassade V 45 40
Seitenfassade IV 40 35
Rückseitige Fassade III 35 30

Brüder-Grimm-Platz
Straßenfassade V 45 40
Rückseitige Fassade III 35 30

Friedrichsstraße/Königstor
Straßenfassade V 45 40
Seitenfassade IV 40 35
Rückseitige Fassade III 35 30

6.5 Von den Festsetzungen zum Lärmschutz kann abgewichen werden, wenn gutachterlich 
nachgewiesen wird, dass die festgesetzten Schalldämmmaße unterschritten werden 
können (z. B. wegen Veränderung der Immissionssituation oder aufgrund der 
baulichen Verhältnisse).

7. Grünfestsetzungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15, 20 und 25 BauGB)

7. 1 Die in der Planzeichnung dargestellten Bäume sind nachhaltig zu erhalten, zu pflegen
und bei Abgang durch standortgerechte, heimische Baumarten zu ersetzen. 
Einer der Bäume ist als Naturschutzdenkmal deklariert.

7.2 Die gekennzeichnete Fläche ist als Vegetationsfläche gärtnerisch anzulegen,
nachhaltig zu pflegen und zu unterhalten.

Baurechtliche Festsetzung gemäß § 91 Hessische Bauordnung i. V. mit § 9 Abs. 4 BauGB

8. Werbeanlagen
(§ 91 Abs. 1 Nr. 1 HBO i. V. mit § 3 und § 9 HBO)

8.1 Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung zulässig und dürfen die Traufen 
der Gebäude nicht überragen. Die zulässige Höhe selbständiger Werbeanlagen 
(Pylone, Stelen) beträgt maximal 5 m.

8.2 Nicht zulässig sind Anlagen mit weit sichtbarem, wechselndem, bewegtem oder 
grellem Licht (z. B. Skybeamer, Laufschriften, Monitore und Bildschirme).

9. Gestaltung der Grundstücksfreiflächen
(§ 91 Abs. 1 Nr. 5 HBO)

9.1 Je angefangene 400 m2 Grundstücksfreifläche ist mindestens ein Laubbaum standort-
gerechter und heimischer Arten als Hochstamm zu pflanzen, dauerhaft zu pflegen 
und bei Abgang gleichwertig zu ersetzen. Vorhandene bzw. nach anderen 
Festsetzungen zu pflanzende Bäume werden angerechnet.

HINWEISE

1. Kulturdenkmal
Im Plangebiet befinden sich zwei nach Hessischen Denkmalschutzgesetz geschützte 
Einzelbaudenkmale (Torwache und Gartenpavillon). Diese sind zeichnerisch 
gekennzeichnet. Bei geplanten Maßnahmen an Einzelkulturdenkmälern oder im 
direkten Umfeld ist vorab die Genehmigung der zuständigen Denkmalschutzbehörde 
einzuholen.
Bodenfunde sind gem. § 20 Denkmalschutzgesetz zu behandeln. Die 
Fundmeldungen sind an das Landesamt für Denkmalpflege, Abteiluing Archäologie 
und Paläontologie, Marburg oder an die Untere Denkmalschutzbehörde der Stadt 
Kassel zu richten.

2. Naturdenkmal
Der Bergahorn auf dem Flurstück 293/2 im Garten des Brüder-Grimm-Platz 3 ist als
Naturdenkmal ausgewiesen.

3. Bäume
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes gilt die Baumschutzsatzung der Stadt 
Kassel in der jeweiligen Fassung.

4. Stellplätze
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes gilt im Übrigen die Stellplatzsatzung der 
Stadt Kassel in der jeweiligen gültigen Fassung.

5. Kunstwerk "7000 Eichen"
Der Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes ist nicht von dem Kunstwerk "7000 
Eichen" betroffen.

PLANZEICHEN 

1. überbaubare Fläche  2. nicht überbaubare Fläche       1.                             2.

Gemeinbedarfsfläche

Kulturellen Zwecken
dienende Gebäude und
Einrichtungen:
Museum

Begrenzungslinien

Grenze des räumlichen
Geltungsbereichs

Baugrenze

Baulinie

Abgrenzung unterschiedl.
Art der Nutzung / 
Maß der Nutzung / Bauweise

gemäß Baunutzungsverordnung vom 23.01.1990 (BGBI. I S. 132), zuletzt geändert durch Gesetz vom 04.05.2017 (BGBI. I S. 1057)

Art der baulichen Nutzung

Gebäudehöhe (GH)                              GH max

Traufhöhe (TH)          TH max

Lichte Höhe (LH)                                              LH min

Grundflächenzahl GRZ

Geschossflächenzahl GFZ

Verkehrsflächen

bezogen
auf Meter
über NHN

Planunterlage

Flurstücksgrenze

Gebäude

Flurstücksnummer     z.B.

Baum

78
39

öffentliche Verkehrsfläche private Grünfläche

zu erhaltender Baum

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Grünflächen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 15, 20 u. 25 BauGB)

Maß der baulichen Nutzung

Umgrenzung von Flächen zum 
Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern 
und sonstigen Bepflanzungen

Naturdenkmal ND

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für 
Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Natur und Landschaft

(§ 5 Abs. 2 Nr. 10 u. Abs. 4, § 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 u. Abs. 6 BauGB)

Regelungen für die Stadterhaltung und Denkmalschutz

(§5 Abs. 4, §9 Abs. 6 u. §172 Abs. 1 BauGB)

Kulturdenkmal D

Fläche für 
 
oberirdische Stellplätze (St) 

Ein- bzw. Ausfahrten und 
Anschluß anderer Flächen an die 
Verkehrsflächen 

Flächen für Stellplätze / Einfahrten und Nebenanlagen

z.B.

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4, Nr. 22 u. § 9 Abs. 3 BauGB)

St

Bemaßung in m z.B.

Vorhandene Geländehöhen in m ü. NHN z.B.                199.0

Bebauungsvorschlag (unverbindlich)

5,00

Sonstige Planzeichen

RECHTSGRUNDLAGEN

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
3. November 2017 (BGBl. I S. 3634).
Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786)
Planzeichenverordnung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), 
die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 4. Mai 2017 (BGBl. I S. 
1057) geändert worden ist.
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 
2542), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15. September 
2017 (BGBl. I S. 3434) geändert worden ist.
Wasserhaushaltsgesetz (WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), das 
zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 
2771) geändert worden ist.

Hessisches Wassergesetz (HWG) vom 14. Dezember 2010 (GVBl. I S. 
548), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 22. August 
2018 (GVBl. I S 366).
Hessisches Gesetz über das öffentliche Vermessungs- und 
Geoinformationswesen (HVGG) vom 6. September 2007 (GVBl. I S. 
548), zuletzt geändert durch Artikel 29 des Gesetzes vom 03. Mai 
2018 (GVBl. S. 82).
Hessisches Denkmalschutzgesetz (HDSchG) in der Fassung vom 28. 
November 2016 (GVBI. S. 211).
Satzung zum Schutz des Baumbestandes in der Stadt Kassel 
(Baumschutzsatzung) in ihrer jeweils gültigen Fassung.
Satzung zur Herstellung, Ablösung und Gestaltung von Stellplätzen 
und zur Herstellung von Abstellplätzen für Fahrräder 
(Stellplatzsatzung) in ihrer jeweils gültigen Fassung.

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94), das zuletzt 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. September 2017 (BGBl. I S. 3370) 
geändert worden ist.
Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274), das zuletzt 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2771) 
geändert worden ist.
Hessisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz 
(HAGBNatSchG) vom 20. Dezember 2010 (GVBl. I 2010 S.629), in 
Kraft getreten am 29. Dezember 2010, zuletzt geändert  durch Artikel 
2 des Gesetzes vom 28. Mai 2018 (GVBI. S. 184).
Hessische Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 07. März 2005 (GVBl. I S. 142), zuletzt 
geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 21. Juni 2018 (GVBl. 
S. 291).

Planunterlagen hergestellt nach dem unter 
Zugrundelegung der Liegenschaftskarte entstehenden  
Kartenwerk durch das Vermessungsbüro Dipl.-Ing. 
.................................................(Zuständigkeit nach § 15 (2) 
Nr. 1 HVGG).

Kassel,......................................

Vermessungsbüro Dipl.-Ing. 

..............................................................
Öffentlich bestellter Vermessungsingenieur

Als Bebauungsplan-Entwurf zur öffentlichen 
Auslegung beschlossen von der 
Stadtverordnetenversammlung der Stadt Kassel gemäß 
§ 3 Abs. 2 Satz 1 und 2 des BauGB am .......................

Kassel, .......................

Die Stadtverordnetenversammlung

gez. 
..............................................................
Stadtverordnetenvorsteher

Hat öffentlich ausgelegen gemäß § 3 Abs. 2 Satz 1 und 
2 BauGB vom ....................... bis einschließlich 
.......................
Ort und Zeit der öffentlichen Auslegung wurden 
bekannt gemacht im Amtsblatt der Stadt Kassel Nr.      
vom .......................

Kassel, .......................

Stadtplanung, Bauaufsicht und 
Denkmalschutz

gez. 
..............................................................
Technischer Angestellter

Hat erneut öffentlich ausgelegen gemäß § 4a Abs. 3 
BauGB vom ....................... bis einschließlich 
........................                  
Ort und Zeit der öffentlichen Auslegung wurden 
bekannt gemacht im Amtsblatt der Stadt Kassel Nr. ...... 
vom .......................

Kassel, .......................

Stadtplanung, Bauaufsicht und Denkmalschutz

..............................................................
Technischer Angestellter

Aufgestellt,

Kassel, .......................

Der Magistrat Stadtplanung, 
Bauaufsicht und 
Denkmalschutz

gez. gez. 
............................... ................................

Stadtbaurat Amtsleiter

Öffentlich auszulegen in der Zeit vom ....................... bis 
einschließlich .......................

Kassel, .......................

Der Magistrat

gez. 
…………………………………………………
Stadtbaurat

Gemäß § 4a Abs. 3 BauGB erneut öffentlich 
auszulegen in der Zeit vom ....................... bis 
einschließlich .......................

Kassel, .......................

Der Magistrat

..............................................................
Stadtbaurat

Der Inhalt dieses Bebauungsplanes mit seinen 
Festsetzungen wurde am .......................von der 
Stadtverordnetenversammlung der Stadt Kassel 
gemäß § 10 BauGB als Satzung beschlossen.

Kassel, .......................

Die Stadtverordnetenversammlung

..............................................................
Stadtverordnetenvorsteher

AUSFERTIGUNG
Der Bebauungsplan, bestehend aus der Planzeichnung und den textlichen Festsetzungen, wird hiermit 
ausgefertigt.
Kassel,     Der Magistrat

   
     ………………………………………………………………
    Oberbürgermeister

Der von der Stadtverordnetenversammlung als 
Satzung beschlossene Bebauungsplan ist, gemäß § 10 
Abs. 3 BauGB, ortsüblich bekannt zu machen.

Kassel, .......................

Der Magistrat

………………………………………………………………………
Oberbürgermeister

Der Satzungsbeschluss wurde bekannt gemacht im 
Amtsblatt der Stadt Kassel Nr. ...... vom ....................

Der Bebauungsplan ist damit in Kraft gesetzt worden.

Kassel, .......................

Der Magistrat

………………………………………………………………………
Stadtbaurat

VERFAHRENSVERMERKE (beschleunigtes Verfahren nach § 13a BauGB)

M 1:500

6. Heilschutzquellengebiet
Der Geltungsbereich befindet sich innerhalb der quantitativen Schutzzone B 2 - 
äußere  Schutzzone - des mit Datum vom 02.10.2006 (StAnz. 46/2006, S. 2634) 
amtlich festgesetzten Heilquellenschutzgebietes für die staatlich anerkannte 
Heilquelle "TB Wilhelmshöhe 3", Gemarkung Wahlershausen der Stadt zu Gunsten 
der Thermalsolebad Kassel GmbH, Kassel. Die Vorgaben der 
Heilquellenschutzverordnung sind bei der weiteren Planung und der späteren 
Bauausführung zu beachten. Bohrungen, die tiefer als Kote 50 m unter NHN in den 
Untergrund eindringen, bedürfen der vorherigen Genehmigung.

7. Bombenabwurfgebiet
Die Auswertung der beim Hessischen Kampfmittelräumdienst vorliegenden 
Kriegsluftbilder hat ergeben, dass sich der Geltungsbereich in einem 
Bombenabwurfgebiet befindet. Vom Vorhandensein von Kampfmitteln muss 
grundsätzlich ausgegangen werden. In den Bereichen, in denen durch 
Nachkriegsbebauungen bereits bodeneingreifende Baumaßnahmen bis zu einer Tiefe 
von mind. 4 m durchgeführt wurden sowie bei Abbrucharbeiten sind keine 
Kampfmittelräummaßnahmen notwendig. Bei allen anderen Flächen ist eine 
systematische Überprüfung (Sondieren auf Kampfmittel, gegebenenfalls nach Abtrag 
des Oberbodens) vor Beginn der geplanten Bauarbeiten auf den Grundstücksflächen 
erforderlich, auf denen bodeneingreifende Maßnahmen stattfinden.

8. Brandschutz
In der Begründung zu diesem Bebauungsplan sind unter Punkt 6.3 "Brandschutz/ 
Gefahrenvorbeugung" Hinweise zum vorbeugenden Brandschutz, insbesondere für 
die Gebäudeplanung aufgeführt, die zu beachten sind.

0 10 50 m

Gemarkung: Kassel

Flur: 9

Karte: -Vermessung und Geoinformation-
Stand: Juni 2018

Karthäuserstraße 7–9·34117 Kassel
(05 61) 76 63 94 0
www.architekturundstaedtebau.de

Maßstab: 1:500
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Vorhabenbezogener Bebauungsplan

Nr. I/14, 1. Änderung

„Tapetenmuseum“
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Textliche Festsetzungen
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 FESTSETZUNGEN

1. Allgemeine Vorschriften

1.1 Zulässige Vorhaben im Bereich des Vorhaben- und Erschließungsplans 
(§ 12 Abs. 3 a BauGB)
Im Bereich des Vorhaben- und Erschließungsplans sind im Rahmen der festgesetzten 
Nutzungen nur solche Vorhaben zulässig, zu deren Durchführung sich der 
Vorhabenträger im Durchführungsvertrag verpflichtet hat.

1.2 Überlagerung rechtskräftiger Bebauungspläne 
(§ 1 Abs. 8 BauGB)
Mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. I/14, 1. Änderung 
„Tapetenmuseum“ wird der rechtskräftige Bebauungsplan Nr. 1/14 Justizzentrum 2 
am Brüder-Grimm-Platz teilweise überlagert. Mit der Rechtskraft des 
Bebauungsplanes Nr. I/14, 1. Änderung tritt der am 01.11.2011 rechtskräftig 
gewordene Bebauungsplan Nr. 1/14  in dessen überlagerten Bereichen außer Kraft.

2. Art der baulichen Nutzung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 und § 9 Abs. 2 Nr. 2 BauGB)

2.1 Fläche für den Gemeinbedarf 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB) 
Die Flächen für den Gemeinbedarf dienen der Zweckbestimmung Museum.

3. Maß der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. §§ 16 - 21a BauNVO)

3.1 Höhe der baulichen Anlagen
Die zulässige Höhe der baulichen Anlagen ist gemäß Planzeichnung als maximale 
Gebäudehöhe (GH) und/oder maximale Traufhöhe (TH) als jeweilige Höhe in Metern 
über Normalhöhennull  (m. ü. NHN) festgesetzt.
Der Bezugspunkt für die festgesetzte Traufhöhe (TH) ist der obere Abschluss der 
Schnittlinie der Wand mit der Dachhaut (Traufe/Traufkante) oder der obere Abschluss 
der Wand einschließlich Attika.
Der Bezugspunkt für die festgesetzte Gebäudehöhe (GH) ist der oberste Abschluss 
der Dachhaut des Gebäudes.

3.1.1 Die Oberkante von baulichen Anlagen darf  die Höhe von 192,1 m ü. NHN und die
Trauf- bzw. Attikahöhe von 188,5 m ü. NHN. nicht überschreiten.

3.1.2 Ersatz- und Neubauten in der Umgebung des Einzeldenkmals Brüder-Grimm-Platz 1
dürfen dessen Trauf- und Gebäudehöhe nicht überschreiten.

3.2 Grund- und Geschossflächenzahlen (GRZ und GFZ)
Der Grundstücksfläche im Sinne von § 19 Abs. 3 BauNVO kann für die Berechnung 
der GRZ und GFZ die Fläche der gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB festgesetzten  
privaten Grünfläche hinzugerechnet werden.

4. Überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und § 23 BauNVO i. V. m. § 14 BauNVO)

4.1 Baugrenzen und Baulinien
Die überbaubaren Grundstücksflächen werden durch Baugrenzen und Baulinien 
gemäß Planzeichnung definiert. Eine Auskragung mit einer lichten Höhe (LH) von 
mindestens 4,5 m ist mit einer Länge bis maximal 13,6 m und einer Breite bis 
maximal 4,5 m zulässig, auf Grund von Gehrechten jedoch erst ab dem ersten 
Obergeschoss. 
Treppen und Rampen sind außerhalb der Baugrenzen und Baulinien zulässig.

4.2 Nicht überbaubare Grundstücksfläche
(§ 23 Abs. 5 BauNVO i. V. m. § 14 BauNVO)
Auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind Nebenanlagen im Sinne des 14 
BauNVO unzulässig. Ausgenommen hiervon sind Anlagen zur Versorgung des 
Gebietes mit Energie sowie Anlagen zur Erschließung wie Rampen, Zuwegungen, 
Zufahrten, Fahrradabstellflächen, Terrassen, Sitzplätze und Einfriedungen, des 
Weiteren Anlagen und Bauteile, die Baugrenzen und Baulinien gemäß textlicher 
Festsetzung 4.1 überschreiten dürfen.

5. Stellplätze
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 und § 22 BauGB und § 12 Abs. 6 BauNVO i. V. m. § 23 Abs. 5 
BauNVO)
Stellplätze sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig, sowie 
innerhalb der Flächen für die eine Zweckbestimmung gemäß § 9 Abs. 1 Nr, 4, 11 
und/oder 22 BauGB festgesetzt ist.

5.1 Auf den Flächen für Stellplätze "St" gilt die Pflicht zur Baumpflanzung gemäß Stell-
platzsatzung der Stadt Kassel in Zusammenhang mit ebenerdigen Stellplatzanlagen 
mit den nach 7.1 und 9.1 zu erhaltenden und zu pflanzenden Bäumen als erfüllt.

5.2 Ebenerdige, nicht überdachte Stellplätze sind so herzustellen, dass Regenwasser 
versickern kann z. B. in Form von breitfugigem Pflaster, Rasenfugenpflaster, 
Schotterrasen, wassergebundenen Decken. Ergänzend kann die Entwässerung der 
Flächen in angrenzende Pflanzflächen erfolgen. Im übrigen gilt die Stellplatzsatzung 
der Stadt Kassel.

6. Maßnahmen zur Minderung schädlicher Umwelteinflüsse
(§ 9 Abs. 1 Nr. 23 und 24 BauGB)

6.1 Der Anlieferverkehr auf der Fläche für den Gemeinbedarf – Museum – ist nur zur 
Tagzeit zulässig.

6.2 Als passive Lärmschutzmaßnahme sind bei Neu- und Umbauten von Gebäuden 
mindestens folgende resultierenden Schalldämm-Maße erf. R'w,res in dB der Außen-
bauteile einzuhalten:

Bereich Lärmpegelbereich Aufenhaltesräume Büroräume
nach DIN 4109 in Wohnungenund ähnliches

Wilhelmshöher Allee
Straßenfassade V 45 40
Seitenfassade IV 40 35
Rückseitige Fassade III 35 30

Brüder-Grimm-Platz
Straßenfassade V 45 40
Rückseitige Fassade III 35 30

Friedrichsstraße/Königstor
Straßenfassade V 45 40
Seitenfassade IV 40 35
Rückseitige Fassade III 35 30

6.3 Von den Festsetzungen zum Lärmschutz kann abgewichen werden, wenn gutachterlich 
nachgewiesen wird, dass die festgesetzten Schalldämmmaße unterschritten werden 
können (z. B. wegen Veränderung der Immissionssituation oder aufgrund der 
baulichen Verhältnisse).

7. Grünfestsetzungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15, 20 und 25 BauGB)

7.1 Die in der Planzeichnung dargestellten Bäume sind nachhaltig zu erhalten, zu pflegen
und bei Abgang durch standortgerechte, heimische Baumarten zu ersetzen. 
Einer der Bäume ist als Naturschutzdenkmal deklariert.

7.2 Die gekennzeichnete Fläche ist als Vegetationsfläche gärtnerisch anzulegen,
nachhaltig zu pflegen und zu unterhalten.

Baurechtliche Festsetzung gemäß § 91 Hessische Bauordnung i. V. mit § 9 Abs. 4 BauGB

8. Werbeanlagen
(§ 91 Abs. 1 Nr. 1 HBO i. V. mit § 3 und § 9 HBO)

8.1 Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung zulässig und dürfen die Traufen 
der Gebäude nicht überragen. Die zulässige Höhe selbständiger Werbeanlagen 
(Pylone, Stelen) beträgt maximal 5 m.

8.2 Nicht zulässig sind Anlagen mit weit sichtbarem, wechselndem, bewegtem oder 
grellem Licht (z. B. Skybeamer, Laufschriften, Monitore und Bildschirme).

9. Gestaltung der Grundstücksfreiflächen
(§ 91 Abs. 1 Nr. 5 HBO)

9.1 Je angefangene 400 m2 Grundstücksfreifläche ist mindestens ein Laubbaum standort-
gerechter und heimischer Arten als Hochstamm zu pflanzen, dauerhaft zu pflegen 
und bei Abgang gleichwertig zu ersetzen. Vorhandene bzw. nach anderen 
Festsetzungen zu pflanzende Bäume werden angerechnet.

HINWEISE

1. Kulturdenkmal
Im Plangebiet befinden sich zwei nach Hessischen Denkmalschutzgesetz geschützte 
Einzelbaudenkmale (Torwache und Gartenpavillon). Diese sind zeichnerisch 
gekennzeichnet. Bei geplanten Maßnahmen an Einzelkulturdenkmälern oder im 
direkten Umfeld ist vorab die Genehmigung der zuständigen Denkmalschutzbehörde 
einzuholen.
Bodenfunde sind gem. § 20 Denkmalschutzgesetz zu behandeln. Die 
Fundmeldungen sind an das Landesamt für Denkmalpflege, Abteiluing Archäologie 
und Paläontologie, Marburg oder an die Untere Denkmalschutzbehörde der Stadt 
Kassel zu richten.

2. Naturdenkmal
Der Bergahorn auf dem Flurstück 293/2 im Garten des Brüder-Grimm-Platz 3 ist als
Naturdenkmal ausgewiesen.

3. Bäume
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes gilt die Baumschutzsatzung der Stadt 
Kassel in der jeweiligen Fassung.

4. Stellplätze
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes gilt im Übrigen die Stellplatzsatzung der 
Stadt Kassel in der jeweiligen gültigen Fassung.

5. Kunstwerk "7000 Eichen"
Der Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes ist nicht von dem Kunstwerk "7000 
Eichen" betroffen.

PLANZEICHEN 

1. überbaubare Fläche  2. nicht überbaubare Fläche       1.                             2.

Gemeinbedarfsfläche

Kulturellen Zwecken
dienende Gebäude und
Einrichtungen:
Museum

Begrenzungslinien

Grenze des räumlichen
Geltungsbereichs

Baugrenze

Baulinie

Abgrenzung unterschiedl.
Art der Nutzung / 
Maß der Nutzung / Bauweise

gemäß Baunutzungsverordnung vom 23.01.1990 (BGBI. I S. 132), zuletzt geändert durch Gesetz vom 04.05.2017 (BGBI. I S. 1057)

Art der baulichen Nutzung

Gebäudehöhe (GH)                              GH max

Traufhöhe (TH)          TH max

Lichte Höhe (LH)                                              LH min

Grundflächenzahl GRZ

Geschossflächenzahl GFZ

Verkehrsflächen

bezogen
auf Meter
über NHN

Planunterlage

Flurstücksgrenze

Gebäude

Flurstücksnummer     z.B.

Baum

78
39

öffentliche Verkehrsfläche private Grünfläche

zu erhaltender Baum

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Grünflächen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 15, 20 u. 25 BauGB)

Maß der baulichen Nutzung

Umgrenzung von Flächen zum 
Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern 
und sonstigen Bepflanzungen

Naturdenkmal ND

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für 
Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Natur und Landschaft

(§ 5 Abs. 2 Nr. 10 u. Abs. 4, § 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 u. Abs. 6 BauGB)

Regelungen für die Stadterhaltung und Denkmalschutz

(§5 Abs. 4, §9 Abs. 6 u. §172 Abs. 1 BauGB)

Kulturdenkmal D

Fläche für 
 
oberirdische Stellplätze (St) 

Ein- bzw. Ausfahrten und 
Anschluß anderer Flächen an die 
Verkehrsflächen 

Flächen für Stellplätze / Einfahrten und Nebenanlagen

z.B.

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4, Nr. 22 u. § 9 Abs. 3 BauGB)

St

Bemaßung in m z.B.

Vorhandene Geländehöhen in m ü. NHN z.B.                199.0

Bebauungsvorschlag (unverbindlich)

5,00

Sonstige Planzeichen

RECHTSGRUNDLAGEN

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
3. November 2017 (BGBl. I S. 3634).
Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786)
Planzeichenverordnung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), 
die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 4. Mai 2017 (BGBl. I S. 
1057) geändert worden ist.
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 
2542), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15. September 
2017 (BGBl. I S. 3434) geändert worden ist.
Wasserhaushaltsgesetz (WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), das 
zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 
2771) geändert worden ist.

Hessisches Wassergesetz (HWG) vom 14. Dezember 2010 (GVBl. I S. 
548), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 22. August 
2018 (GVBl. I S 366).
Hessisches Gesetz über das öffentliche Vermessungs- und 
Geoinformationswesen (HVGG) vom 6. September 2007 (GVBl. I S. 
548), zuletzt geändert durch Artikel 29 des Gesetzes vom 03. Mai 
2018 (GVBl. S. 82).
Hessisches Denkmalschutzgesetz (HDSchG) in der Fassung vom 28. 
November 2016 (GVBI. S. 211).
Satzung zum Schutz des Baumbestandes in der Stadt Kassel 
(Baumschutzsatzung) in ihrer jeweils gültigen Fassung.
Satzung zur Herstellung, Ablösung und Gestaltung von Stellplätzen 
und zur Herstellung von Abstellplätzen für Fahrräder 
(Stellplatzsatzung) in ihrer jeweils gültigen Fassung.

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94), das zuletzt 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. September 2017 (BGBl. I S. 3370) 
geändert worden ist.
Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274), das zuletzt 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2771) 
geändert worden ist.
Hessisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz 
(HAGBNatSchG) vom 20. Dezember 2010 (GVBl. I 2010 S.629), in 
Kraft getreten am 29. Dezember 2010, zuletzt geändert  durch Artikel 
2 des Gesetzes vom 28. Mai 2018 (GVBI. S. 184).
Hessische Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 07. März 2005 (GVBl. I S. 142), zuletzt 
geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 21. Juni 2018 (GVBl. 
S. 291).

Planunterlagen hergestellt nach dem unter 
Zugrundelegung der Liegenschaftskarte entstehenden  
Kartenwerk durch das Vermessungsbüro Dipl.-Ing. 
.................................................(Zuständigkeit nach § 15 (2) 
Nr. 1 HVGG).

Kassel,......................................

Vermessungsbüro Dipl.-Ing. 

..............................................................
Öffentlich bestellter Vermessungsingenieur

Als Bebauungsplan-Entwurf zur öffentlichen 
Auslegung beschlossen von der 
Stadtverordnetenversammlung der Stadt Kassel gemäß 
§ 3 Abs. 2 Satz 1 und 2 des BauGB am .......................

Kassel, .......................

Die Stadtverordnetenversammlung

gez. 
..............................................................
Stadtverordnetenvorsteher

Hat öffentlich ausgelegen gemäß § 3 Abs. 2 Satz 1 und 
2 BauGB vom ....................... bis einschließlich 
.......................
Ort und Zeit der öffentlichen Auslegung wurden 
bekannt gemacht im Amtsblatt der Stadt Kassel Nr.      
vom .......................

Kassel, .......................

Stadtplanung, Bauaufsicht und 
Denkmalschutz

gez. 
..............................................................
Technischer Angestellter

Hat erneut öffentlich ausgelegen gemäß § 4a Abs. 3 
BauGB vom ....................... bis einschließlich 
........................                  
Ort und Zeit der öffentlichen Auslegung wurden 
bekannt gemacht im Amtsblatt der Stadt Kassel Nr. ...... 
vom .......................

Kassel, .......................

Stadtplanung, Bauaufsicht und Denkmalschutz

..............................................................
Technischer Angestellter

Aufgestellt,

Kassel, .......................

Der Magistrat Stadtplanung, 
Bauaufsicht und 
Denkmalschutz

gez. gez. 
............................... ................................

Stadtbaurat Amtsleiter

Öffentlich auszulegen in der Zeit vom ....................... bis 
einschließlich .......................

Kassel, .......................

Der Magistrat

gez. 
…………………………………………………
Stadtbaurat

Gemäß § 4a Abs. 3 BauGB erneut öffentlich 
auszulegen in der Zeit vom ....................... bis 
einschließlich .......................

Kassel, .......................

Der Magistrat

..............................................................
Stadtbaurat

Der Inhalt dieses Bebauungsplanes mit seinen 
Festsetzungen wurde am .......................von der 
Stadtverordnetenversammlung der Stadt Kassel 
gemäß § 10 BauGB als Satzung beschlossen.

Kassel, .......................

Die Stadtverordnetenversammlung

..............................................................
Stadtverordnetenvorsteher

AUSFERTIGUNG
Der Bebauungsplan, bestehend aus der Planzeichnung und den textlichen Festsetzungen, wird hiermit 
ausgefertigt.
Kassel,     Der Magistrat

   
     ………………………………………………………………
    Oberbürgermeister

Der von der Stadtverordnetenversammlung als 
Satzung beschlossene Bebauungsplan ist, gemäß § 10 
Abs. 3 BauGB, ortsüblich bekannt zu machen.

Kassel, .......................

Der Magistrat

………………………………………………………………………
Oberbürgermeister

Der Satzungsbeschluss wurde bekannt gemacht im 
Amtsblatt der Stadt Kassel Nr. ...... vom ....................

Der Bebauungsplan ist damit in Kraft gesetzt worden.

Kassel, .......................

Der Magistrat

………………………………………………………………………
Stadtbaurat

VERFAHRENSVERMERKE (beschleunigtes Verfahren nach § 13a BauGB)

M 1:500

6. Heilschutzquellengebiet
Der Geltungsbereich befindet sich innerhalb der quantitativen Schutzzone B 2 - 
äußere  Schutzzone - des mit Datum vom 02.10.2006 (StAnz. 46/2006, S. 2634) 
amtlich festgesetzten Heilquellenschutzgebietes für die staatlich anerkannte 
Heilquelle "TB Wilhelmshöhe 3", Gemarkung Wahlershausen der Stadt zu Gunsten 
der Thermalsolebad Kassel GmbH, Kassel. Die Vorgaben der 
Heilquellenschutzverordnung sind bei der weiteren Planung und der späteren 
Bauausführung zu beachten. Bohrungen, die tiefer als Kote 50 m unter NHN in den 
Untergrund eindringen, bedürfen der vorherigen Genehmigung.

7. Bombenabwurfgebiet
Die Auswertung der beim Hessischen Kampfmittelräumdienst vorliegenden 
Kriegsluftbilder hat ergeben, dass sich der Geltungsbereich in einem 
Bombenabwurfgebiet befindet. Vom Vorhandensein von Kampfmitteln muss 
grundsätzlich ausgegangen werden. In den Bereichen, in denen durch 
Nachkriegsbebauungen bereits bodeneingreifende Baumaßnahmen bis zu einer Tiefe 
von mind. 4 m durchgeführt wurden sowie bei Abbrucharbeiten sind keine 
Kampfmittelräummaßnahmen notwendig. Bei allen anderen Flächen ist eine 
systematische Überprüfung (Sondieren auf Kampfmittel, gegebenenfalls nach Abtrag 
des Oberbodens) vor Beginn der geplanten Bauarbeiten auf den Grundstücksflächen 
erforderlich, auf denen bodeneingreifende Maßnahmen stattfinden.

8. Brandschutz
In der Begründung zu diesem Bebauungsplan sind unter Punkt 6.3 "Brandschutz/ 
Gefahrenvorbeugung" Hinweise zum vorbeugenden Brandschutz, insbesondere für 
die Gebäudeplanung aufgeführt, die zu beachten sind.
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 FESTSETZUNGEN

1. Allgemeine Vorschriften

1.1 Zulässige Vorhaben im Bereich des Vorhaben- und Erschließungsplans 
(§ 12 Abs. 3 a BauGB)
Im Bereich des Vorhaben- und Erschließungsplans sind im Rahmen der festgesetzten 
Nutzungen nur solche Vorhaben zulässig, zu deren Durchführung sich der 
Vorhabenträger im Durchführungsvertrag verpflichtet hat.

1.2 Überlagerung rechtskräftiger Bebauungspläne 
(§ 1 Abs. 8 BauGB)
Mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. I/14, 1. Änderung 
„Tapetenmuseum“ wird der rechtskräftige Bebauungsplan Nr. 1/14 Justizzentrum 2 
am Brüder-Grimm-Platz teilweise überlagert. Mit der Rechtskraft des 
Bebauungsplanes Nr. I/14, 1. Änderung tritt der am 01.11.2011 rechtskräftig 
gewordene Bebauungsplan Nr. 1/14  in dessen überlagerten Bereichen außer Kraft.

2. Art der baulichen Nutzung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 und § 9 Abs. 2 Nr. 2 BauGB)

2.1 Fläche für den Gemeinbedarf 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB) 
Die Flächen für den Gemeinbedarf dienen der Zweckbestimmung Museum.

3. Maß der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. §§ 16 - 21a BauNVO)

3.1 Höhe der baulichen Anlagen
Die zulässige Höhe der baulichen Anlagen ist gemäß Planzeichnung als maximale 
Gebäudehöhe (GH) und/oder maximale Traufhöhe (TH) als jeweilige Höhe in Metern 
über Normalhöhennull  (m. ü. NHN) festgesetzt.
Der Bezugspunkt für die festgesetzte Traufhöhe (TH) ist der obere Abschluss der 
Schnittlinie der Wand mit der Dachhaut (Traufe/Traufkante) oder der obere Abschluss 
der Wand einschließlich Attika.
Der Bezugspunkt für die festgesetzte Gebäudehöhe (GH) ist der oberste Abschluss 
der Dachhaut des Gebäudes.

3.1.1 Die Oberkante von baulichen Anlagen darf  die Höhe von 192,1 m ü. NHN und die
Trauf- bzw. Attikahöhe von 188,5 m ü. NHN. nicht überschreiten.

3.1.2 Ersatz- und Neubauten in der Umgebung des Einzeldenkmals Brüder-Grimm-Platz 1
dürfen dessen Trauf- und Gebäudehöhe nicht überschreiten.

3.2 Grund- und Geschossflächenzahlen (GRZ und GFZ)
Der Grundstücksfläche im Sinne von § 19 Abs. 3 BauNVO kann für die Berechnung 
der GRZ und GFZ die Fläche der gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB festgesetzten  
privaten Grünfläche hinzugerechnet werden.

4. Überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und § 23 BauNVO i. V. m. § 14 BauNVO)

4.1 Baugrenzen und Baulinien
Die überbaubaren Grundstücksflächen werden durch Baugrenzen und Baulinien 
gemäß Planzeichnung definiert. Eine Auskragung mit einer lichten Höhe (LH) von 
mindestens 4,5 m ist mit einer Länge bis maximal 13,6 m und einer Breite bis 
maximal 4,5 m zulässig, auf Grund von Gehrechten jedoch erst ab dem ersten 
Obergeschoss. 
Treppen und Rampen sind außerhalb der Baugrenzen und Baulinien zulässig.

4.2 Nicht überbaubare Grundstücksfläche
(§ 23 Abs. 5 BauNVO i. V. m. § 14 BauNVO)
Auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind Nebenanlagen im Sinne des 14 
BauNVO unzulässig. Ausgenommen hiervon sind Anlagen zur Versorgung des 
Gebietes mit Energie sowie Anlagen zur Erschließung wie Rampen, Zuwegungen, 
Zufahrten, Fahrradabstellflächen, Terrassen, Sitzplätze und Einfriedungen, des 
Weiteren Anlagen und Bauteile, die Baugrenzen und Baulinien gemäß textlicher 
Festsetzung 4.1 überschreiten dürfen.

5. Stellplätze
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 und § 22 BauGB und § 12 Abs. 6 BauNVO i. V. m. § 23 Abs. 5 
BauNVO)
Stellplätze sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig, sowie 
innerhalb der Flächen für die eine Zweckbestimmung gemäß § 9 Abs. 1 Nr, 4, 11 
und/oder 22 BauGB festgesetzt ist.

5.1 Auf den Flächen für Stellplätze "St" gilt die Pflicht zur Baumpflanzung gemäß Stell-
platzsatzung der Stadt Kassel in Zusammenhang mit ebenerdigen Stellplatzanlagen 
mit den nach 7.1 und 9.1 zu erhaltenden und zu pflanzenden Bäumen als erfüllt.

5.2 Ebenerdige, nicht überdachte Stellplätze sind so herzustellen, dass Regenwasser 
versickern kann z. B. in Form von breitfugigem Pflaster, Rasenfugenpflaster, 
Schotterrasen, wassergebundenen Decken. Ergänzend kann die Entwässerung der 
Flächen in angrenzende Pflanzflächen erfolgen. Im übrigen gilt die Stellplatzsatzung 
der Stadt Kassel.

6. Maßnahmen zur Minderung schädlicher Umwelteinflüsse
(§ 9 Abs. 1 Nr. 23 und 24 BauGB)

6.1 Der Anlieferverkehr auf der Fläche für den Gemeinbedarf – Museum – ist nur zur 
Tagzeit zulässig.

6.2 Als passive Lärmschutzmaßnahme sind bei Neu- und Umbauten von Gebäuden 
mindestens folgende resultierenden Schalldämm-Maße erf. R'w,res in dB der Außen-
bauteile einzuhalten:

Bereich Lärmpegelbereich Aufenhaltesräume Büroräume
nach DIN 4109 in Wohnungenund ähnliches

Wilhelmshöher Allee
Straßenfassade V 45 40
Seitenfassade IV 40 35
Rückseitige Fassade III 35 30

Brüder-Grimm-Platz
Straßenfassade V 45 40
Rückseitige Fassade III 35 30

Friedrichsstraße/Königstor
Straßenfassade V 45 40
Seitenfassade IV 40 35
Rückseitige Fassade III 35 30

6.3 Von den Festsetzungen zum Lärmschutz kann abgewichen werden, wenn gutachterlich 
nachgewiesen wird, dass die festgesetzten Schalldämmmaße unterschritten werden 
können (z. B. wegen Veränderung der Immissionssituation oder aufgrund der 
baulichen Verhältnisse).

7. Grünfestsetzungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15, 20 und 25 BauGB)

7.1 Die in der Planzeichnung dargestellten Bäume sind nachhaltig zu erhalten, zu pflegen
und bei Abgang durch standortgerechte, heimische Baumarten zu ersetzen. 
Einer der Bäume ist als Naturschutzdenkmal deklariert.

7.2 Die gekennzeichnete Fläche ist als Vegetationsfläche gärtnerisch anzulegen,
nachhaltig zu pflegen und zu unterhalten.

Baurechtliche Festsetzung gemäß § 91 Hessische Bauordnung i. V. mit § 9 Abs. 4 BauGB

8. Werbeanlagen
(§ 91 Abs. 1 Nr. 1 HBO i. V. mit § 3 und § 9 HBO)

8.1 Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung zulässig und dürfen die Traufen 
der Gebäude nicht überragen. Die zulässige Höhe selbständiger Werbeanlagen 
(Pylone, Stelen) beträgt maximal 5 m.

8.2 Nicht zulässig sind Anlagen mit weit sichtbarem, wechselndem, bewegtem oder 
grellem Licht (z. B. Skybeamer, Laufschriften, Monitore und Bildschirme).

9. Gestaltung der Grundstücksfreiflächen
(§ 91 Abs. 1 Nr. 5 HBO)

9.1 Je angefangene 400 m2 Grundstücksfreifläche ist mindestens ein Laubbaum standort-
gerechter und heimischer Arten als Hochstamm zu pflanzen, dauerhaft zu pflegen 
und bei Abgang gleichwertig zu ersetzen. Vorhandene bzw. nach anderen 
Festsetzungen zu pflanzende Bäume werden angerechnet.

HINWEISE

1. Kulturdenkmal
Im Plangebiet befinden sich zwei nach Hessischen Denkmalschutzgesetz geschützte 
Einzelbaudenkmale (Torwache und Gartenpavillon). Diese sind zeichnerisch 
gekennzeichnet. Bei geplanten Maßnahmen an Einzelkulturdenkmälern oder im 
direkten Umfeld ist vorab die Genehmigung der zuständigen Denkmalschutzbehörde 
einzuholen.
Bodenfunde sind gem. § 20 Denkmalschutzgesetz zu behandeln. Die 
Fundmeldungen sind an das Landesamt für Denkmalpflege, Abteiluing Archäologie 
und Paläontologie, Marburg oder an die Untere Denkmalschutzbehörde der Stadt 
Kassel zu richten.

2. Naturdenkmal
Der Bergahorn auf dem Flurstück 293/2 im Garten des Brüder-Grimm-Platz 3 ist als
Naturdenkmal ausgewiesen.

3. Bäume
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes gilt die Baumschutzsatzung der Stadt 
Kassel in der jeweiligen Fassung.

4. Stellplätze
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes gilt im Übrigen die Stellplatzsatzung der 
Stadt Kassel in der jeweiligen gültigen Fassung.

5. Kunstwerk "7000 Eichen"
Der Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes ist nicht von dem Kunstwerk "7000 
Eichen" betroffen.

PLANZEICHEN 

1. überbaubare Fläche  2. nicht überbaubare Fläche       1.                             2.

Gemeinbedarfsfläche

Kulturellen Zwecken
dienende Gebäude und
Einrichtungen:
Museum

Begrenzungslinien

Grenze des räumlichen
Geltungsbereichs

Baugrenze

Baulinie

Abgrenzung unterschiedl.
Art der Nutzung / 
Maß der Nutzung / Bauweise

gemäß Baunutzungsverordnung vom 23.01.1990 (BGBI. I S. 132), zuletzt geändert durch Gesetz vom 04.05.2017 (BGBI. I S. 1057)

Art der baulichen Nutzung

Gebäudehöhe (GH)                              GH max

Traufhöhe (TH)          TH max

Lichte Höhe (LH)                                              LH min

Grundflächenzahl GRZ

Geschossflächenzahl GFZ

Verkehrsflächen

bezogen
auf Meter
über NHN

Planunterlage

Flurstücksgrenze

Gebäude

Flurstücksnummer     z.B.

Baum

78
39

öffentliche Verkehrsfläche private Grünfläche

zu erhaltender Baum

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Grünflächen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 15, 20 u. 25 BauGB)

Maß der baulichen Nutzung

Umgrenzung von Flächen zum 
Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern 
und sonstigen Bepflanzungen

Naturdenkmal ND

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für 
Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Natur und Landschaft

(§ 5 Abs. 2 Nr. 10 u. Abs. 4, § 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 u. Abs. 6 BauGB)

Regelungen für die Stadterhaltung und Denkmalschutz

(§5 Abs. 4, §9 Abs. 6 u. §172 Abs. 1 BauGB)

Kulturdenkmal D

Fläche für 
 
oberirdische Stellplätze (St) 

Ein- bzw. Ausfahrten und 
Anschluß anderer Flächen an die 
Verkehrsflächen 

Flächen für Stellplätze / Einfahrten und Nebenanlagen

z.B.

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4, Nr. 22 u. § 9 Abs. 3 BauGB)

St

Bemaßung in m z.B.

Vorhandene Geländehöhen in m ü. NHN z.B.                199.0

Bebauungsvorschlag (unverbindlich)

5,00

Sonstige Planzeichen

RECHTSGRUNDLAGEN

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
3. November 2017 (BGBl. I S. 3634).
Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786)
Planzeichenverordnung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), 
die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 4. Mai 2017 (BGBl. I S. 
1057) geändert worden ist.
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 
2542), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15. September 
2017 (BGBl. I S. 3434) geändert worden ist.
Wasserhaushaltsgesetz (WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), das 
zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 
2771) geändert worden ist.

Hessisches Wassergesetz (HWG) vom 14. Dezember 2010 (GVBl. I S. 
548), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 22. August 
2018 (GVBl. I S 366).
Hessisches Gesetz über das öffentliche Vermessungs- und 
Geoinformationswesen (HVGG) vom 6. September 2007 (GVBl. I S. 
548), zuletzt geändert durch Artikel 29 des Gesetzes vom 03. Mai 
2018 (GVBl. S. 82).
Hessisches Denkmalschutzgesetz (HDSchG) in der Fassung vom 28. 
November 2016 (GVBI. S. 211).
Satzung zum Schutz des Baumbestandes in der Stadt Kassel 
(Baumschutzsatzung) in ihrer jeweils gültigen Fassung.
Satzung zur Herstellung, Ablösung und Gestaltung von Stellplätzen 
und zur Herstellung von Abstellplätzen für Fahrräder 
(Stellplatzsatzung) in ihrer jeweils gültigen Fassung.

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94), das zuletzt 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. September 2017 (BGBl. I S. 3370) 
geändert worden ist.
Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274), das zuletzt 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2771) 
geändert worden ist.
Hessisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz 
(HAGBNatSchG) vom 20. Dezember 2010 (GVBl. I 2010 S.629), in 
Kraft getreten am 29. Dezember 2010, zuletzt geändert  durch Artikel 
2 des Gesetzes vom 28. Mai 2018 (GVBI. S. 184).
Hessische Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 07. März 2005 (GVBl. I S. 142), zuletzt 
geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 21. Juni 2018 (GVBl. 
S. 291).

Planunterlagen hergestellt nach dem unter 
Zugrundelegung der Liegenschaftskarte entstehenden  
Kartenwerk durch das Vermessungsbüro Dipl.-Ing. 
.................................................(Zuständigkeit nach § 15 (2) 
Nr. 1 HVGG).

Kassel,......................................

Vermessungsbüro Dipl.-Ing. 

..............................................................
Öffentlich bestellter Vermessungsingenieur

Als Bebauungsplan-Entwurf zur öffentlichen 
Auslegung beschlossen von der 
Stadtverordnetenversammlung der Stadt Kassel gemäß 
§ 3 Abs. 2 Satz 1 und 2 des BauGB am .......................

Kassel, .......................

Die Stadtverordnetenversammlung

gez. 
..............................................................
Stadtverordnetenvorsteher

Hat öffentlich ausgelegen gemäß § 3 Abs. 2 Satz 1 und 
2 BauGB vom ....................... bis einschließlich 
.......................
Ort und Zeit der öffentlichen Auslegung wurden 
bekannt gemacht im Amtsblatt der Stadt Kassel Nr.      
vom .......................

Kassel, .......................

Stadtplanung, Bauaufsicht und 
Denkmalschutz

gez. 
..............................................................
Technischer Angestellter

Hat erneut öffentlich ausgelegen gemäß § 4a Abs. 3 
BauGB vom ....................... bis einschließlich 
........................                  
Ort und Zeit der öffentlichen Auslegung wurden 
bekannt gemacht im Amtsblatt der Stadt Kassel Nr. ...... 
vom .......................

Kassel, .......................

Stadtplanung, Bauaufsicht und Denkmalschutz

..............................................................
Technischer Angestellter

Aufgestellt,

Kassel, .......................

Der Magistrat Stadtplanung, 
Bauaufsicht und 
Denkmalschutz

gez. gez. 
............................... ................................

Stadtbaurat Amtsleiter

Öffentlich auszulegen in der Zeit vom ....................... bis 
einschließlich .......................

Kassel, .......................

Der Magistrat

gez. 
…………………………………………………
Stadtbaurat

Gemäß § 4a Abs. 3 BauGB erneut öffentlich 
auszulegen in der Zeit vom ....................... bis 
einschließlich .......................

Kassel, .......................

Der Magistrat

..............................................................
Stadtbaurat

Der Inhalt dieses Bebauungsplanes mit seinen 
Festsetzungen wurde am .......................von der 
Stadtverordnetenversammlung der Stadt Kassel 
gemäß § 10 BauGB als Satzung beschlossen.

Kassel, .......................

Die Stadtverordnetenversammlung

..............................................................
Stadtverordnetenvorsteher

AUSFERTIGUNG
Der Bebauungsplan, bestehend aus der Planzeichnung und den textlichen Festsetzungen, wird hiermit 
ausgefertigt.
Kassel,     Der Magistrat

   
     ………………………………………………………………
    Oberbürgermeister

Der von der Stadtverordnetenversammlung als 
Satzung beschlossene Bebauungsplan ist, gemäß § 10 
Abs. 3 BauGB, ortsüblich bekannt zu machen.

Kassel, .......................

Der Magistrat

………………………………………………………………………
Oberbürgermeister

Der Satzungsbeschluss wurde bekannt gemacht im 
Amtsblatt der Stadt Kassel Nr. ...... vom ....................

Der Bebauungsplan ist damit in Kraft gesetzt worden.

Kassel, .......................

Der Magistrat

………………………………………………………………………
Stadtbaurat

VERFAHRENSVERMERKE (beschleunigtes Verfahren nach § 13a BauGB)

M 1:500

6. Heilschutzquellengebiet
Der Geltungsbereich befindet sich innerhalb der quantitativen Schutzzone B 2 - 
äußere  Schutzzone - des mit Datum vom 02.10.2006 (StAnz. 46/2006, S. 2634) 
amtlich festgesetzten Heilquellenschutzgebietes für die staatlich anerkannte 
Heilquelle "TB Wilhelmshöhe 3", Gemarkung Wahlershausen der Stadt zu Gunsten 
der Thermalsolebad Kassel GmbH, Kassel. Die Vorgaben der 
Heilquellenschutzverordnung sind bei der weiteren Planung und der späteren 
Bauausführung zu beachten. Bohrungen, die tiefer als Kote 50 m unter NHN in den 
Untergrund eindringen, bedürfen der vorherigen Genehmigung.

7. Bombenabwurfgebiet
Die Auswertung der beim Hessischen Kampfmittelräumdienst vorliegenden 
Kriegsluftbilder hat ergeben, dass sich der Geltungsbereich in einem 
Bombenabwurfgebiet befindet. Vom Vorhandensein von Kampfmitteln muss 
grundsätzlich ausgegangen werden. In den Bereichen, in denen durch 
Nachkriegsbebauungen bereits bodeneingreifende Baumaßnahmen bis zu einer Tiefe 
von mind. 4 m durchgeführt wurden sowie bei Abbrucharbeiten sind keine 
Kampfmittelräummaßnahmen notwendig. Bei allen anderen Flächen ist eine 
systematische Überprüfung (Sondieren auf Kampfmittel, gegebenenfalls nach Abtrag 
des Oberbodens) vor Beginn der geplanten Bauarbeiten auf den Grundstücksflächen 
erforderlich, auf denen bodeneingreifende Maßnahmen stattfinden.

8. Brandschutz
In der Begründung zu diesem Bebauungsplan sind unter Punkt 6.3 "Brandschutz/ 
Gefahrenvorbeugung" Hinweise zum vorbeugenden Brandschutz, insbesondere für 
die Gebäudeplanung aufgeführt, die zu beachten sind.
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 FESTSETZUNGEN

1. Allgemeine Vorschriften

1.1 Zulässige Vorhaben im Bereich des Vorhaben- und Erschließungsplans 
(§ 12 Abs. 3 a BauGB)
Im Bereich des Vorhaben- und Erschließungsplans sind im Rahmen der festgesetzten 
Nutzungen nur solche Vorhaben zulässig, zu deren Durchführung sich der 
Vorhabenträger im Durchführungsvertrag verpflichtet hat.

1.2 Überlagerung rechtskräftiger Bebauungspläne 
(§ 1 Abs. 8 BauGB)
Mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. I/14, 1. Änderung 
„Tapetenmuseum“ wird der rechtskräftige Bebauungsplan Nr. 1/14 Justizzentrum 2 
am Brüder-Grimm-Platz teilweise überlagert. Mit der Rechtskraft des 
Bebauungsplanes Nr. I/14, 1. Änderung tritt der am 01.11.2011 rechtskräftig 
gewordene Bebauungsplan Nr. 1/14  in dessen überlagerten Bereichen außer Kraft.

2. Art der baulichen Nutzung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 und § 9 Abs. 2 Nr. 2 BauGB)

2.1 Fläche für den Gemeinbedarf 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB) 
Die Flächen für den Gemeinbedarf dienen der Zweckbestimmung Museum.

3. Maß der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. §§ 16 - 21a BauNVO)

3.1 Höhe der baulichen Anlagen
Die zulässige Höhe der baulichen Anlagen ist gemäß Planzeichnung als maximale 
Gebäudehöhe (GH) und/oder maximale Traufhöhe (TH) als jeweilige Höhe in Metern 
über Normalhöhennull  (m. ü. NHN) festgesetzt.
Der Bezugspunkt für die festgesetzte Traufhöhe (TH) ist der obere Abschluss der 
Schnittlinie der Wand mit der Dachhaut (Traufe/Traufkante) oder der obere Abschluss 
der Wand einschließlich Attika.
Der Bezugspunkt für die festgesetzte Gebäudehöhe (GH) ist der oberste Abschluss 
der Dachhaut des Gebäudes.

3.1.1 Die Oberkante von baulichen Anlagen darf  die Höhe von 192,1 m ü. NHN und die
Trauf- bzw. Attikahöhe von 188,5 m ü. NHN. nicht überschreiten.

3.1.2 Ersatz- und Neubauten in der Umgebung des Einzeldenkmals Brüder-Grimm-Platz 1
dürfen dessen Trauf- und Gebäudehöhe nicht überschreiten.

3.2 Grund- und Geschossflächenzahlen (GRZ und GFZ)
Der Grundstücksfläche im Sinne von § 19 Abs. 3 BauNVO kann für die Berechnung 
der GRZ und GFZ die Fläche der gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB festgesetzten  
privaten Grünfläche hinzugerechnet werden.

4. Überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und § 23 BauNVO i. V. m. § 14 BauNVO)

4.1 Baugrenzen und Baulinien
Die überbaubaren Grundstücksflächen werden durch Baugrenzen und Baulinien 
gemäß Planzeichnung definiert. Eine Auskragung mit einer lichten Höhe (LH) von 
mindestens 4,5 m ist mit einer Länge bis maximal 13,6 m und einer Breite bis 
maximal 4,5 m zulässig, auf Grund von Gehrechten jedoch erst ab dem ersten 
Obergeschoss. 
Treppen und Rampen sind außerhalb der Baugrenzen und Baulinien zulässig.

4.2 Nicht überbaubare Grundstücksfläche
(§ 23 Abs. 5 BauNVO i. V. m. § 14 BauNVO)
Auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind Nebenanlagen im Sinne des 14 
BauNVO unzulässig. Ausgenommen hiervon sind Anlagen zur Versorgung des 
Gebietes mit Energie sowie Anlagen zur Erschließung wie Rampen, Zuwegungen, 
Zufahrten, Fahrradabstellflächen, Terrassen, Sitzplätze und Einfriedungen, des 
Weiteren Anlagen und Bauteile, die Baugrenzen und Baulinien gemäß textlicher 
Festsetzung 4.1 überschreiten dürfen.

5. Stellplätze
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 und § 22 BauGB und § 12 Abs. 6 BauNVO i. V. m. § 23 Abs. 5 
BauNVO)
Stellplätze sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig, sowie 
innerhalb der Flächen für die eine Zweckbestimmung gemäß § 9 Abs. 1 Nr, 4, 11 
und/oder 22 BauGB festgesetzt ist.

5.1 Auf den Flächen für Stellplätze "St" gilt die Pflicht zur Baumpflanzung gemäß Stell-
platzsatzung der Stadt Kassel in Zusammenhang mit ebenerdigen Stellplatzanlagen 
mit den nach 7.1 und 9.1 zu erhaltenden und zu pflanzenden Bäumen als erfüllt.

5.2 Ebenerdige, nicht überdachte Stellplätze sind so herzustellen, dass Regenwasser 
versickern kann z. B. in Form von breitfugigem Pflaster, Rasenfugenpflaster, 
Schotterrasen, wassergebundenen Decken. Ergänzend kann die Entwässerung der 
Flächen in angrenzende Pflanzflächen erfolgen. Im übrigen gilt die Stellplatzsatzung 
der Stadt Kassel.

6. Maßnahmen zur Minderung schädlicher Umwelteinflüsse
(§ 9 Abs. 1 Nr. 23 und 24 BauGB)

6.1 Der Anlieferverkehr auf der Fläche für den Gemeinbedarf – Museum – ist nur zur 
Tagzeit zulässig.

6.2 Als passive Lärmschutzmaßnahme sind bei Neu- und Umbauten von Gebäuden 
mindestens folgende resultierenden Schalldämm-Maße erf. R'w,res in dB der Außen-
bauteile einzuhalten:

Bereich Lärmpegelbereich Aufenhaltesräume Büroräume
nach DIN 4109 in Wohnungenund ähnliches

Wilhelmshöher Allee
Straßenfassade V 45 40
Seitenfassade IV 40 35
Rückseitige Fassade III 35 30

Brüder-Grimm-Platz
Straßenfassade V 45 40
Rückseitige Fassade III 35 30

Friedrichsstraße/Königstor
Straßenfassade V 45 40
Seitenfassade IV 40 35
Rückseitige Fassade III 35 30

6.3 Von den Festsetzungen zum Lärmschutz kann abgewichen werden, wenn gutachterlich 
nachgewiesen wird, dass die festgesetzten Schalldämmmaße unterschritten werden 
können (z. B. wegen Veränderung der Immissionssituation oder aufgrund der 
baulichen Verhältnisse).

7. Grünfestsetzungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15, 20 und 25 BauGB)

7.1 Die in der Planzeichnung dargestellten Bäume sind nachhaltig zu erhalten, zu pflegen
und bei Abgang durch standortgerechte, heimische Baumarten zu ersetzen. 
Einer der Bäume ist als Naturschutzdenkmal deklariert.

7.2 Die gekennzeichnete Fläche ist als Vegetationsfläche gärtnerisch anzulegen,
nachhaltig zu pflegen und zu unterhalten.

Baurechtliche Festsetzung gemäß § 91 Hessische Bauordnung i. V. mit § 9 Abs. 4 BauGB

8. Werbeanlagen
(§ 91 Abs. 1 Nr. 1 HBO i. V. mit § 3 und § 9 HBO)

8.1 Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung zulässig und dürfen die Traufen 
der Gebäude nicht überragen. Die zulässige Höhe selbständiger Werbeanlagen 
(Pylone, Stelen) beträgt maximal 5 m.

8.2 Nicht zulässig sind Anlagen mit weit sichtbarem, wechselndem, bewegtem oder 
grellem Licht (z. B. Skybeamer, Laufschriften, Monitore und Bildschirme).

9. Gestaltung der Grundstücksfreiflächen
(§ 91 Abs. 1 Nr. 5 HBO)

9.1 Je angefangene 400 m2 Grundstücksfreifläche ist mindestens ein Laubbaum standort-
gerechter und heimischer Arten als Hochstamm zu pflanzen, dauerhaft zu pflegen 
und bei Abgang gleichwertig zu ersetzen. Vorhandene bzw. nach anderen 
Festsetzungen zu pflanzende Bäume werden angerechnet.

HINWEISE

1. Kulturdenkmal
Im Plangebiet befinden sich zwei nach Hessischen Denkmalschutzgesetz geschützte 
Einzelbaudenkmale (Torwache und Gartenpavillon). Diese sind zeichnerisch 
gekennzeichnet. Bei geplanten Maßnahmen an Einzelkulturdenkmälern oder im 
direkten Umfeld ist vorab die Genehmigung der zuständigen Denkmalschutzbehörde 
einzuholen.
Bodenfunde sind gem. § 20 Denkmalschutzgesetz zu behandeln. Die 
Fundmeldungen sind an das Landesamt für Denkmalpflege, Abteiluing Archäologie 
und Paläontologie, Marburg oder an die Untere Denkmalschutzbehörde der Stadt 
Kassel zu richten.

2. Naturdenkmal
Der Bergahorn auf dem Flurstück 293/2 im Garten des Brüder-Grimm-Platz 3 ist als
Naturdenkmal ausgewiesen.

3. Bäume
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes gilt die Baumschutzsatzung der Stadt 
Kassel in der jeweiligen Fassung.

4. Stellplätze
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes gilt im Übrigen die Stellplatzsatzung der 
Stadt Kassel in der jeweiligen gültigen Fassung.

5. Kunstwerk "7000 Eichen"
Der Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes ist nicht von dem Kunstwerk "7000 
Eichen" betroffen.

PLANZEICHEN 
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RECHTSGRUNDLAGEN

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
3. November 2017 (BGBl. I S. 3634).
Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786)
Planzeichenverordnung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), 
die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 4. Mai 2017 (BGBl. I S. 
1057) geändert worden ist.
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 
2542), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15. September 
2017 (BGBl. I S. 3434) geändert worden ist.
Wasserhaushaltsgesetz (WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), das 
zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 
2771) geändert worden ist.

Hessisches Wassergesetz (HWG) vom 14. Dezember 2010 (GVBl. I S. 
548), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 22. August 
2018 (GVBl. I S 366).
Hessisches Gesetz über das öffentliche Vermessungs- und 
Geoinformationswesen (HVGG) vom 6. September 2007 (GVBl. I S. 
548), zuletzt geändert durch Artikel 29 des Gesetzes vom 03. Mai 
2018 (GVBl. S. 82).
Hessisches Denkmalschutzgesetz (HDSchG) in der Fassung vom 28. 
November 2016 (GVBI. S. 211).
Satzung zum Schutz des Baumbestandes in der Stadt Kassel 
(Baumschutzsatzung) in ihrer jeweils gültigen Fassung.
Satzung zur Herstellung, Ablösung und Gestaltung von Stellplätzen 
und zur Herstellung von Abstellplätzen für Fahrräder 
(Stellplatzsatzung) in ihrer jeweils gültigen Fassung.

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94), das zuletzt 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. September 2017 (BGBl. I S. 3370) 
geändert worden ist.
Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274), das zuletzt 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2771) 
geändert worden ist.
Hessisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz 
(HAGBNatSchG) vom 20. Dezember 2010 (GVBl. I 2010 S.629), in 
Kraft getreten am 29. Dezember 2010, zuletzt geändert  durch Artikel 
2 des Gesetzes vom 28. Mai 2018 (GVBI. S. 184).
Hessische Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 07. März 2005 (GVBl. I S. 142), zuletzt 
geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 21. Juni 2018 (GVBl. 
S. 291).

Planunterlagen hergestellt nach dem unter 
Zugrundelegung der Liegenschaftskarte entstehenden  
Kartenwerk durch das Vermessungsbüro Dipl.-Ing. 
.................................................(Zuständigkeit nach § 15 (2) 
Nr. 1 HVGG).

Kassel,......................................

Vermessungsbüro Dipl.-Ing. 

..............................................................
Öffentlich bestellter Vermessungsingenieur

Als Bebauungsplan-Entwurf zur öffentlichen 
Auslegung beschlossen von der 
Stadtverordnetenversammlung der Stadt Kassel gemäß 
§ 3 Abs. 2 Satz 1 und 2 des BauGB am .......................

Kassel, .......................

Die Stadtverordnetenversammlung

gez. 
..............................................................
Stadtverordnetenvorsteher

Hat öffentlich ausgelegen gemäß § 3 Abs. 2 Satz 1 und 
2 BauGB vom ....................... bis einschließlich 
.......................
Ort und Zeit der öffentlichen Auslegung wurden 
bekannt gemacht im Amtsblatt der Stadt Kassel Nr.      
vom .......................

Kassel, .......................

Stadtplanung, Bauaufsicht und 
Denkmalschutz

gez. 
..............................................................
Technischer Angestellter

Hat erneut öffentlich ausgelegen gemäß § 4a Abs. 3 
BauGB vom ....................... bis einschließlich 
........................                  
Ort und Zeit der öffentlichen Auslegung wurden 
bekannt gemacht im Amtsblatt der Stadt Kassel Nr. ...... 
vom .......................

Kassel, .......................

Stadtplanung, Bauaufsicht und Denkmalschutz

..............................................................
Technischer Angestellter

Aufgestellt,

Kassel, .......................

Der Magistrat Stadtplanung, 
Bauaufsicht und 
Denkmalschutz

gez. gez. 
............................... ................................

Stadtbaurat Amtsleiter

Öffentlich auszulegen in der Zeit vom ....................... bis 
einschließlich .......................

Kassel, .......................

Der Magistrat

gez. 
…………………………………………………
Stadtbaurat

Gemäß § 4a Abs. 3 BauGB erneut öffentlich 
auszulegen in der Zeit vom ....................... bis 
einschließlich .......................

Kassel, .......................

Der Magistrat

..............................................................
Stadtbaurat

Der Inhalt dieses Bebauungsplanes mit seinen 
Festsetzungen wurde am .......................von der 
Stadtverordnetenversammlung der Stadt Kassel 
gemäß § 10 BauGB als Satzung beschlossen.

Kassel, .......................

Die Stadtverordnetenversammlung

..............................................................
Stadtverordnetenvorsteher

AUSFERTIGUNG
Der Bebauungsplan, bestehend aus der Planzeichnung und den textlichen Festsetzungen, wird hiermit 
ausgefertigt.
Kassel,     Der Magistrat

   
     ………………………………………………………………
    Oberbürgermeister

Der von der Stadtverordnetenversammlung als 
Satzung beschlossene Bebauungsplan ist, gemäß § 10 
Abs. 3 BauGB, ortsüblich bekannt zu machen.

Kassel, .......................

Der Magistrat

………………………………………………………………………
Oberbürgermeister

Der Satzungsbeschluss wurde bekannt gemacht im 
Amtsblatt der Stadt Kassel Nr. ...... vom ....................

Der Bebauungsplan ist damit in Kraft gesetzt worden.

Kassel, .......................

Der Magistrat

………………………………………………………………………
Stadtbaurat

VERFAHRENSVERMERKE (beschleunigtes Verfahren nach § 13a BauGB)

M 1:500

6. Heilschutzquellengebiet
Der Geltungsbereich befindet sich innerhalb der quantitativen Schutzzone B 2 - 
äußere  Schutzzone - des mit Datum vom 02.10.2006 (StAnz. 46/2006, S. 2634) 
amtlich festgesetzten Heilquellenschutzgebietes für die staatlich anerkannte 
Heilquelle "TB Wilhelmshöhe 3", Gemarkung Wahlershausen der Stadt zu Gunsten 
der Thermalsolebad Kassel GmbH, Kassel. Die Vorgaben der 
Heilquellenschutzverordnung sind bei der weiteren Planung und der späteren 
Bauausführung zu beachten. Bohrungen, die tiefer als Kote 50 m unter NHN in den 
Untergrund eindringen, bedürfen der vorherigen Genehmigung.

7. Bombenabwurfgebiet
Die Auswertung der beim Hessischen Kampfmittelräumdienst vorliegenden 
Kriegsluftbilder hat ergeben, dass sich der Geltungsbereich in einem 
Bombenabwurfgebiet befindet. Vom Vorhandensein von Kampfmitteln muss 
grundsätzlich ausgegangen werden. In den Bereichen, in denen durch 
Nachkriegsbebauungen bereits bodeneingreifende Baumaßnahmen bis zu einer Tiefe 
von mind. 4 m durchgeführt wurden sowie bei Abbrucharbeiten sind keine 
Kampfmittelräummaßnahmen notwendig. Bei allen anderen Flächen ist eine 
systematische Überprüfung (Sondieren auf Kampfmittel, gegebenenfalls nach Abtrag 
des Oberbodens) vor Beginn der geplanten Bauarbeiten auf den Grundstücksflächen 
erforderlich, auf denen bodeneingreifende Maßnahmen stattfinden.

8. Brandschutz
In der Begründung zu diesem Bebauungsplan sind unter Punkt 6.3 "Brandschutz/ 
Gefahrenvorbeugung" Hinweise zum vorbeugenden Brandschutz, insbesondere für 
die Gebäudeplanung aufgeführt, die zu beachten sind.

0 10 50 m

Gemarkung: Kassel

Flur: 9

Karte: -Vermessung und Geoinformation-
Stand: Juni 2018

Karthäuserstraße 7–9·34117 Kassel
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 FESTSETZUNGEN

1. Allgemeine Vorschriften

1.1 Zulässige Vorhaben im Bereich des Vorhaben- und Erschließungsplans 
(§ 12 Abs. 3 a BauGB)
Im Bereich des Vorhaben- und Erschließungsplans sind im Rahmen der festgesetzten 
Nutzungen nur solche Vorhaben zulässig, zu deren Durchführung sich der 
Vorhabenträger im Durchführungsvertrag verpflichtet hat.

1.2 Überlagerung rechtskräftiger Bebauungspläne 
(§ 1 Abs. 8 BauGB)
Mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. I/14, 1. Änderung 
„Tapetenmuseum“ wird der rechtskräftige Bebauungsplan Nr. 1/14 Justizzentrum 2 
am Brüder-Grimm-Platz teilweise überlagert. Mit der Rechtskraft des 
Bebauungsplanes Nr. I/14, 1. Änderung tritt der am 01.11.2011 rechtskräftig 
gewordene Bebauungsplan Nr. 1/14  in dessen überlagerten Bereichen außer Kraft.

2. Art der baulichen Nutzung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 und § 9 Abs. 2 Nr. 2 BauGB)

2.1 Fläche für den Gemeinbedarf 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB) 
Die Flächen für den Gemeinbedarf dienen der Zweckbestimmung Museum.

3. Maß der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. §§ 16 - 21a BauNVO)

3.1 Höhe der baulichen Anlagen
Die zulässige Höhe der baulichen Anlagen ist gemäß Planzeichnung als maximale 
Gebäudehöhe (GH) und/oder maximale Traufhöhe (TH) als jeweilige Höhe in Metern 
über Normalhöhennull  (m. ü. NHN) festgesetzt.
Der Bezugspunkt für die festgesetzte Traufhöhe (TH) ist der obere Abschluss der 
Schnittlinie der Wand mit der Dachhaut (Traufe/Traufkante) oder der obere Abschluss 
der Wand einschließlich Attika.
Der Bezugspunkt für die festgesetzte Gebäudehöhe (GH) ist der oberste Abschluss 
der Dachhaut des Gebäudes.

3.1.1 Die Oberkante von baulichen Anlagen darf  die Höhe von 192,1 m ü. NHN und die
Trauf- bzw. Attikahöhe von 188,5 m ü. NHN. nicht überschreiten.

3.1.2 Ersatz- und Neubauten in der Umgebung des Einzeldenkmals Brüder-Grimm-Platz 1
dürfen dessen Trauf- und Gebäudehöhe nicht überschreiten.

3.2 Grund- und Geschossflächenzahlen (GRZ und GFZ)
Der Grundstücksfläche im Sinne von § 19 Abs. 3 BauNVO kann für die Berechnung 
der GRZ und GFZ die Fläche der gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB festgesetzten  
privaten Grünfläche hinzugerechnet werden.

4. Überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und § 23 BauNVO i. V. m. § 14 BauNVO)

4.1 Baugrenzen und Baulinien
Die überbaubaren Grundstücksflächen werden durch Baugrenzen und Baulinien 
gemäß Planzeichnung definiert. Eine Auskragung mit einer lichten Höhe (LH) von 
mindestens 4,5 m ist mit einer Länge bis maximal 13,6 m und einer Breite bis 
maximal 4,5 m zulässig, auf Grund von Gehrechten jedoch erst ab dem ersten 
Obergeschoss. 
Treppen und Rampen sind außerhalb der Baugrenzen und Baulinien zulässig.

4.2 Nicht überbaubare Grundstücksfläche
(§ 23 Abs. 5 BauNVO i. V. m. § 14 BauNVO)
Auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind Nebenanlagen im Sinne des 14 
BauNVO unzulässig. Ausgenommen hiervon sind Anlagen zur Versorgung des 
Gebietes mit Energie sowie Anlagen zur Erschließung wie Rampen, Zuwegungen, 
Zufahrten, Fahrradabstellflächen, Terrassen, Sitzplätze und Einfriedungen, des 
Weiteren Anlagen und Bauteile, die Baugrenzen und Baulinien gemäß textlicher 
Festsetzung 4.1 überschreiten dürfen.

5. Stellplätze
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 und § 22 BauGB und § 12 Abs. 6 BauNVO i. V. m. § 23 Abs. 5 
BauNVO)
Stellplätze sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig, sowie 
innerhalb der Flächen für die eine Zweckbestimmung gemäß § 9 Abs. 1 Nr, 4, 11 
und/oder 22 BauGB festgesetzt ist.

5.1 Auf den Flächen für Stellplätze "St" gilt die Pflicht zur Baumpflanzung gemäß Stell-
platzsatzung der Stadt Kassel in Zusammenhang mit ebenerdigen Stellplatzanlagen 
mit den nach 7.1 und 9.1 zu erhaltenden und zu pflanzenden Bäumen als erfüllt.

5.2 Ebenerdige, nicht überdachte Stellplätze sind so herzustellen, dass Regenwasser 
versickern kann z. B. in Form von breitfugigem Pflaster, Rasenfugenpflaster, 
Schotterrasen, wassergebundenen Decken. Ergänzend kann die Entwässerung der 
Flächen in angrenzende Pflanzflächen erfolgen. Im übrigen gilt die Stellplatzsatzung 
der Stadt Kassel.

6. Maßnahmen zur Minderung schädlicher Umwelteinflüsse
(§ 9 Abs. 1 Nr. 23 und 24 BauGB)

6.1 Der Anlieferverkehr auf der Fläche für den Gemeinbedarf – Museum – ist nur zur 
Tagzeit zulässig.

6.2 Als passive Lärmschutzmaßnahme sind bei Neu- und Umbauten von Gebäuden 
mindestens folgende resultierenden Schalldämm-Maße erf. R'w,res in dB der Außen-
bauteile einzuhalten:

Bereich Lärmpegelbereich Aufenhaltesräume Büroräume
nach DIN 4109 in Wohnungenund ähnliches

Wilhelmshöher Allee
Straßenfassade V 45 40
Seitenfassade IV 40 35
Rückseitige Fassade III 35 30

Brüder-Grimm-Platz
Straßenfassade V 45 40
Rückseitige Fassade III 35 30

Friedrichsstraße/Königstor
Straßenfassade V 45 40
Seitenfassade IV 40 35
Rückseitige Fassade III 35 30

6.3 Von den Festsetzungen zum Lärmschutz kann abgewichen werden, wenn gutachterlich 
nachgewiesen wird, dass die festgesetzten Schalldämmmaße unterschritten werden 
können (z. B. wegen Veränderung der Immissionssituation oder aufgrund der 
baulichen Verhältnisse).

7. Grünfestsetzungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15, 20 und 25 BauGB)

7.1 Die in der Planzeichnung dargestellten Bäume sind nachhaltig zu erhalten, zu pflegen
und bei Abgang durch standortgerechte, heimische Baumarten zu ersetzen. 
Einer der Bäume ist als Naturschutzdenkmal deklariert.

7.2 Die gekennzeichnete Fläche ist als Vegetationsfläche gärtnerisch anzulegen,
nachhaltig zu pflegen und zu unterhalten.

Baurechtliche Festsetzung gemäß § 91 Hessische Bauordnung i. V. mit § 9 Abs. 4 BauGB

8. Werbeanlagen
(§ 91 Abs. 1 Nr. 1 HBO i. V. mit § 3 und § 9 HBO)

8.1 Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung zulässig und dürfen die Traufen 
der Gebäude nicht überragen. Die zulässige Höhe selbständiger Werbeanlagen 
(Pylone, Stelen) beträgt maximal 5 m.

8.2 Nicht zulässig sind Anlagen mit weit sichtbarem, wechselndem, bewegtem oder 
grellem Licht (z. B. Skybeamer, Laufschriften, Monitore und Bildschirme).

9. Gestaltung der Grundstücksfreiflächen
(§ 91 Abs. 1 Nr. 5 HBO)

9.1 Je angefangene 400 m2 Grundstücksfreifläche ist mindestens ein Laubbaum standort-
gerechter und heimischer Arten als Hochstamm zu pflanzen, dauerhaft zu pflegen 
und bei Abgang gleichwertig zu ersetzen. Vorhandene bzw. nach anderen 
Festsetzungen zu pflanzende Bäume werden angerechnet.

HINWEISE

1. Kulturdenkmal
Im Plangebiet befinden sich zwei nach Hessischen Denkmalschutzgesetz geschützte 
Einzelbaudenkmale (Torwache und Gartenpavillon). Diese sind zeichnerisch 
gekennzeichnet. Bei geplanten Maßnahmen an Einzelkulturdenkmälern oder im 
direkten Umfeld ist vorab die Genehmigung der zuständigen Denkmalschutzbehörde 
einzuholen.
Bodenfunde sind gem. § 20 Denkmalschutzgesetz zu behandeln. Die 
Fundmeldungen sind an das Landesamt für Denkmalpflege, Abteiluing Archäologie 
und Paläontologie, Marburg oder an die Untere Denkmalschutzbehörde der Stadt 
Kassel zu richten.

2. Naturdenkmal
Der Bergahorn auf dem Flurstück 293/2 im Garten des Brüder-Grimm-Platz 3 ist als
Naturdenkmal ausgewiesen.

3. Bäume
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes gilt die Baumschutzsatzung der Stadt 
Kassel in der jeweiligen Fassung.

4. Stellplätze
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes gilt im Übrigen die Stellplatzsatzung der 
Stadt Kassel in der jeweiligen gültigen Fassung.

5. Kunstwerk "7000 Eichen"
Der Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes ist nicht von dem Kunstwerk "7000 
Eichen" betroffen.

PLANZEICHEN 

1. überbaubare Fläche  2. nicht überbaubare Fläche       1.                             2.

Gemeinbedarfsfläche

Kulturellen Zwecken
dienende Gebäude und
Einrichtungen:
Museum

Begrenzungslinien

Grenze des räumlichen
Geltungsbereichs

Baugrenze

Baulinie

Abgrenzung unterschiedl.
Art der Nutzung / 
Maß der Nutzung / Bauweise

gemäß Baunutzungsverordnung vom 23.01.1990 (BGBI. I S. 132), zuletzt geändert durch Gesetz vom 04.05.2017 (BGBI. I S. 1057)

Art der baulichen Nutzung

Gebäudehöhe (GH)                              GH max

Traufhöhe (TH)          TH max

Lichte Höhe (LH)                                              LH min

Grundflächenzahl GRZ

Geschossflächenzahl GFZ

Verkehrsflächen

bezogen
auf Meter
über NHN

Planunterlage

Flurstücksgrenze

Gebäude

Flurstücksnummer     z.B.

Baum

78
39

öffentliche Verkehrsfläche private Grünfläche

zu erhaltender Baum

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Grünflächen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 15, 20 u. 25 BauGB)

Maß der baulichen Nutzung

Umgrenzung von Flächen zum 
Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern 
und sonstigen Bepflanzungen

Naturdenkmal ND

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für 
Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Natur und Landschaft

(§ 5 Abs. 2 Nr. 10 u. Abs. 4, § 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 u. Abs. 6 BauGB)

Regelungen für die Stadterhaltung und Denkmalschutz

(§5 Abs. 4, §9 Abs. 6 u. §172 Abs. 1 BauGB)

Kulturdenkmal D

Fläche für 
 
oberirdische Stellplätze (St) 

Ein- bzw. Ausfahrten und 
Anschluß anderer Flächen an die 
Verkehrsflächen 

Flächen für Stellplätze / Einfahrten und Nebenanlagen

z.B.

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4, Nr. 22 u. § 9 Abs. 3 BauGB)

St

Bemaßung in m z.B.

Vorhandene Geländehöhen in m ü. NHN z.B.                199.0

Bebauungsvorschlag (unverbindlich)

5,00

Sonstige Planzeichen

RECHTSGRUNDLAGEN

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
3. November 2017 (BGBl. I S. 3634).
Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786)
Planzeichenverordnung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), 
die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 4. Mai 2017 (BGBl. I S. 
1057) geändert worden ist.
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 
2542), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15. September 
2017 (BGBl. I S. 3434) geändert worden ist.
Wasserhaushaltsgesetz (WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), das 
zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 
2771) geändert worden ist.

Hessisches Wassergesetz (HWG) vom 14. Dezember 2010 (GVBl. I S. 
548), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 22. August 
2018 (GVBl. I S 366).
Hessisches Gesetz über das öffentliche Vermessungs- und 
Geoinformationswesen (HVGG) vom 6. September 2007 (GVBl. I S. 
548), zuletzt geändert durch Artikel 29 des Gesetzes vom 03. Mai 
2018 (GVBl. S. 82).
Hessisches Denkmalschutzgesetz (HDSchG) in der Fassung vom 28. 
November 2016 (GVBI. S. 211).
Satzung zum Schutz des Baumbestandes in der Stadt Kassel 
(Baumschutzsatzung) in ihrer jeweils gültigen Fassung.
Satzung zur Herstellung, Ablösung und Gestaltung von Stellplätzen 
und zur Herstellung von Abstellplätzen für Fahrräder 
(Stellplatzsatzung) in ihrer jeweils gültigen Fassung.

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94), das zuletzt 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. September 2017 (BGBl. I S. 3370) 
geändert worden ist.
Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274), das zuletzt 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2771) 
geändert worden ist.
Hessisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz 
(HAGBNatSchG) vom 20. Dezember 2010 (GVBl. I 2010 S.629), in 
Kraft getreten am 29. Dezember 2010, zuletzt geändert  durch Artikel 
2 des Gesetzes vom 28. Mai 2018 (GVBI. S. 184).
Hessische Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 07. März 2005 (GVBl. I S. 142), zuletzt 
geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 21. Juni 2018 (GVBl. 
S. 291).

Planunterlagen hergestellt nach dem unter 
Zugrundelegung der Liegenschaftskarte entstehenden  
Kartenwerk durch das Vermessungsbüro Dipl.-Ing. 
.................................................(Zuständigkeit nach § 15 (2) 
Nr. 1 HVGG).

Kassel,......................................

Vermessungsbüro Dipl.-Ing. 

..............................................................
Öffentlich bestellter Vermessungsingenieur

Als Bebauungsplan-Entwurf zur öffentlichen 
Auslegung beschlossen von der 
Stadtverordnetenversammlung der Stadt Kassel gemäß 
§ 3 Abs. 2 Satz 1 und 2 des BauGB am .......................

Kassel, .......................

Die Stadtverordnetenversammlung

gez. 
..............................................................
Stadtverordnetenvorsteher

Hat öffentlich ausgelegen gemäß § 3 Abs. 2 Satz 1 und 
2 BauGB vom ....................... bis einschließlich 
.......................
Ort und Zeit der öffentlichen Auslegung wurden 
bekannt gemacht im Amtsblatt der Stadt Kassel Nr.      
vom .......................

Kassel, .......................

Stadtplanung, Bauaufsicht und 
Denkmalschutz

gez. 
..............................................................
Technischer Angestellter

Hat erneut öffentlich ausgelegen gemäß § 4a Abs. 3 
BauGB vom ....................... bis einschließlich 
........................                  
Ort und Zeit der öffentlichen Auslegung wurden 
bekannt gemacht im Amtsblatt der Stadt Kassel Nr. ...... 
vom .......................

Kassel, .......................

Stadtplanung, Bauaufsicht und Denkmalschutz

..............................................................
Technischer Angestellter

Aufgestellt,

Kassel, .......................

Der Magistrat Stadtplanung, 
Bauaufsicht und 
Denkmalschutz

gez. gez. 
............................... ................................

Stadtbaurat Amtsleiter

Öffentlich auszulegen in der Zeit vom ....................... bis 
einschließlich .......................

Kassel, .......................

Der Magistrat

gez. 
…………………………………………………
Stadtbaurat

Gemäß § 4a Abs. 3 BauGB erneut öffentlich 
auszulegen in der Zeit vom ....................... bis 
einschließlich .......................

Kassel, .......................

Der Magistrat

..............................................................
Stadtbaurat

Der Inhalt dieses Bebauungsplanes mit seinen 
Festsetzungen wurde am .......................von der 
Stadtverordnetenversammlung der Stadt Kassel 
gemäß § 10 BauGB als Satzung beschlossen.

Kassel, .......................

Die Stadtverordnetenversammlung

..............................................................
Stadtverordnetenvorsteher

AUSFERTIGUNG
Der Bebauungsplan, bestehend aus der Planzeichnung und den textlichen Festsetzungen, wird hiermit 
ausgefertigt.
Kassel,     Der Magistrat

   
     ………………………………………………………………
    Oberbürgermeister

Der von der Stadtverordnetenversammlung als 
Satzung beschlossene Bebauungsplan ist, gemäß § 10 
Abs. 3 BauGB, ortsüblich bekannt zu machen.

Kassel, .......................

Der Magistrat

………………………………………………………………………
Oberbürgermeister

Der Satzungsbeschluss wurde bekannt gemacht im 
Amtsblatt der Stadt Kassel Nr. ...... vom ....................

Der Bebauungsplan ist damit in Kraft gesetzt worden.

Kassel, .......................

Der Magistrat

………………………………………………………………………
Stadtbaurat

VERFAHRENSVERMERKE (beschleunigtes Verfahren nach § 13a BauGB)

M 1:500

6. Heilschutzquellengebiet
Der Geltungsbereich befindet sich innerhalb der quantitativen Schutzzone B 2 - 
äußere  Schutzzone - des mit Datum vom 02.10.2006 (StAnz. 46/2006, S. 2634) 
amtlich festgesetzten Heilquellenschutzgebietes für die staatlich anerkannte 
Heilquelle "TB Wilhelmshöhe 3", Gemarkung Wahlershausen der Stadt zu Gunsten 
der Thermalsolebad Kassel GmbH, Kassel. Die Vorgaben der 
Heilquellenschutzverordnung sind bei der weiteren Planung und der späteren 
Bauausführung zu beachten. Bohrungen, die tiefer als Kote 50 m unter NHN in den 
Untergrund eindringen, bedürfen der vorherigen Genehmigung.

7. Bombenabwurfgebiet
Die Auswertung der beim Hessischen Kampfmittelräumdienst vorliegenden 
Kriegsluftbilder hat ergeben, dass sich der Geltungsbereich in einem 
Bombenabwurfgebiet befindet. Vom Vorhandensein von Kampfmitteln muss 
grundsätzlich ausgegangen werden. In den Bereichen, in denen durch 
Nachkriegsbebauungen bereits bodeneingreifende Baumaßnahmen bis zu einer Tiefe 
von mind. 4 m durchgeführt wurden sowie bei Abbrucharbeiten sind keine 
Kampfmittelräummaßnahmen notwendig. Bei allen anderen Flächen ist eine 
systematische Überprüfung (Sondieren auf Kampfmittel, gegebenenfalls nach Abtrag 
des Oberbodens) vor Beginn der geplanten Bauarbeiten auf den Grundstücksflächen 
erforderlich, auf denen bodeneingreifende Maßnahmen stattfinden.

8. Brandschutz
In der Begründung zu diesem Bebauungsplan sind unter Punkt 6.3 "Brandschutz/ 
Gefahrenvorbeugung" Hinweise zum vorbeugenden Brandschutz, insbesondere für 
die Gebäudeplanung aufgeführt, die zu beachten sind.
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Magistrat 
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14. Oktober 2019 

1 von 1 
Vorlage Nr. 101.18.1462 

 

 

Satzung der Stadt Kassel über eine Veränderungssperre für das Gebiet des 

Bebauungsplans der Stadt Kassel Nr. V/14 „Fiedlerstraße / Eisenschmiede“ 

(Beschlussfassung als Satzung) 

 

 

Berichterstatter/-in: Stadtbaurat Christof Nolda 

 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

„Zur Sicherung der Planung für den künftigen Planbereich des Bebauungsplanes 

Nr. V/14 „Fiedlerstraße / Eisenschmiede“ zwischen der Bunsenstraße im 

Westen, der Eisenschmiede im Norden, dem Haarmannweg im Süden sowie dem 

Wohngebiet an der Schaumbergstraße/Silcherstraße/Wilhelmsthaler Straße im 

Osten wird der Satzung über eine Veränderungssperre nach § 14 (1) und § 16 

Baugesetzbuch (BauGB) und den §§ 5, 50, 51 Nr. 6, der Hessischen 

Gemeindeordnung in der Fassung vom 07.03.2005 (GVBl. I S. 142), zuletzt 

geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 21. Juni 2018 (GVBl. S. 291), 

zugestimmt.“ 

 

 

Begründung: 

 

Die Begründung der Vorlage (Anlage 1) sowie ein Entwurf der Satzung (Anlage 2) 

sind beigefügt. 

 

Der Ortsbeirat Nord-Holland hat die Vorlage in seiner Sitzung am  

19. September 2019 behandelt. Die Bau- und Planungskommission und der 

Magistrat haben in ihren Sitzungen am 4. September 2019 und 14. Oktober 2019 

der Vorlage zugestimmt. 

 

 

 

Christian Geselle 

Oberbürgermeister 
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Satzung der Stadt Kassel über eine Veränderungssperre für das Gebiet des Bebauungsplans 
der Stadt Kassel Nr. V/14 „Fiedlerstraße / Eisenschmiede“ 
(Beschlussfassung als Satzung)  
 
 
 
 
 
Begründung der Vorlage 
 
Zur Sicherung der Planung für den künftigen Planbereich im Aufstellungsverfahren des Be-
bauungsplanes ist der Beschluss einer begleitenden Veränderungssperre geboten. Mit der 
Veränderungssperre werden Bauvorhaben und Nutzungsänderungen im Geltungsbereich des 
künftigen Bebauungsplanes von der Stadt dahingehend geprüft, ob sie der geplanten Ent-
wicklung entgegenstehen.  
Wichtige Ziele sind die Nutzungsverträglichkeit und die städtebauliche Einfügung neuer Vor-
haben oder Nutzungsänderungen. Die Veränderungssperre wird als gesonderte Satzung be-
schlossen. Nach Veröffentlichung der Satzung über die Veränderungssperre gilt diese für 
zwei Jahre. Sie kann um ein Jahr verlängert werden und dann, wenn besondere Umstände es 
erfordern, nochmals um ein weiteres Jahr verlängert werden. 
 
   
   
   
gez.   
Mohr   
   
Kassel, 9. August 2019 



Stadtplanung, Bauaufsicht und Denkmalschutz            Anlage 2 
 

 
 

Satzung der Stadt Kassel über eine 
Veränderungssperre für das Gebiet des 

Bebauungsplans der Stadt Kassel Nr. V/14 
„Fiedlerstraße / Eisenschmiede“ 

 
Aufgrund des § 14 (1) und § 16 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. 
November 2017 (BGBl.I S. 3634), und der §§ 5, 50, 51 Nr.   6   der   Hessischen   Gemeindeordnung   in   
der   Fassung   der   Bekanntmachung       vom 7. März 2005 (GVBl. I S. 142), zuletzt geändert durch 
Artikel 6 des Gesetzes vom 21. Juni 2018 (GVBl. S. 291), hat die Stadtverordnetenversammlung in ihrer 
Sitzung am ……………. folgende Satzung beschlossen: 

 
§ 1 

Zu sichernde Planung 
 
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Kassel hat in ihrer Sitzung am …………….. beschlossen, für 
das in § 2 näher beschriebene Gebiet den Bebauungsplan Kassel Nr. V/14 „Fiedlerstraße / 
Eisenschmiede“ aufzustellen. Zur Sicherung der Planung wird für dieses Gebiet hiermit eine 
Veränderungssperre erlassen. 

 
§ 2 

Räumlicher Geltungsbereich 
 
Der räumliche Geltungsbereich der Veränderungssperre wird durch die Bunsenstraße im Westen, der 
Eisenschmiede im Norden, dem Haarmannweg im Süden sowie dem Wohngebiet an der 
Schaumbergstraße/Silcherstraße/Wilhelmsthaler Straße im Osten begrenzt. Ein Übersichtplan und 
eine Liste der Flurstücke im Geltungsbereich liegen als Anlage 1 und Anlage 2 bei. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  



Veränderungssperre BPL Nr. V/14 „Fiedlerstraße / Eisenschmiede“ 

 
§ 3 

Rechtswirkung der Veränderungssperre 

(1) In dem von der Veränderungssperre betroffenen Gebiet dürfen: 
1. Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht durchgeführt und bauliche Anlagen nicht 

beseitigt werden; Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB sind 
a. Vorhaben, die die Errichtung, Änderung oder Nutzungsänderung von baulichen 

Anlagen zum Inhalt haben, und 
b. Aufschüttungen und Abgrabungen größeren Umfangs sowie Ausschachtungen, 

Ablagerungen einschließlich Lagerstätten; 
2. erhebliche oder wesentlich wertsteigernde Veränderungen von Grundstücken und 

baulichen Anlagen, deren Veränderungen nicht genehmigungs-, zustimmungs- oder 
anzeigepflichtig sind, nicht vorgenommen werden. 

 
(2) Wenn überwiegende öffentliche Belange nicht entgegenstehen, kann von der 

Veränderungssperre eine Ausnahme zugelassen werden. 
 

(3) Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten der Veränderungssperre baurechtlich genehmigt worden 
sind, Vorhaben, von denen die Gemeinde nach Maßgabe des Bauordnungsrechts Kenntnis 
erlangt hat und mit deren Ausführung vor dem Inkrafttreten der Veränderungssperre hätte 
begonnen werden dürfen, sowie Unterhaltungsarbeiten und die Fortführung einer bisher 
ausgeübten Nutzung werden von der Veränderungssperre nicht berührt. 

 
§ 4 

Inkrafttreten und Außerkrafttreten der Veränderungssperre 
 
Die Veränderungssperre tritt am Tag der öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. Sie tritt nach Ablauf 
von zwei Jahren, vom Tag der Bekanntmachung gerechnet, außer Kraft. Auf die Zweijahresfrist ist der 
seit der Zustellung der ersten Zurückstellung eines Baugesuchs nach § 15 (1) BauGB abgelaufene 
Zeitraum anzurechnen. Die Gemeinde kann die Frist um ein Jahr verlängern. Wenn besondere 
Umstände es erfordern, kann die Gemeinde die Frist bis zu einem weiteren Jahr nochmals verlängern. 
Die Veränderungssperre tritt in jedem Fall außer Kraft, sobald und soweit ein Bebauungsplan für das in 
§ 2 genannte Gebiet rechtsverbindlich wird. 

 
Ausgefertigt mit den beiliegenden Anlagen aufgrund des Beschlusses der Stadtverordnetenversammlung 
der Stadt Kassel ……………………… 
 
 
Kassel, den  
 
 
 
Christian Geselle 
Oberbürgermeister 
 
Anlagen 
Anlage 1: Übersichtsplan 
Anlage 2: Liste der Flurstücke 



Veränderungssperre BPL Nr. V/14 „Fiedlerstraße / Eisenschmiede“ 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  

Anlage 1 zur Satzung  
 

Geltungsbereich Veränderungssperre 
„Fiedlerstraße / Eisenschmiede” 

 
 

 
 

Kassel, August 2019 



Veränderungssperre BPL Nr. V/14 „Fiedlerstraße / Eisenschmiede“ 

 

Anlage 2 zur Satzung 

über die Veränderungssperre für das Gebiet des Bebauungsplans der Stadt Kassel Nr. V/14 
„Fiedlerstraße / Eisenschmiede“ (Verfahrensstand: Aufstellungsbeschluss) 

 
Liste der Flurstücke im Geltungsbereich 
 
 

Gemarkung Kassel, Flur 13 
1. 17/33 
2. 20/4 
3. 21/4 
4. 21/5 
5. 22/2 
6. 23/10 
7. 23/11 
8. 23/13 
9. 23/14 
10. 23/16 
11. 23/17 
12. 28/3 
13. 28/8 
14. 28/11 
15. 28/12 
16. 28/13 
17. 29/21 
18. 29/22 
19. 29/23 
20. 29/24 
21. 109/28 
22. 185/16 
23. 447/21 
24. 448/21 
Gemarkung Kassel, Flur 36 
25. 558/71 

 
 



Magistrat 

- VI - / - 63 - 

 

14. Oktober 2019 

1 von 1 
Vorlage Nr. 101.18.1463 

 

 

Bebauungsplan Nr. I/ 39 "Giesewiesen" 

und Bebauungsplan Nr. I/ 39 "Giesewiesen", 1. Änderung Multifunktionshalle 

(Aufhebung der Stadtverordnetenbeschlüsse zum Satzungsbeschluss) 

 

 

Berichterstatter/-in: Stadtbaurat Christof Nolda 

 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

„Der Aufhebung der Beschlüsse der Stadtverordneten zur Satzung des 

Bebauungsplanes Nr. I / 39 „Giesewiesen“ vom 5. November 1979 und des  

Bebauungsplanes Nr. I / 39 „Giesewiesen“1. Änderung Multifunktionshalle vom 

2. Juli 2007 wird zugestimmt.“ 

 

 

Begründung: 

 

Die Begründung der Vorlage (Anlage 1), eine unmaßstäbliche Verkleinerung des 

Bebauungsplanes Nr. I/39 „Giesewiesen“ (Anlage2) und eine unmaßstäbliche 

Verkleinerung des Bebauungsplanes Nr. I/19 „Giesewiesen“, 1. Änderung 

(Anlage 3) sind als Anlagen beigefügt. 

 

Der Ortsbeirat Südstadt hat die Vorlage in seiner Sitzung am 17. September 2019 

behandelt. 

 

Die Bau- und Planungskommission und der Magistrat haben in ihren Sitzungen am 

4. September 2019 und 14. Oktober 2019 der Vorlage zugestimmt. 

 

 

 

Christian Geselle 

Oberbürgermeister 
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Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. I/39 " Giesewiesen " 
und 
Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. I/39 " Giesewiesen " – 1. Änderung Multifunktions-
halle  
(Aufhebung der Stadtverordnetenbeschlüsse zum Satzungsbeschluss) 
 
 
Begründung der Vorlage 
 
Für das Plangebiet mit Auestadion, Eissporthalle und Tanz- und Kegelzentrum mit wurde der 
Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. I/39 „Giesewiesen“ aufgestellt und am 05.11.1979 als 
Satzung beschlossen. Ziel und Zweck des Bebauungsplanes war es, die Entwicklung eines 
Sportzentrums, das mit seinen Einrichtungen der Freizeiterholung aller Alters- und Bevölke-
rungsgruppen dient, zu ermöglichen. Das Planverfahren wurde bis zum Satzungsbeschluss 
durch die Stadtverordnetenversammlung am 05.11.1979 geführt. Die Genehmigungsverfü-
gung des Regierungspräsidenten erging mit Auflagen am 27.06.1980. Der Plan hat bis heute 
keine Rechtskraft erhalten, da die Auflagen durch eine entsprechende politische Willensbil-
dung in der Nachfolge nicht erfüllt wurden. 
 
Mit der Zielsetzung, dem vorhandenen Freizeit- und Sportzentrum eine Multifunktionshalle 
mit überörtlicher und regional bedeutsamer Funktion hinzuzufügen, wurde der Bebauungs-
planentwurf mit einem geänderten Geltungsbereich als 1. Änderung erstellt und durch die 
Stadtverordneten am 02.07.2007 als Satzung beschlossen. 
 
Zur Sicherung der Umsetzung der notwendigen Maßnahmen, war an den Bebauungsplan der 
Abschluss eines Städtebaulichen Vertrages gemäß § 11 BauGB gekoppelt, in dem die Stadt 
Kassel eine entsprechende Bau- und Finanzierungsverpflichtung mit der Betreibergesell-
schaft der Multifunktionshalle eingeht. 
Da in den folgenden Vertragsverhandlungen keine Einigkeit über die Risikoübernahmen zwi-
schen Betreibergesellschaft und Stadt Kassel erzielt werden konnte, kam es nicht zu Ver-
tragsabschlüssen und damit nicht zur Umsetzung des Bebauungsplanes.  
 
Die Voraussetzungen einen der beiden Bebauungspläne wieder aufzugreifen sind auf abseh-
bare Zeit nicht gegeben. Erfahrungsgemäß müssten nach so langer Zeit die Rahmenbedin-
gungen neu betrachtet und bewertet werden, so dass in jedem Fall erneute Planverfahren 
durchgeführt werden müssten. Daher sollen die bestehenden Beschlüsse der Stadtverordne-
ten aufgehoben werden. 
 
   
   
   
gez.   
Mohr   
   
Kassel, 31. Juli 2019 
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Rathaus, 34112 Kassel 

Telefon 0561 787 2500 

Telefax 0561 787 2502 

fraktion@fdp-freiewaehler-piraten.de 

Vorlage Nr. 101.18.1397 

 

 

Zahl der Um- und Ausbaumaßnahmen mit Erhebung von Straßenbeiträgen 

 

 

Anfrage 

 

zur Überweisung in den Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr 

 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

1. Wie viele und welche Bau- und Umbaumaßnahmen von Straßen sowie 

Erneuerungen der Beleuchtung wurden im Sinne der Anlage der 

Magistratsvorlage Nr. 101.18.1389 im August 2019 begonnen oder werden 

noch beginnen? 

2. Gab es davon Maßnahmen, die ursprünglich erst nach dem 1. September 

beginnen sollten? 

3. Wie viele Maßnahmen im Sinne von Frage Nr. 1 wurden begonnen 

- im Zeitraum Januar bis August 2019 

- in den Jahren 2017 und 2018? 

4. Wie viele Eigentümer müssen bei dem Umbau der Unteren / Oberen 

Königsstraße Straßenbeiträge zahlen und wie hoch ist die Gesamtsumme 

sowie was der kleinste und was der größte Einzelbetrag? 

5. Nach einer Modellrechnung durch das Land Hessen im Rahmen des 

Programms „Starke Heimat Hessen“ erhält die Stadt Kassel rund  

8,2 Millionen Euro zusätzlich. Kann dieses Geld verwendet werden, um die 

Straßenausbaubeiträge ohne die Überleitungsvorschrift gemäß der 

Magistratsvorlage Nr. 101.18.1389 abzuschaffen bzw. finanzieren zu 

können? 

 

 

 

Fragesteller/-in: Stadtverordneter Matthias Nölke 

 

gez. Matthias Nölke 

Fraktionsvorsitzender 
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Rathaus, 34112 Kassel 
Telefon 0561 787 1266 
Telefax 0561 787 7130 
fraktion@Kasseler-Linke.de 

Vorlage Nr. 101.18.1398 
 
 
KVG Betrieb für Nutzer*innen aufrechterhalten 
 
 
Antrag 
 
zur Überweisung in den Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und 
Grundsatzfragen und in den Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und 
Verkehr 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Die Stadtverordnetenversammlung fordert den Regelbetrieb von Bussen und 
Bahnen solange wie möglich aufrecht zu erhalten. Erst bei konkreten 
Störungen im Netz sollen die Alternativen greifen, wie Umleitungen der 
betroffenen Linien, Ersatzverkehr oder im schlimmsten Fall der Ausfall der 
betroffenen Linie. 
Die Stadtverordnetenversammlung appelliert an den Vorstand der KVG und 
fordert den Magistrat und die von ihm entsendeten Mitglieder des 
Aufsichtsrats auf, den Beschluss zur Umsetzung zu bringen. 

 
 
Begründung: 
 
„Samstag, 20. Juli, [bleiben Straßenbahnen und Busse der KVG] ab dem frühen 
Morgen in den Depots. Somit entfallen die Fahrten auf allen KVG-Linien im 
Stadtgebiet Kassel, den Strecken nach Vellmar, Baunatal und durch das 
Lossetal. Die Entscheidung erfolgt, weil wegen der angemeldeten 
Versammlungen mehrere Straßen im gesamten Stadtgebiet für den Verkehr 
gesperrt werden.“  
„Auch der NVV wird mit seinen Bussen und RegioTrams in der Kasseler 
Innenstadt am morgigen Samstag bis auf weiteres nicht unterwegs sein.“ 
Quelle https://www.kvg.de/presse/news/demonstrationen-am-samstag-in-kassel-busse-
und-bahnen-der-kvg-bleiben-morgens-in-den-depots/ 
 

 
 
 
 
 
Die Polizei hatte bei vermeldeten 2.000 Einsatzkräften, die Option Wasserwerfer 
einsetzen zu können als Begründung genannt.  
 
Für die vielen ÖPNV Nutzer einschließlich der über 10.000 Demonstrant*innen 
gegen Rechts führte der Totalausfall zu erheblichen Einschränkungen ihrer 
Mobilität. Hingegen wurden von der KVG mit öffentlicher Zustimmung des OB ein 

https://www.kvg.de/presse/news/demonstrationen-am-samstag-in-kassel-busse-und-bahnen-der-kvg-bleiben-morgens-in-den-depots/
https://www.kvg.de/presse/news/demonstrationen-am-samstag-in-kassel-busse-und-bahnen-der-kvg-bleiben-morgens-in-den-depots/
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2 von 2 Bus bereitgestellt und damit Nazis vom Hauptbahnhof zu der Demoroute 
chauffiert. 
 
 
Berichterstatter/-in: Stadtverordnete Violetta Bock 
 
gez. Lutz Getzschmann 
Fraktionsvorsitzender 
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Rathaus, 34112 Kassel 

Telefon 0561 787 1266 

Telefax 0561 787 7130 

info@cdu-fraktion-kassel.de 

www.CDU-Fraktion-Kassel.de 

Vorlage Nr. 101.18.1400 

 

 

Baumaßnahmen in Kassel 

 

 

Anfrage 

 

zur Überweisung in den Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr 

 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

1. Welche konkreten Punkte haben mit welchen Einzelbeträgen zur 

Gesamtkostensteigerung in Höhe von 11 Mio. € bei der Sanierung des 

Karlsstraßenflügels des Kasseler Rathauses geführt? 

2. Aus welchen Bereichen des Haushaltes kommen die Deckungsmittel für 

diesen Mehrbetrag? 

3. Gibt es Maßnahmen, die aufgrund der Kostensteigerung beim Rathaus nicht 

oder erst später realisiert werden können? 

4. Wenn ja, welche Maßnahmen sind dies und in welcher Form sind sie 

betroffen? 

5. Ist es zutreffend, dass das Vergabeverfahren für den Ersatzneubau der 

Damaschkebrücke aufgehoben wurde? 

6. Wenn ja, 

a. Wann ist die Entscheidung für eine Aufhebung getroffen worden? 

b. Wann ist die Aufhebung erfolgt? 

c. Was waren die Gründe für die Aufhebung? 

d. Wie hoch ist der Zuwendungsbetrag nach MobiföG, welcher der Stadt 

durch die Aufhebung verloren geht?  

e. Wie bewertet der Magistrat die infrastrukturelle Bedeutung des seit 

Jahren geplanten Ersatzneubaus für die 17 Jahre alte 

Damaschkebrücke? 

f. Ist es zutreffend, dass die Damaschkebrücke aufgrund ihrer 

Tragfähigkeit von Fahrzeugen mit einem Gesamtgewicht von über  

12 t nicht befahren werden darf und die deutlich schwereren Busse 

der KVG hierfür eine Sondergenehmigung haben? 

g. Kann der Magistrat eine entsprechende Gefährdung für die Fahrgäste 

der KVG trotz der geringen Brückentragfähigkeit ausschließen? 

h. Wann erfolgte bei der Damaschkebrücke die letzte Brückenprüfung 

und zu welchen Ergebnissen hat sie geführt? 
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2 von 2 i. Wie hoch waren die Mittel, die eigentlich für die Damaschebrücke 

vorgesehen waren und seinerzeit zur Deckung der Mehrkosten beim 

Stadtmuseum verwendet wurden? 

7. Beabsichtigt der Magistrat, den Ersatzneubau Damaschkebrücke nicht zu 

realisieren? 

8. Wann könnte mit der Realisierung des Ersatzneubaus der 

Damaschkebrücke begonnen werden und wie lange würden die 

entsprechenden Baumaßnahmen bis zur Fertigstellung dauern? 

9. Gibt es Steigerungen bei den Kosten des Umbaus der Königsstraße? 

10. Wenn ja,  

a. Welche Gründe sind hierfür ursächlich? 

b. Auf welchen Betrag belaufen sich die Kostensteigerungen? 

c. Aus welchen Haushaltsstellen erfolgt die Deckung des Mehrbedarfs? 

11. Gibt es Steigerungen bei den Kosten des Umbaus der Druseltalstraße 

a. Wenn ja, welche Gründe sind hierfür ursächlich? 

b. Auf welchen Betrag belaufen sich die Kostensteigerungen? 

c. Aus welchen Haushaltsstellen erfolgt die Deckung des Mehrbedarfs? 

12. Wie ist das weitere Vorgehen beim vorerst gestoppten Umbau der 

 Heinrich-Heine-Straße? 

 

 

 

Fragesteller/-in: Stadtverordneter Dominique Kalb 

 

gez. Dr. Michael von Rüden 

Fraktionsvorsitzender 
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Rathaus, 34112 Kassel 

Telefon 0561 787 1266 

Telefax 0561 787 7130 

info@cdu-fraktion-kassel.de 

www.CDU-Fraktion-Kassel.de 

Vorlage Nr. 101.18.1429 

 

 

Gestaltung Karlsplatz / documenta-Institut 

 

 

Antrag 

 

zur Überweisung in den Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr 

 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

Der Magistrat wird aufgefordert, im Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität 

und Verkehr seine Vorstellungen der Realisierung des documenta-Instituts auf 

dem Karlsplatz zu erläutern und über den Sachstand bzw. die Ergebnisse der 

Beteiligung der Anlieger zu berichten. 

 

 

Begründung: 

 

 

 

Berichterstatter/-in: Stadtverordneter Dominique Kalb 

 

gez. Dr. Michael von Rüden 

Fraktionsvorsitzender 



  
 

Stadtverordneter Andreas Ernst 
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Vorlage Nr. 101.18.1455 

 

 

Integriertes Entwicklungskonzept Kasseler Osten (ISEK) 

 

 

Gemeinsame Anfrage 

 

zur Überweisung in den Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr 

 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

1. Welche Maßnahmen wurden bisher im Projekt - Stadtumbau 

Unterneustadt/Bettenhausen und Soziale Stadt Forstfeld/Waldau begonnen? 

2. Welche Maßnahmen wurden in der Zwischenzeit beendet und wie hoch 

waren die verausgabten Gesamtkosten (Anteil Stadt und Anteil Hessen)? 

3. Welche Maßnahmen sind für 2019 bis 2021 geplant? 

4. Für welche geplanten Maßnahmen stehen Haushaltsmittel für 2020 

voraussichtlich zur Verfügung? 

5. Ist es beabsichtigt, vorgesehene Projekte zeitlich zu verschieben oder anders 

zu priorisieren? Wenn ja, welche Projekte betrifft dies, und was ist der Grund 

dafür? 

 

 

Fragesteller/-in: Stadtverordneter Mario Lang 

 

 

Patrick Hartmann Boris Mijatovic 

Fraktionsvorsitzender SPD Fraktionsvorsitzender B90/Grüne 

 

 

Andreas Ernst  

Stadtverordneter  
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Rathaus, 34112 Kassel 

Telefon 0561 787 2500 

Telefax 0561 787 2502 

fraktion@fdp-freiewaehler-piraten.de 

Vorlage Nr. 101.18.1486 

 

 

Parkgebührenordnung 

 

 

Anfrage 

 

zur Überweisung in den Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr 

 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

1. Wie haben sich die Einnahmen durch Parkgebühren seit 2015 entwickelt, 

aufgeteilt pro Jahr und den jeweiligen Parkgebührenzonen? 

2. Wie hoch wären die Einnahmeausfälle bei einer flächendeckenden 

Einführung der sog. Brötchentaste oder anderer Varianten, die 

gebührenfreies Parken für maximal 30 Minuten ermöglichen? 

3. Wie viele Nutzer bezahlen Parkgebühren mittels entsprechender Handy-

Apps und welche Einnahmen / Verfahrenskosten entstehen seit Einführung 

dieser Bezahlmöglichkeit? 

4. Wie viele Parkkarten sind über die Parkhausgesellschaft Kassel ausgegeben 

und wie oft werden diese  

- pro Jahr insgesamt sowie 

- in der gebührenfreien Zeit (18-20 Uhr) und im Abendtarif (20-8 Uhr) 

   genutzt? 

5. Wie hoch sind die Einnahmen allein durch die Nutzung der Parkkarte? 

6. Wie viele Park- und Halteverstöße gegen die Parkgebührenordnung sowie 

gegen die entsprechenden Regelungen der Straßenverkehrsordnung wurden 

seit 2015 jährlich geahndet und wie hoch waren die entsprechenden 

Einnahmen? 

7. Was sind die häufigsten Park- und Halteverstöße gegen die 

Parkgebührenordnung sowie gegen die entsprechenden Regelungen der 

Straßenverkehrsordnung? 

 

 

Fragesteller/-in: Stadtverordneter Matthias Nölke 

 

gez. Matthias Nölke 

Fraktionsvorsitzender 
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Rathaus, 34112 Kassel 

Telefon 0561 787 1266 

Telefax 0561 787 7130 

fraktion@Kasseler-Linke.de 

Vorlage Nr. 101.18.1490 

 

 

Ausbau Rad- und Gehwegverbindung am Katzensprung vorstellen 

 

 

Antrag 

 

zur Überweisung in den Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr 

 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

Die Planung für den Ausbau der Rad- und Gehwegverbindungen an der 

Kreuzung Katzensprung werden im nächsten Ausschuss für Stadtentwicklung, 

Mobilität und Verkehr vorgestellt. 

 

Dabei sollen insbesondere die Umsetzung bzw. die Gründe der Nichtumsetzung 

der Beschlüsse Radverkehrskonzept, Förderung des Radverkehrs, der Klimakrise 

entschieden begegnen und Energiewende Charta Nordhessen dargestellt 

werden. 

 

 

Begründung: 

 

Die in diesem Jahr von der Stadtverordnetenversammlung gefassten Beschlüsse 

„Radverkehrskonzept Stadt Kassel 2030“ (101.18.1345), „Förderung des 

Radverkehrs im Gebiet der Stadt Kassel“ (101.18.1237) und „Der Klimakrise 

entschieden begegnen“ (101.18.1379) und „Energiewende Charta Nordhessen“ 

(101.18.1099) treffen Aussagen zur Verkehrswende und der Reduzierung der 

Emissionen des Verkehrs und der Priorisierung des Radverkehrs. 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

Antrag Fraktion Kasseler Linke Vorlage-Nr. 101.18.1490 

2 von 2 „Mit dem Ziel mehr Sicherheit für die Verkehrsteilnehmer zu erreichen, soll als 

Planungs- und Umsetzungsgrundsatz die Trennung der Verkehrsarten gelten.“ 

heißt es im ersten Absatz der im September in der Stadtverordnetenversammlung 

beschlossenen Förderung des Radverkehrs. Im nächsten Absatz ist zu lesen: „Bei 

der Abwägung von Planungsvarianten innerhalb von Straßenbauprojekten 

[beauftragt die Stadtverordnetenversammlung den Magistrat] die Belange des 

Radverkehrs mit hohem Gewicht im Rahmen der geltenden Regelwerke zu 

berücksichtigen.“ 

 

 

Berichterstatter/-in: Stadtverordnete Violetta Bock 

 

gez. Lutz Getzschmann 

Fraktionsvorsitzender 



 

Fraktion in der 

Stadtverordnetenversammlung 

 

18. Oktober 2019 

1 von 1 

Rathaus, 34112 Kassel 

Telefon 0561 787 1266 

Telefax 0561 787 7130 

info@cdu-fraktion-kassel.de 

www.CDU-Fraktion-Kassel.de 

Vorlage Nr. 101.18.1495 

 

 

Straßenumbau- und -ausbaumaßnahmen vor dem 01.09.2019 

 

 

Anfrage 

 

zur Überweisung in den Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr 

 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

Welche einzelnen Maßnahmen sind vor dem 01.09.2019 in Auftrag gegeben, so 

dass diese gemäß § 17 der Satzung über die Erhebung von Straßenbeiträgen in 

der Stadt Kassel der Beitragspflicht der zum 01.09.2019 aufgehobenen Satzung 

unterliegen? 

 

Bitte aufschlüsseln nach: 

 

1. bereits abgeschlossenen, jedoch noch nicht abgerechneten, 

2. bereits begonnenen, noch laufenden, 

3. bereits in Auftrag gegebenen, aber noch nicht begonnenen 

 

Maßnahmen. 

 

 

Fragesteller/-in: Stadtverordneter Wolfram Kieselbach 

 

gez. Dr. Michael von Rüden 

Fraktionsvorsitzender 



 

Fraktion in der Stadtverordnetenversammlung 
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Rathaus, 34112 Kassel 

Telefon 0561 787 1266 

Telefax 0561 787 7130 

fraktion@Kasseler-Linke.de 

Vorlage Nr. 101.18.1501 

 

 

Mehr Radabstellplätze am Kasseler Rathaus 

 

 

Antrag 

 

zur Überweisung in den Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr 

 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

Im Rathaus Kassel werden Radabstellanlagen überdacht im Parkdeck mit 40% 

der bisherigen PKW Stellplatzfläche geschaffen. 

 

 

Begründung: 

 

„Als grobes Maß für den Bedarf gilt dabei, dass die Anzahl öffentlich nutzbarer 

Radabstellplätze in einem Bezugsgebiet ca. 40% der Anzahl der Kfz-Stellplätze im 

öffentlichen Raum betragen soll. Dabei sind bis zum Jahr 2022 1800 Abstellplätze 

zu schaffen. Des weiteren sollen exemplarisch verschiedene Erweiterungen, wie 

Überdachung, Druckluftstation und Ladestationen in diesem Zeitraum aufgestellt 

werden. Nach diesem Umsetzungszeitraum (bis 2022) soll evaluiert werden, ob die 

Anzahl öffentlich nutzbarer Radabstellplätze in einem Bezugsgebiet auf 60% oder 

80% der Anzahl der Kfz-Stellplätze im öffentlichen Raum bis zum Jahr 2025 

erhöht werden soll.“ 

 

Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 23.09.2019 

 

Berichterstatter/-in: Stadtverordnete Violetta Bock 

 

gez. Lutz Getzschmann 

Fraktionsvorsitzender 
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